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A. Europäische Integration und Europäische Politische Zusammenarbeit 

Zusammenfassende Würdigung 

Im Berichtszeitraum bildete die Europapolitik ei-
nen Schwerpunkt der politischen Aktivitäten der 
Bundesregierung. Die Übernahme der Präsident-
schaft in der Europäischen Gemeinschaft im ersten 
Halbjahr 1983 hat der Bundesregierung Gelegen-
heit gegeben, ihre europapolitischen Zielsetzungen 
verstärkt zur Geltung zu bringen. Sie hat das ihr 
übertragende Mandat genutzt, um den Prozeß der 
Einigung Europas energisch zu fördern: Die Wei-
chen für eine längerfristige Lösung der aktuellen 
Probleme der Gemeinschaft konnten gestellt wer-
den. Zugleich ist auch die politische Finalität der 
europäischen Einigung wieder stärker ins allge-
meine Bewußtsein gerückt worden. Die Gemein-
schaft hat im Berichtszeitraum wesentliche Im-
pulse erhalten, namentlich durch 

— die Unterzeichnung der Feierlichen Deklaration 
zur Europäischen Union, 

— den Eintritt in konkrete Verhandlungen über 
eine strukturelle Reform des Finanz- und Haus-
haltssystems der Gemeinschaft und damit zu-
sammenhängende Fragen der weiteren Ent-
wicklung der Gemeinschaftspolitiken und 

— die Reform des Europäischen Sozialfonds. 

Mit der dank intensiver Bemühungen der Bundes-
regierung erreichten Unterzeichnung der Feierli-
chen Deklaration zur Europäischen Union auf dem 
Europäischen Rat (ER) am 19. Juni in Stuttgart 
wurde ein wichtiges Ziel der deutschen Präsident-
schaft verwirklicht. Die zehn Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft haben damit einen weiteren, poli-
tisch bedeutsamen Schritt auf dem Weg zur Euro-
päischen Union getan. Die Feierliche Deklaration 
gibt der Zusammenarbeit in der Außenpolitik und 
in der Politik der wirtschaftlichen Integration für 
die nächsten Jahre konkrete Ziele, erschließt na-
mentlich in der kulturellen Zusammenarbeit und 
der Rechtsangleichung neue Felder und setzt der 
institutionellen Zusammenarbeit einen weiterfüh-
renden Rahmen, wenngleich die Stärkung des Eu-
ropäischen Parlaments und die Verbesserung der 
Beschlußfassung im Ministerrat nicht in dem ge-
wünschten Ausmaß erreicht werden konnten. 

Im Mittelpunkt der Beratungen des ER in Stuttgart 
standen die seit längerem anstehenden Probleme, 
die eine dynamische Fortentwicklung der Gemein-
schaft zu blockieren drohten. Es ist der Bundesre-
gierung durch eine Verknüpfung der wesentlichen 
Fragen zu einem Verhandlungspaket gelungen, die 
Verhandlungsbereitschaft aller Mitgliedstaaten 
herzustellen und damit den Weg zur Überwindung 
des Problemstaus freizumachen. Die Themen der 
inzwischen von der griechischen Präsidentschaft 
aufgenommenen breitangelegten Verhandlung sind 

die künftige Finanzierung der Gemeinschaft, die 
Entwicklung der Gemeinschaftspolitiken, die mit 
der Erweiterung zusammenhängenden Fragen, die 
besonderen Probleme einiger Mitgliedstaaten im 
Haushaltsbereich und in anderen Bereichen sowie 
die Notwendigkeit einer strengeren Haushaltsdis-
ziplin. Über diese Punkte wird nach Abschluß der 
Beratungen gemeinsam beschlossen werden. Die 
vom Rat im Juni beschlossene Reform des Europäi-
schen Sozialfonds erlaubt es der Gemeinschaft, ih-
ren Beitrag zu der für alle Mitgliedstaaten vorrangi-
gen Aufgabe der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
effizienter als bisher zu leisten. In Zukunft werden 
mindestens 75 v. H. der verfügbaren Mittel für Maß-
nahmen zugunsten von Jugendlichen unter 25 Jah-
ren, vor allem für ihre berufliche Bildung ausgege-
ben. 

Weitere wichtige Ergebnisse im Berichtszeitraum 
sind Fortschritte in den Beitrittsverhandlungen mit 
Portugal und Spanien, die im gewerblichen Bereich 
erheblich vorangekommen sind und bei denen jetzt 
die verbleibenden Problembereiche vor allem im 
Agrarsektor aufgenommen werden müssen. Im 
Wirtschafts- und Währungsbereich sind hervorzu-
heben die Aufstockung der Anleihemöglichkeiten 
der Gemeinschaft (Neues Gemeinschaftsinstru-
ment) um 3 Mrd. ECU 1 ) zur Investitionsförderung 
kleinerer und mittlerer Unternehmen sowie die Ge-
währung einer Gemeinschaftsanleihe zugunsten 
von Frankreich über 4 Mrd. ECU, die der Unterstüt-
zung des wirtschaftspolitischen Stabilisierungs-
programms der französischen Regierung dient und 
zugleich zu einer besseren Konvergenz innerhalb 
der Gemeinschaft beiträgt. Eine Maßnahme beson-
derer Solidarität mit einem Mitgliedstaat ist die Be-
reitstellung von 100 Mio. ECU zur Sanierung der 
städtischen Infrastruktur von Belfast. Die Gemein-
schaft bekundet damit ihre Hilfe und Sympathie 
mit der von den Auseinandersetzungen in Nordir-
land schwer getroffenen Bevölkerung. Im Bereich 
der Umweltpolitik, die nach Auffassung der Bun-
desregierung zu den grundlegenden politischen 
Notwendigkeiten zählt, hat der Rat verschiedene 
Schritte zur Reinhaltung der Luft und der Gewäs-
ser unternommen. Er hat ferner auf deutsche Ver-
anlassung u. a. ein Symposium zur Ursachenfor-
schung der Waldschäden beschlossen. 

Im Rahmen der Europäischen Politischen Zusam-
menarbeit setzten die Zehn intensiv ihre außenpoli-
tische Abstimmung fort, um den zunehmenden 
Spannungen und Unsicherheiten in der Welt zu be-
gegnen und ihren Anteil an Verantwortung für die 
Lösung internationaler Krisen und bei der Erhal-
tung von Frieden und Stabilität in der Welt zu tra-
gen. Wichtigste Aktionsfelder der Europäischen Po-
litischen Zusammenarbeit waren unverändert die 

1 ) 1 ECU = ca. 2,43 DM (Haushaltskurs 1983) 
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Ost-West-Beziehungen und der Nahe Osten, zu de-
nen verstärkt die Probleme Mittelamerikas traten. 
Im institutionellen Bereich wurden insbesondere 
Fortschritte bei den Konsultationen mit Drittstaa-
ten und internationalen Organisationen sowie in 
der Zusammenarbeit der Auslandsvertretungen in 
Drittstaaten erzielt. 

Der Pflege der bilateralen Beziehungen zu den EG-
Partnern, insbesondere zu Frankreich, maß die 
Bundesregierung weiterhin große Bedeutung bei. 

Insgesamt sind unter anhaltend schwierigen Rah-
menbedingungen weitere Integrationsfortschritte 
erreicht worden. Zugleich ist es gelungen, Bewe-
gung in seit längerem stagnierende Bereiche zu 
bringen und den Einstieg in Verhandlungen über 
die weitere Entwicklung der Gemeinschaft zu eröff-
nen. 

Die wichtigsten Entwicklungen im Berichtszeit-
raum werden im folgenden zusammenfassend dar-
gestellt. Die Einzelheiten sind in dem angefügten 
besonderen Teil aufgeführt, auf die bei den einzel-
nen Bereichen durch Ziffern verwiesen wird. Er-
gänzend wird auf die im Bulletin der Bundesregie-
rung (Nr. 65 und 73 vom 21. Juni und 2. Juli 1983) 
veröffentlichten Ergebnisse des ER in Stuttgart und 
die Berichte des Bundeskanzlers über den ER bzw. 
des Bundesministers des Auswärtigen über die Bi-
lanz der deutschen Präsidentschaft vor dem Euro-
päischen Parlament hingewiesen. 

Europäische Gemeinschaften 

1. Institutioneller Ausbau 

In der Feierlichen Deklaration zur Europäischen 
Union bekennen sich die Mitgliedstaaten zu einer 
Stärkung des politischen Gewichts der europäi-
schen Institutionen, namentlich des Europäischen 
Rates und der einzelnen Organe der Europäischen 
Gemeinschaft. (Ziffern 1 bis 11) 

Während die Ziele der Feierlichen Deklaration im 
einzelnen noch der Umsetzung bedürfen, hat die 
Bundesregierung die Präsidentschaft genutzt, um 
in der Praxis die Beziehungen zwischen Rat und 
Europäischem Parlament (EP), die einen Schwer-
punkt der deutschen Europapolitik im Berichtszeit-
raum bildeten, weiter zu vertiefen. (Ziffern 2 bis 6) 

2. Innerer Ausbau und Fortentwicklung der Gemein-
schaft 

Die Elemente des Stuttgarter Verhandlungspakets 
sind einander gleichwertig zugeordnet. Der Rat hat 
bis zum Ende des Berichtszeitraums bereits vier-
mal in besonderer Zusammensetzung („Sonderrat") 
über alle Teile des Pakets parallel verhandelt und 
wird bis zur nächsten Tagung des Europäischen 
Rats vom 4. bis 6. Dezember 1983 in Athen die in 
Stuttgart vereinbarte gleichzeitige Entscheidung 
über die vier Verhandlungskapitel (Überprüfung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik, Überprüfung der 

Strukturfonds, Überprüfung und Entwicklung der 
sonstigen Politiken und neue Gemeinschaftsaktio-
nen, künftige Finanzierung der Gemeinschaft) vor-
bereiten. Der Sonderrat wird durch eine zentrale 
Vorbereitungsgruppe auf hoher Ebene und durch 
besondere Sachverständigengruppen unterstützt. 

Die bisherigen Arbeiten haben die widerstreiten-
den Interessen der Mitgliedstaaten deutlich hervor-
treten lassen. Wichtigste Aufgabe ist zunächst die 
Herausarbeitung konkreter Optionen für die Lö-
sung der Schlüsselfragen. Die Bundesregierung 
nimmt dabei eine konstruktive Haltung ein, die 
durch die besondere Rolle der Bundesrepublik 
Deutschland im gemeinschaftlichen Finanzierungs-
system, ihre sachpolitischen Interessen und von ih-
rer Verantwortung für die Fortsetzung des Prozes-
ses der europäischen Integration bestimmt ist. 

Von besonderer Bedeutung ist hierbei nach Auffas-
sung der Bundesregierung eine Begrenzung der 
Ausgabendynamik der Agrarkosten. Entsprechend 
dem Auftrag des ER hat die Kommission am 28. Juli 
1983 Vorschläge zur Rationalisierung der Gemein-
samen Agrarpolitik sowie zur Stärkung der Effi-
zienz der Strukturfonds, darunter des Agrarstruk-
turfonds der Gemeinschaft, vorgelegt. Ausgehend 
von der Situation auf den Agrarmärkten und den 
finanziellen Zwängen kommt die Kommission wie 
in früheren Mitteilungen zum Ergebnis, daß eine 
unbegrenzte Preisgarantie für unbegrenzte Mengen 
nicht mehr möglich ist. Die Landwirte sollen stär-
ker an den Kosten für die Vermarktung der Erzeug-
nismengen beteiligt werden, die eine bestimmte 
Schwelle übersteigen. Im einzelnen schlägt die 
Kommission dazu eine restriktive Preispolitik, die 
Durchforstung der Beihilfen, eine Auflockerung der 
Interventionsmechanismen, ein Quotensystem im 
Milchsektor, neue Formen des Abbaus der Wäh-
rungsausgleichsbeträge, die Einführung einer Ab-
gabe auf den Verbrauch von Fetten, Maßnahmen 
zur Beschränkung von Einfuhren aus Drittländern 
und Regeln zur Begrenzung des Anstiegs der 
Agrarausgaben und zur Haushaltsdisziplin vor. 

Während in der Gemeinschaft weitgehend Einigkeit 
darüber besteht, daß die Ausgaben auf dem Agrar-
sektor begrenzt werden müssen, haben die dazu 
vorgelegten Vorstellungen der Kommission in den 
Mitgliedstaaten ein zum Teil recht unterschiedli-
ches Echo gefunden. So kann auch die Bundesregie-
rung insbesondere den Vorschlägen über den Ab-
bau des Währungsausgleichs und über die Einfüh-
rung einer Abgabe auf den Verbrauch von Fetten 
nicht zustimmen. Sie hält Maßnahmen zur Stabili-
sierung der Einfuhren nur unter Wahrung der in-
ternationalen außenhandelsrechtlichen Verpflich-
tungen und nur nach Verhandlungen mit den be-
troffenen Drittländern unter Berücksichtigung der 
handelspolitischen Problematik für möglich. 

Die auf verschiedenen Ebenen der Gemeinschaft 
darüber geführten Diskussionen dauern noch an. 

Der Verhandlungsauftrag des ER schließt auch eine 
langfristige Lösung des Problems der ungleichmä-
ßigen Lastenverteilung (hohe britische und deut-
sche Nettobelastung) ein. Die in Stuttgart selbst er- 
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reichte abermalige Einjahreslösung, die den Weg 
frei machte für die Zustimmung aller Mitgliedstaa-
ten zu der beschlossenen breitangelegten Verhand-
lung, stellt einen bedeutenden politischen Erfolg 
der deutschen Präsidentschaft dar. Der Europäi-
sche Rat vereinbarte für das zunehmend schwieri-
ger werdende Problem der Ausgleichszahlungen an 
Großbritannien im Wege eines politischen Kompro-
misses eine pauschale Nettoentlastung von 750 Mio. 
ECU (1,82 Mrd. DM) für 1983, an der sich die Bun-
desrepublik Deutschland mit Rücksicht auf ihre ei-
gene Belastung durch den EG-Haushalt wie bei der 
für 1982 getroffenen Regelung nur mit 50 v. H. ihres 
normalen Haushaltsanteils zu beteiligen braucht. 
Bei dieser Regelung wurde berücksichtigt, daß 
Großbritannien bei den Ausgleichszahlungen für 
1980 und 1981 wegen der günstigeren Entwicklung 
unerwartet gut abgeschnitten hatte. Die Implemen-
tierung dieses politischen Kompromisses soll im 
Haushalt für 1984 vorgenommen werden. (Ziffern 
15 bis 17) 

Die Kommission legte im Juni den Vorentwurf für 
den Haushalt 1984 in Höhe von 25,5 Mrd. ECU 1 ) vor. 
In erster Lesung beschloß der Rat im Juli Kürzun-
gen, die das Volumen auf 24,8 Mrd. ECU begrenzen. 
(Ziffer 16) 

Unter anhaltend schwierigen weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen ist in der Gemeinschaft der 
konjunkturelle Erholungsprozeß in Gang gekom-
men. Trotz weiter hoher Arbeitslosigkeit konnte die 
Inflationsrate erheblich gesenkt, die Zahlungsbi-
lanz der Gemeinschaft deutlich konsolidiert wer-
den. Mögen auch erhebliche Unterschiede in der 
Wirtschaftslage der einzelnen Mitgliedstaaten be-
stehen, so wurde doch von keiner Seite in der Ge-
meinschaft die Notwendigkeit einer marktwirt-
schaftlichen Wirtschaftspolitik in Frage gestellt, die 
auf die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Stärkung 
der Investitionskraft und Konsolidierung der natio-
nalen Haushalte und Außenbilanzen gerichtet ist. 
Die Gemeinschaft konnte so eine maßgebliche 
Rolle in den Gremien der internationalen wirt-
schaftspolitischen Zusammenarbeit spielen, na-
mentlich auf der Tagung des OECD-Ministerrats 
und auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg. 
Der ER in Stuttgart bekräftigte die Entschlossen-
heit der Gemeinschaft, die auf Gemeinschaftsebene 
eingeleiteten Maßnahmen weiter auszubauen, um 
die Aussichten für einen nachhaltigen nichtinflatio-
nären Wirtschaftsaufschwung entsprechend den 
vom OECD-Ministerrat festgelegten Leitlinien zu 
verstärken. Die Gemeinschaft hat sich trotz der Be-
strebungen nach handelspolitischem Schutz und 
Subventionen insgesamt als ein wichtiger Faktor 
bei der Stärkung der Weltwirtschaft bewährt. (Zif-
fern 12 und 13) 

Das Europäische Währungssystem (EWS) erwies 
sich im Berichtszeitraum als uneingeschränkt funk-
tionsfähig. Der Markt hat die Neufestsetzung der 
Wechselkurse vom März 1983 angenommen. Das 
Realignment vom März erleichterte den währungs-
schwächeren Mitgliedstaaten in den letzten Mona- 

1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1984) 

ten die Rückkehr zu einem außenwirtschaftlichen 
Gleichgewicht. Andererseits trat die gelegentlich 
befürchtete Beeinträchtigung der Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Exportwirtschaft nicht ein; 
dagegen unterstützte die Aufwertung der Deut-
schen Mark die Bemühungen der Bundesregierung 
um eine erhöhte Preisstabilität. (Ziffer 14) 

Einen bedeutenden Fortschritt beim Ausbau des eu-
ropäischen Binnenmarktes stellte die Verabschie-
dung der siebten Richtlinie über den konsolidierten 
Abschluß (Konzernbilanz-Richtlinie) dar. Insge-
samt gelang es während der deutschen Präsident-
schaft, zu Binnenmarktfragen dreizehn Richtlinien 
und eine Verordnung zu verabschieden. Dagegen 
konnte bei der Drittlands-Richtlinie noch keine Ei-
nigung herbeigeführt werden. Hauptproblem ist die 
nach wie vor von einigen Mitgliedstaaten gefor-
derte Verknüpfung zwischen Fortschritten beim 
Ausbau des Binnenmarktes und einer Verschär-
fung des handelspolitischen Instrumentariums ge-
genüber Drittstaaten. Die Bundesregierung wird 
ihre Bemühungen zum Ausbau des Binnenmarktes 
mit Nachdruck weiter verfolgen. Sie setzt sich da-
her wie bisher für die Beseitigung der verschie-
denen noch bestehenden Formen von Wettbewerbs-
verzerrungen, z. B. durch Beihilfen sowie der Han-
delshemmnisse, u. a. in Form unterschiedlicher na-
tionaler Normen, und der Hemmnisse im Dienstlei-
stungsbereich ein. Sie wird mit Nachdruck versu-
chen, die europäische Dimension zur Verbesserung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen zu nutzen. (Ziffer 18) 

In Erfüllung eines Auftrags des ER vom 
21./22. März 1983 faßten die Arbeits- und die Bil-
dungsminister am 2. Juni auf getrennten Ratsta-
gungen und am 3. Juni auf einer gemeinsamen Ta-
gung grundlegende Beschlüsse für eine wirksame 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Der ER 
bestätigte auf seiner Stuttgarter Tagung diese Be-
schlüsse und richtete einen Appell an die Mitglied-
staaten, durch eigene Anstrengungen mit dafür zu 
sorgen, daß die beschlossenen Maßnahmen der Ge-
meinschaft in den einzelnen Ländern voll wirksam 
werden können. Unter diesen Beschlüssen kommt 
entscheidende Bedeutung der Reform des Sozial-
fonds zu, mit der ein wesentliches Ziel der deut-
schen EG-Präsidentschaft erreicht werden konnte. 
Aber auch die Ratsentschließungen zur Berufsbil-
dungspolitik in den 80er Jahren und über die Be-
rufsbildungsmaßnahmen in Verbindung mit den 
neuen Informationstechnologien sind wesentliche 
Erfolge unsere Präsidentschaft. Der Kern der erst-
genannten Entschließung ist die Selbstverpflich-
tung der Mitgliedstaaten, allen Jugendlichen im An-
schluß an die Schule entweder eine berufliche 
Grundausbildung oder die Gelegenheit einer ersten 
Berufserfahrung zu vermitteln. (Ziffern 74, 82 bis 
86) 

Nach mehreren Verhandlungsrunden einigten sich 
die EG-Agrarminister am 17. Mai 1983 auf die 
Agrarpreise 83/84. Entsprechend den schwierigen 
wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedin-
gungen liegt die Erhöhung der Marktordnungs-
preise in ECU mit durchschnittlich 4,2 v. H. erheb- 
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lieh unter den Preisanhebungen der Vorjahre. Der 
positive deutsche Währungsausgleich wurde um 3,2 
v. H.-Punkte abgebaut, wobei ein Teil des Abbaus 
(1,1 v. H.-Punkte) auf einer Neubewertung des briti-
schen Pfundes und damit des ECU-Leitkurses be-
ruht und somit nicht negativ auf das Einkommen 
der deutschen Landwirtschaft durchschlägt. Die 
durchschnittliche Preisanhebung in DM beträgt 
nach diesen Währungsmaßnahmen 2 v. H. Die fi-
nanziellen Auswirkungen der Preisbeschlüsse wer-
den von der EG-Kommission auf 435 Mio. ECU für 
das Haushaltsjahr 1983 und ca. 810 Mio. ECU für 
das Haushaltsjahr 1984 geschätzt. 

Mit den moderaten Preisanhebungen haben die 
Agrarminister sowohl markt- und außenhandelspo-
litischen Erfordernissen als auch der schwierigen 
Finanzlage der Gemeinschaft Rechnung getragen. 
Trotzdem wurde wegen der ungünstigen Welt-
marktentwicklung und der Rekordernten der abge-
laufenen Wirtschaftsjahre ein Nachtragshaushalt 
erforderlich, der zusätzliche Agrarausgaben in 
Höhe von 1,761 Mrd. ECU 1 ) vorsieht. 

Der Rat der Agrarminister konnte in den für den 
Fortgang der Beitrittsverhandlungen wichtigen 
Verhandlungen zur Anpassung der Marktordnun-
gen für Obst/Gemüse und Olivenöl gewisse Fort-
schritte erzielen. (Ziffern 35 bis 49) 

Erstmals bildeten die im Januar 1983 verabschiede-
ten Regeln der Gemeinsamen Fischereipolitik den 
Rahmen für die Frühjahrssaison der Fischerei in 
Nord- und Ostsee und im Atlantik, allerdings auf 
der Grundlage der Fangmengen und Quoten für 
1982. Eine Einigung für 1983 scheitert vorläufig vor 
allem an Auseinandersetzungen über Heringsquo-
ten in der Nordsee. Auch das im Januar im Grund-
satz beschlossene Strukturpaket konnte noch nicht 
verabschiedet werden. Die deutsche Fernfischerei 
leidet unter der Weigerung Kanadas, die im Fische-
reiabkommen EG/Kanada vorgesehenen Lizenzen 
zu erteilen. Kanada beschwert sich über unzurei-
chenden Zugang für seine Fischprodukte auf den 
Gemeinschaftsmarkt. Unsicherheit für die Hoch-
seefischerei schafft auch der Wunsch Grönlands, 
über die Fänge in der grönländischen Wirtschafts-
zone selbst zu bestimmen. Die Gemeinschaft schloß 
ein Fischereiabkommen mit der Volksrepublik 
Guinea sowie mit Finland und beschloß, dem Ab-
kommen über die Fischerei in der Ostsee und den 
Belten (Danziger Konvention) beizutreten, sobald 
die entsprechenden Vertragsänderungen in Kraft 
getreten sind. (Ziffer 50 bis 53) 

In der Verkehrspolitik erzielte der Rat auf seiner 
Tagung am 7. Juni 1983 in einer Reihe von Pro-
blemen Übereinstimmung. Von besonderer Bedeu-
tung sind die Entscheidung des Rates über den 
interregionalen Linienflugverkehr, die einen ersten 
Schritt im Rahmen einer gemeinschaftlichen Luft-
verkehrspolitik darstellt, sowie die Tatsache, daß 
über beide auf dem Gebiet des Seeverkehrs vorge-
legten deutschen Vorschläge über Konsultationen 
zur Abwehr von Dumping und Flaggenprotektionis- 

1 ) 1 ECU = ca. 2,43 DM 

mus als auch über den Such- und Rettungsdienst 
auf See Einigung erzielt werden konnte. (Ziffern 63 
bis 66) 

In der Stahlpolitik wurden die Bemühungen um 
eine Bewältigung der europäischen Stahlkrise in 
mehreren Ratstagungen fortgesetzt. Wesentliches 
Ergebnis war die Einigung über die Fortführung 
des Produktionsquotensystems zunächst bis 31. Ja-
nuar 1984 als Begleitmaßnahme zu der erforderli-
chen Umstrukturierung. Die Entscheidung der US-
Behörden vom 5. Juli 1983, die Edelstahleinfuhren 
in die USA zu beschränken, nahm der Rat mit Be-
dauern zur Kenntnis und billigte die von der Korn-
mission vorgeschlagenen Konsultationen im Rah-
men des GATT. 

Gegen die Genehmigung einer Reihe von Beihilfen 
an die Stahlindustrie in Belgien, Frankreich, Groß-
britannien und Italien durch die Kommission hat 
die Bundesregierung Klage beim Europäischen Ge-
richtshof eingereicht. (Ziffern 19 bis 21, 32) 

Schwerpunkt der Forschungspolitik war im Be-
richtszeitraum die Verabschiedung des Rahmen-
programms durch den Rat am 28. Juni 1983. Nach 
über zweijährigen Beratungen ist damit eine lang-
jährige deutsche Forderung erfüllt worden. Das Er-
gebnis trägt dem Standpunkt der Bundesregierung 
weitgehend Rechnung. Der Rat befaßte sich 
u. a. mit dem Informationstechnologie-Programm 
ESPRIT, über dessen Bedeutung und Ziele Einver-
nehmen festgestellt wurde. (Ziffern 67 bis 72) 

In der Energiepolitik besteht trotz bedeutender 
Fortschritte, die in der Gemeinschaft während der 
letzten Jahre bei der rationellen Energieverwen-
dung und der Zurückdrängung des Öls erreicht 
wurden, Einvernehmen über die Notwendigkeit, bei 
gegenwärtig entspannter Ölversorgungslage in den 
gemeinsamen energiepolitischen Anstrengungen 
nicht nachzulassen. Im Berichtszeitraum konnten 
weitere Fortschritte durch die Verabschiedung von 
Empfehlungen zur Preis- und Tarifbildung bei Erd-
gas sowie zur Ölverdrängung durch feste Brenn-
stoffe in industriellen und öffentlichen Verbren-
nungsanlagen erzielt werden. Das Programm De-
monstrationsvorhaben 1983 trat nach Durchfüh-
rung der Konzertierung mit dem EP in Kraft. (Zif-
fern 56 bis 60) 

Im Bereich der Umweltpolitik verabschiedete der 
Rat am 16. Juni die für den Gewässerschutz wich-
tige Cadmium-Richtlinie. Dank deutscher Initiati-
ven konnten Fortschritte im Schwerpunktbereich 
der Luftreinhaltung beim Richtlinienvorschlag für 
die Verminderung der Schadstoffemissionen bei In-
dustrieanlagen und in der Beratung über Maßnah-
men zur Verminderung der Kraftfahrzeugabgase 
sowie bei den Richtlinienentwürfen über eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung und über den Trans-
port gefährlicher Abfälle erzielt werden. (Ziffern 80 
und 81) 

3. Beitritt neuer Mitglieder 

In den Beitrittsverhandlungen konnten in einer 
Reihe von Fragen wichtige Fortschritte, insbeson- 
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dere bei Spanien, erzielt werden. Hier gelang bis 
auf — z. T. allerdings noch schwierige — Restfragen 
der Abschluß des gewerblichen Bereichs und damit 
ein weitgehender Gleichstand mit den Portugal-
Verhandlungen. Darüber hinaus war die Gemein-
schaft in der Lage, beiden Beitrittskandidaten erste 
Fischereierklärungen zu übergeben. Bei Portugal 
konnten ferner die Kapitel Umweltschutz und 
Rechtsangleichung abgeschlossen werden. 

Im beitrittsentscheidenden Kapitel Landwirtschaft 
konnten jedoch keine wesentlichen Fortschritte er-
reicht werden. Die Schwierigkeiten, allgemein ak-
zeptable Ergebnisse bei der EG-internen Anpas-
sung der Marktordnungen für bestimmte Mittel-
meer-Agrarerzeugnisse (Obst, Gemüse, Olivenöl) zu 
erzielen, standen angesichts des von einigen Part-
nern geschaffenen Junktims einem Verhandlungs-
beginn mit den iberischen Kandidaten noch im 
Wege. 
Einen wichtigen Beitrag, dem Ziel eines möglichst 
baldigen Abschlusses der Beitrittsverhandlungen 
näher zu kommen, hat der Europäische Rat in 
Stuttgart geleistet. Durch die inhaltliche und ver-
fahrensmäßige Verknüpfung (gleichzeitige Ratifi-
kation) der Süderweiterung mit den zur Lösung an-
stehenden internen Problemen der Gemeinschaft, 
wie der Finanzfrage, hat er den Druck auf Fort-
schritte auch in den Beitrittsverhandlungen erheb-
lich erhöht. (Ziffern 113 bis 115) 

4. Außenbeziehungen 

Bei nur geringfügig abnehmenden Schwierigkeiten 
in der Weltwirtschaft und im Welthandel waren die 
Handelsbeziehungen der Gemeinschaft zu ihren 
wichtigsten Handelspartnern etwas ausgeglichener, 
aber nicht immer spannungsfrei. Im Rahmen der 
gemeinsamen Handelspolitik setzte sich die Bun-
desregierung mit unvermindertem Nachdruck in-
nerhalb und außerhalb der EG für ein offenes, mul-
tilaterales Welthandelssystem auf der Basis des 
GATT ein. In den Gemeinschaftsgremien nahm sie 
aktiv an der Umsetzung des von der GATT-Mini-
stertagung im November 1982 beschlossenen Ar-
beitsprogramms teil. Die OECD-Ministererklärung 
vom Mai 1983 und die Erklärung des Weltwirt-
schaftsgipfels von Williamsburg zur Zurückdrän-
gung protektionistischer Tendenzen im Zuge fort-
schreitender Gesundung der Weltwirtschaft hat sie 
wesentlich mitgestaltet. Von Bedeutung sind die 
noch nicht abgeschlossenen Beratungen innerhalb 
der Gemeinschaft über ein neues Handelsinstru-
mentarium zur Stärkung der Gemeinsamen Han-
delspolitik. Nach dem Beschluß des Europäischen 
Rats vom März 1983, dieses neue Instrumentarium 
mit gleichem Vorrang zu behandeln wie den Aus-
bau des Binnenmarktes, sind beide Komplexe unter 
deutschem Vorsitz in enger politischer Verknüp-
fung behandelt worden. In den Beratungen bleibt 
die Bundesregierung entsprechend ihren handels-
politischen Grundsätzen bemüht, eine protektioni-
stische Ausrichtung des Instrumentariums und 
eine falsche Signalwirkung nach Williamsburg zu 
verhindern. 

Auf dem Gebiet der Textilhandelspolitik sind im 
Berichtszeitraum vor allem zwei Bereiche von Be-

deutung gewesen: Mit China wurden Ende Mai Son-
dierungsgespräche über eine Erneuerung des Ende 
1983 auslaufenden Textilabkommens auf genom-
men.  Probleme sind vor allem beim Textilhandel 
mit der Türkei aufgetreten, die als einziges Land 
des Mittelmeerraumes bisher den Abschluß eines 
von der Gemeinschaft angestrebten umfassenden 
Textilarrangements ablehnt. Da die Verhandlungen 
trotz Entgegenkommens der EG bisher keine Eini-
gung erbrachten und erhebliche Marktstörungen 
anhalten, hat sich die Gemeinschaft im Juli erneut 
gezwungen gesehen, Beschränkungen für den Im-
port einer Reihe von Textilkategorien bis Ende 1983 
vorzunehmen. Ein Importstopp wurde jedoch ver-
mieden. (Ziffern 103 bis 110) 

Der Handel der Gemeinschaft mit den USA war 
durch Stagnation im Volumen und eine weitere Ver-
ringerung des EG-Handelsbilanzdefizits gekenn-
zeichnet. Anhaltende binnenwirtschaftliche Pro-
bleme bestimmten die Haltung der US-Administra-
tion bei der Vertretung amerikanischer Wirtschafts-
interessen gegenüber der Gemeinschaft. Die Ge-
meinschaft blieb bestrebt, Probleme im Wege des 
partnerschaftlichen Dialogs einvernehmlich zu lö-
sen. Gleichwohl dauern Meinungsverschiedenhei-
ten an; darüber hinaus zeichnen sich neue Pro-
bleme ab. Im Bereich des Stahlhandels haben sich 
die Probleme vom Massenstahl zum Edelstahlhan-
del verlagert. Am 5. Juli 1983 verhängte Präsident 
Reagan für Edelstahlimporte Einfuhrbeschränkun-
gen. Zusammen mit Anti-Dumping- und Ausgleichs-
zollmaßnahmen stellen sie eine Belastung für EG

-

Exporte dar. Die Gemeinschaft hat ihre Bedenken 
bei der OECD vorgetragen und Ende Juli Konsulta-
tionen nach Artikel 19 GATT aufgenommen. Im Zu-
sammenhang mit der anstehenden Verlängerung 
des Export Administration Act hat die US-Admi-
nistration im April einen Gesetzesentwurf vorge-
legt, der wie bisher Eingriffsbefugnisse des Präsi-
denten über das US-Hoheitsgebiet hinaus vorsieht. 
Die Gemeinschaft hat wiederholt, u. a. in Williams-
burg, ihre Bedenken gegen einseitige extraterrito-
riale Kontrollmaßnahmen, rückwirkende entschädi-
gungslose Eingriffe in bestehende Verträge und die 
Verhängung einer Importsperre im Umgehungs-
falle vorgetragen, ohne bisher die Haltung der US

-

Administration ändern zu können. Im Agrarbereich 
schließlich existiert weiterhin erheblicher Konflikt-
stoff. Zwar konnten die im Dezember 1982 verein-
barten Gespräche im Juni 1983 u. a. mit der Über-
einstimmung darüber abgeschlossen werden, die 
Bestimmungen des GATT-Subventionskodexes zu 
präzisieren. Der Abschluß eines Liefervertrages für 
Milchprodukte zu Sonderbedingungen durch die 
USA mit Ägypten Anfang August hat jedoch erneut 
deutlich gemacht, daß die bestehenden Probleme 
noch nicht gelöst sind. Die Bundesregierung be-
müht sich wegen der außerordentlichen Bedeutung 
guter Beziehungen zu den USA innerhalb der Ge-
meinschaft weiterhin mit Nachdruck darum, einen 
Subventionswettlauf und eine Konfrontation so 
weit wie möglich zu vermeiden. (Ziffer 108) 

Die Handelsbeziehungen zu Japan blieben durch 
ein massives Handelsbilanzdefizit der Gemein

-

schaft gekennzeichnet. Zwar hat die vom Rat 1982 
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festgelegte und seitdem verfolgte Strategie gegen-
über Japan inzwischen nennenswerte Erfolge er-
bracht. Das Drängen der Gemeinschaft zu mehr ja-
panischer Marktöffnung hat zum Erlaß eines japa-
nischen Gesetzes geführt, das grundsätzlich die 
Möglichkeit zu wesentlichen Verbesserungen des 
Marktzuganges im nichttarifären Bereich eröffnet. 
Im Berichtszeitraum konnten sich diese Maßnah-
men, die erst mittelfristig von Bedeutung sein kön-
nen, allerdings noch nicht auswirken. Die EG-Ex-
porte sind vielmehr — mit Ausnahme der deut-
schen Exporte — weiter zurückgegangen. Wenn 
auch die bei den Februar-Konsultationen in Tokio 
erwirkte einseitige japanische Exportmoderation 
zu einer Begrenzung des Ansteigens des Handelsbi-
lanzdefizits beigetragen hat, besteht innerhalb der 
Gemeinschaft latent weiterhin die Neigung, die In-
teressen der EG gegenüber Japan mit größerem 
Nachdruck zu vertreten. Die Bundesregierung trat 
und tritt innerhalb der EG dafür ein, eine Problem-
lösung nicht in handelshemmenden Maßnahmen zu 
suchen, sondern Japan zu weiteren Schritten der 
Marktöffnung zu drängen. (Ziffer 124) 

In den Beziehungen zu den AKP-Staaten standen 
die Vorbereitungen auf die Verhandlungen über das 
Nachfolgeabkommen des 1985 auslaufenden Ab-
kommens von Lomé II im Vordergrund. Nach inten-
siven Beratungen konnte sich der Rat auf ein Ver-
handlungsmandat für die Kommission einigen, auf 
dessen Grundlage im Oktober 1983 die Verhandlun-
gen mit den 63 AKP-Staaten beginnen werden. Ziel 
ist die Fortsetzung der bewährten Zusammenarbeit. 
Eine zentrale Rolle werden Fragen des Handels, 
des Europäischen Entwicklungsfonds und der Ex-
porterlösstabilisierung spielen. Die Bundesregie-
rung wird sich für Verbesserungen und eine effi-
zientere Ausgestaltung des neuen Abkommens ein-
setzen, damit es weiterhin als vorbildlich für eine 
umfassende partnerschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen Industrieländern und Entwicklungslän-
dern gelten kann. (Ziffern 122 und 123) 

Die Arbeiten an der Weiterentwicklung der globa-
len Mittelmeerpolitik wurden fortgesetzt, die Dis-
kussion in den Ratsgremien über die technischen 
Einzelaspekte des Kommissionsmemorandums 
vom Juni 1982 vertieft. Gleichzeitig hat die Korn-
mission ihre Sondierungsgespräche mit den von 
den möglichen Auswirkungen der Süderweiterung 
betroffenen Mittelmeer-Drittländern, die mit der 
Gemeinschaft durch besondere Abkommen verbun-
den sind, intensiviert. 

Am 24. Juni 1983 wurde das 2. Finanzprotokoll EG-
Israel unterzeichnet, nachdem die Vereinbarung Is-
raels mit dem Libanon über die Beendigung des 
Kriegszustandes und den Truppenrückzug den Weg 
hierfür freigemacht hatte. Das Protokoll sieht Dar-
lehen zu Marktbedingungen bis zum Gesamtbetrag 
von 40 Mio. ECU auf fünf Jahre vor. Auch mit Zy-
pern konnte ein neues Finanzprotokoll über 44 Mio. 
ECU ausgehandelt werden; die Beratungen über 
Malta sind noch im Gange. Mit Zypern wurde auch 
Einigung über die Handelsregelung für 1983 erzielt. 
Damit sind die Voraussetzungen geschaffen, um 
noch in diesem Jahr Verhandlungen über die künf-

tige Gestaltung der Assoziation aufzunehmen. (Zif-
fern 118 bis 121) 

Die Beziehungen der Gemeinschaft zu Jugoslawien 
haben durch das Inkrafttreten des Kooperationsab-
kommens EG-Jugoslawien am 1. April 1983 einen 
verbesserten rechtlichen Rahmen erhalten. Das Ab-
kommen, von der Bundesregierung stets mit Nach-
druck gefördert, leistet mit der Einräumung weitge-
hender präferentieller Behandlung jugoslawischer 
Industriegüterexporte in die Gemeinschaft einen 
Beitrag zur wirtschaftlichen Stabilisierung des Lan-
des. Am 24. Mai hat in Brüssel der 1. Kooperations-
rat EG-Jugoslawien stattgefunden. Er hat insbeson-
dere Leitlinien für die künftige Zusammenarbeit 
mit Jugoslawien festgelegt. (Ziffern 129 und 130) 

Die Beziehungen zu den übrigen Staatshandelslän-
dern werden weiterhin von der politischen Situa-
tion in Polen und Afghanistan überschattet. Eine 
Ausnahme bildet Rumänien, das mit der EG durch 
ein Industrieabkommen verbunden ist. Die im März 
1982 beschlossenen handelspolitischen Maßnahmen 
der Gemeinschaft gegen die Sowjetunion, die deren 
Verantwortung für die Situation in Polen unter-
streichen sollen, sind weiter in Kraft. In der prinzi-
piellen Frage der Ausgestaltung der Wirtschaftsbe-
ziehungen zu Osteuropa ist sich die Bundesregie-
rung mit ihren Partnern der Europäischen Gemein-
schaft einig, daß am Grundsatz des ausgewogenen 
gegenseitigen Vorteils ausgerichtete und zu ver-
nünftigen kommerziellen Bedingungen abgewik-
kelte Wirtschaftsbeziehungen zu konstruktiven und 
stabilen Gesamtbeziehungen beitragen werden. Sie 
müssen das Entstehen unvertretbarer Abhängig-
keiten vermeiden und dürfen im Interesse der west-
lichen Sicherheit nicht die Hochrüstung der Sowjet-
union durch den Transfer militärisch-relevanter 
Güter und Technologien fördern. Die gemeinsam 
vertretene Haltung der europäischen Partner be-
währte sich bei den in den letzten Monaten in 
NATO, COCOM, OECD und OECD/IEA fertigge-
stellten Studien zu verschiedenen Schlüsselaspek-
ten der West-Ost-Wirtschaftsbeziehungen, an denen 
sich die Bundesregierung aktiv und konstruktiv be-
teiligte. In diesen Studien ist ein sehr weitgehendes 
Einvernehmen der westlichen Industrieländer über 
gemeinsame Orientierungen erzielt worden. (Zif-
fern 131 bis 133) 

Die Beziehungen der Gemeinschaft zu den ASEAN

-

Staaten haben sich weiter intensiviert. Am 27./ 
28. Juni 1983 nahm die Gemeinschaft am jährlichen 
Dialogtreffen mit den ASEAN-Staaten in Bangkok 
teil. Es hat erneut bestätigt, daß zwischen beiden 
Staatengruppen ein breiter Konsens über eine 
Fülle politischer und wirtschaftlicher Fragen be-
steht. Die Bundesregierung hat sich für diese Bezie-
hungen innerhalb der EG bisher stets besonders 
stark eingesetzt und wird dies auch in Zukunft tun. 
(Ziffer 128) 

Die Beziehungen der EG zu Lateinamerika haben 
sich nach einem Tiefstand zur Zeit des Falkland-/ 
Malvinen-Konfliktes ständig verbessert, sind aber 
weiterhin nicht problemfrei. Der von Lateiname-
rika damals unterbrochene regelmäßige Dialog 
konnte noch nicht wieder aufgenommen werden. 
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Die Gemeinschaft hat aber Anfang Juli 1983 ihr 
fortbestehendes Interesse an der baldigen Wieder-
aufnahme dieses Dialogs bekräftigt. (Ziffer 125) 

Die besondere Aufmerksamkeit der Gemeinschaft 
galt der Vertiefung der Beziehungen zu den Ent-
wicklungsländern. Im Vordergrund standen, abge-
sehen von der Vorbereitung der Verhandlungen mit 
den AKP-Staaten, weltweit die Wiederbelebung des 
Nord-Süd-Dialogs und speziell seitens der Gemein-
schaft die Nahrungsmittelhilfe und die Bekämp-
fung des Hungers in der Welt. 

Der Nord-Süd-Dialog stand im Zeichen von 
UNCTAD VI (6. Juni bis 3. Juli 1983 in Belgrad). Die 
Gemeinschaft beteiligte sich an dieser wichtigen 
Konferenz auf der Grundlage einheitlicher Ver-
handlungsleitlinien des Rates und konnte ihr Ge-
wicht angemessen zur Geltung bringen. Der deut-
schen Präsidentschaft gelang es auch in schwieri-
gen Phasen, die Gemeinschaft geschlossen zu hal-
ten. Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff, 
der den Standpunkt der Gemeinschaft bereits in 
der Anfangsphase der Konferenz dargelegt hatte, 
trug in den letzten Konferenztagen durch seinen 
persönlichen Einsatz — vor allem im Rohstoff- und 
Handelsbereich — wesentlich zum einvernehmli-
chen Abschluß der Konferenz bei. Wegen des gerin-
gen Spielraums der westlichen Industrieländer an-
gesichts ihrer schwierigen Wirtschaftslage sind die 
konkreten Ergebnisse von UNCTAD zwar beschei-
den geblieben, in allen zentralen Sachbereichen 
(Rohstoffe, Handel, Währung und Finanzen) sind 
jedoch gewisse Fortschritte erzielt worden. Ein 
Rückfall in die Konfrontation konnte vermieden 
werden. Industrieländer und Entwicklungsländer 
setzen weiter auf Zusammenarbeit zur Überwin-
dung  der  schwierigen Wirtschaftslage. 

Über die Durchführung der Nahrungsmittelhilfe 
(NMH) 1983 beschloß der Rat — dank einer noch 
von der deutschen Präsidentschaft eingeführten 
Kompromiß-Formel — am 11. Juli 1983. Die Ent-
scheidung bildet den ersten Anwendungsfall der 
NMH-Rahmenverordnung 1982 und eröffnete den 
Weg für die überfälligen Beschlüsse der Kommis-
sion über die NMH-Zuteilungen 1983. Der Rat hat 
ferner am 14. Juni 1983 eine Kommissionsmittei-
lung „NMH im Dienst der Entwicklung", die vor 
allem Überlegungen und Vorschläge zu einer künf-
tig stärkeren entwicklungspolitisch ausgerichteten 
NMH enthält, in einer ersten Stellungnahme grund-
sätzlich positiv gewürdigt. 

Zur Bekämpfung des Hungers in der Welt beschloß 
der Rat ein von der Kommission und dem Europäi-
schen Parlament vorgeschlagenes Sonderpro-
gramm in Höhe von 50 Mio. ECU (122 Mio. DM). 
Damit wurde die Möglichkeit eröffnet, Maßnahmen 
zur Unterstützung von Ernährungsstrategien in 
Entwicklungsländern zu finanzieren. Mit vier afri-
kanischen Staaten wurde der bereits begonnene 
Dialog zur Vorbereitung einschlägiger Programme 
fortgesetzt. Dieser „Politikdialog" wird für die Ge-
meinschaft und auch für die Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten untereinander zunehmende Bedeu-
tung gewinnen..(Ziffern 105, 111, 134 bis 136) 

In der Rohstoffpolitik stellte die Gemeinschaft ihre 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den rohstoff-
erzeugenden Entwicklungsländern durch die Zeich-
nung des Internationalen Jute-Übereinkommens 
von 1982 und des Internationalen Kaffee-Überein-
kommens von 1983 erneut unter Beweis. Sie spielt 
eine entscheidende Rolle bei der Aushandlung ei-
nes neuen Internationalen Zucker-Übereinkom-
mens. 

5. Europäische Union 

Mit der Unterzeichnung der Feierlichen Deklara-
tion zu Europäischen Union am 19. Juni 1983 auf 
dem Europäischen Rat in Stuttgart hat die von Bun-
desaußenminister Genscher und seinem italieni-
schen Amtskollegen Colombo 1981 eingeleitete Eu-
ropainitiative ihren vorläufigen Abschluß gefunden. 
Dies ist um so wichtiger, als Spannungen und Kon-
flikte in vielen Teilen der Welt zugenommen haben 
und die außerordentlich schwierigen weltwirt-
schaftlichen Probleme auch die EG und ihre Mit-
gliedstaaten einer Belastungsprobe unterwerfen. 
Die Mitgliedstaaten gehen damit eine politische 
Verpflichtung von hohem Rang ein, an der ihr zu-
künftiges Handeln gemessen wird. 

Die Deklaration umfaßt einen Katalog allgemeiner 
Ziele der europäischen Einigung, einen institutio-
nellen Teil mit grundlegenden Aussagen zum Euro-
päischen Rat und den EG-Organen, Rat, Parlament, 
Kommission und Gerichtshof, ein Wirtschaftskapi-
tel mit Aussagen zur Fortentwicklung der Europäi-
schen Gemeinschaft, ferner Kapitel zur Außenpoli-
tik, zur kulturellen Zusammenarbeit und zur 
Rechtsangleichung. 

Trotz gewisser Abstriche, die im Interesse einer 
Einigung gemacht werden mußten, erweitert die 
Feierliche Deklaration in ihrem institutionellen 
Teil die Mitwirkungsmöglichkeiten des EP in einer 
Reihe von nicht zu unterschätzenden Bereichen. 
Durch im einzelnen nicht spektakuläre, in der 
Summe aber bedeutende Verbesserungen, sowohl 
in der Gesetzgebung als bei den Kontrollrechten 
des EP, eröffnet sie dem Parlament ein erweitertes 
Aktionsfeld. Was das Beschlußverfahren im Rat be-
trifft, bekräftigten alle Mitgliedstaaten in der Feier-
lichen Deklaration ihren Willen, im Rat entspre-
chend den vertraglich vorgesehenen Regeln häufi-
ger abzustimmen und die bisherige Praxis, mög-
lichst alle Fragen nur im Konsens zu entscheiden, 
nicht länger fortzusetzen. In Fällen, in denen die 
Verträge Einstimmigkeit vorsehen, sollen die Mit-
gliedstaaten durch Stimmenthaltung die Beschluß-
fassung erleichtern. Trotz gewisser Fortschritte lie-
ßen sich jedoch die seit 1966 bestehenden Mei-
nungsverschiedenheiten nicht überwinden. 

In dem Wirtschaftskapitel geht die Feierliche De-
klaration weit über die ursprüngliche deutsch-italie-
nische Initiative hinaus. Sie enthält einen Katalog 
konkreter politischer Aussagen zur weiteren Ent-
wicklung der Gemeinschaft, die in dieser Dichte bis-
her von keinem Europäischen Rat gemacht wurden. 
Das Kapitel über Außenpolitik geht zwar nur in 
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wenigen Punkten über den Londoner Bericht der 
Außenminister aus dem Jahre 1981 über die Euro-
päische Politische Zusammenarbeit hinaus, enthält 
aber als bedeutsame Neuerung vor allem die Koor-
dinierung der Positionen zu den politischen und 
wirtschaftlichen Aspekten der Sicherheit. 

Das Kapitel über die kulturelle Zusammenarbeit er-
öffnet Neuland künftiger Zehnerkooperation und 
umfaßt konkret die in der Feierlichen Deklaration 
aufgeführte Bereiche der internationalen Kulturpo-
litik. Ebenso wird durch die Feierliche Deklaration 
ein guter Ausgangspunkt für die rechtliche Zusam-
menarbeit geschaffen, die über die Rechtsanglei-
chung im Rahmen der Gemeinschaft hinausgeht. 

Die Revisionsklausel in den Schlußbestimmungen 
der Feierlichen Deklaration läßt die Option für ei-
nen zukünftigen Vertrag über die Europäische 
Union offen. Die Feierliche Deklaration soll einer 
allgemeinen Überprüfung unterzogen werden, so-
bald die erreichten Fortschritte auf dem Wege zur 
europäischen Einigung dies rechtfertigen, späte-
stens jedoch fünf Jahre nach Unterzeichnung. Dann 
wird zu entscheiden sein, ob die erzielten Fort-
schritte es allen Partnern erlauben, die festere Bin-
dung eines Vertrages einzugehen. 

Alles in allem enthält die Feierliche Deklaration 
beachtliche Anstöße für die künftigen Ausrichtun-
gen der Europapolitik. Aufgabe der Regierungen 
der EG-Mitgliedstaaten ist es nunmehr, die verein-
barten Ziele in die Praxis umzusetzen. Die Bundes-
regierung betrachtet es als besondere Aufgabe und 
Verpflichtung, bei der Implementierung aktiv mit-
zuwirken, damit Europa auf dem Wege zur Europäi-
schen Union konkret vorankommt. 

6. Europäische Politische Zusammenarbeit 

Die Zehn setzten im Berichtszeitraum ihre enge 
und vertrauensvolle Kooperation im Rahmen der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) 
fort. In seiner Bilanzrede über die deutsche Präsi-
dentschaft vor dem Europäischen Parlament sagte 
Bundesaußenminister Genscher am 29. Juni: „Die 
Europäische Politische Zusammenarbeit ist für die 
Zehn zum wichtigsten Instrument ihrer Außenpoli-
tik geworden. Nur gemeinsam handelnd können die 
Europäer in weltpolitischen Fragen Gehör finden. 
Handeln sie vereint, so sind sie stark genug, den 
Interessen Europas Geltung zu verschaffen. Die auf 
Stabilität und friedlichen Ausgleich bedachte Rolle 
der Zehn findet wachsende Beachtung bei anderen 
Staaten und in den großen internationalen Organi-
sationen." 

Wichtigste Aktionsfelder der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit waren unverändert die Ost-
West-Beziehungen und der Nahe Osten. Als bedeu-
tendes neues Thema wurden die Probleme Mittel-
amerikas von den Zehn erörtert. 

Ost-West-Beziehungen 

Die Bundesregierung hat sich im Zehnerkreis mit 
großem Nachdruck für den erfolgreichen Abschluß 

der KSZE-Folgekonferenz in Madrid eingesetzt. Die 
Staats- und Regierungschefs erörterten am 17./ 
19. Juni auf dem Europäischen Rat in Stuttgart die 
Fortschritte des KSZE-Folgetreffens in Madrid und 
appellierten an die Regierungen der anderen Teil-
nehmerstaaten, ebenso wie die Zehn die Initiative 
des spanischen Premierministers Gonzales mit ge-
bührender Sorgfalt und aufgeschlossen zu prüfen. 
Sie vertraten den Standpunkt, daß die Annahme 
eines substantiellen und ausgewogenen Schlußdo-
kuments Fortschritte für die Menschen bringen, 
den Weg für eine Konferenz über Abrüstung in Eu-
ropa eröffnen, dem KSZE-Prozeß neue Impulse ge-
ben und einen nützlichen Beitrag zur Verbesserung 
der Ost-West-Beziehungen insgesamt leisten würde. 
Die Bemühungen der Bundesregierung und die Zu-
sammenarbeit der Zehn haben entscheidend mit 
dazu beigetragen, daß das abschließende Dokument 
des Madrider KSZE-Folgetreffens am 6. September 
verabschiedet werden konnte. 

Wenn sich auch die Zehn in der Reaktion auf den 
Abschuß des koreanischen Linienflugzeuges nicht 
in allen Details einigen konnten, so hat doch der 
griechische Außenminister in seiner Rede vor der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen am 
27. September 1983 in New York im Namen der 
Zehn Stellung genommen und erklärt, daß dieser 
Abschuß durch ein sowjetisches Militärflugzeug die 
Beziehungen zwischen Ost und West zusätzlich be-
lastet habe. Der Vorfall bedürfe einer gründlichen 
Untersuchung durch die zuständigen internationa-
len Institutionen. Die diesbezüglichen Entscheidun-
gen des ICAO-Rats vom 16. September 1983 in Mon-
treal seien zu begrüßen. Insbesondere unterstützten 
die Zehn Vorschläge für eine Erhöhung der Sicher-
heit der zivilen Luftfahrt für die Zukunft, ein-
schließlich eines Verbots der Anwendung bewaffne-
ter Gewalt. 

Die innenpolitische Lage in Polen und die daraus 
resultierenden Belastungen des Ost-West-Verhält-
nisses waren weiterhin Gegenstand eines fortdau-
ernden intensiven Meinungsaustausches unter den 
Zehn. Auf dem Europäischen Rat in Stuttgart gaben 
die Staats- und Regierungschefs ihrer Überzeugung 
Ausdruck, daß nur eine nationale Aussöhnung, die 
die Wünsche und Hoffnungen des polnischen Vol-
kes in vollem Umfang berücksichtigt, Polen aus sei-
ner tiefgreifenden Krise herausführen könne. 

Naher Osten 

Von unverminderter Aktualität für die Politische 
Zusammenarbeit der Zehn waren die Ereignisse im 
Nahen Osten. Die Bemühungen der Zehn konzen-
trierten sich auf die Lage im Libanon. Die Staats-
und Regierungschefs unterstrichen auf dem Euro-
päischen Rat in Stuttgart ihre Auffassung, daß die 
Wiederherstellung der vollen Souveränität Liba-
nons und seine Rückkehr zu einem endgültigen 
Frieden den vollständigen und umgehenden Rück-
zug der fremden Streitkräfte von seinem Hoheits-
gebiet erforderten. Sie brachten ihre Auffassung 
zum Ausdruck, daß die Unterzeichnung des israe-
lisch-libanesischen Abkommens einen Schritt dar- 
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stelle, auf den weitere Schritte folgen müßten, daß 
der Frieden jedoch nur dann Wirklichkeit werden 
könne, wenn die Sicherheit und die berechtigten 
Interessen der übrigen Staaten und Völker der Re-
gion berücksichtigt würden. Die Staats- und Regie-
rungschefs erklärten ihre Bereitschaft, die Bemü-
hungen der betreffenden Parteien um eine breitere 
Verständigungsgrundlage mit allen ihnen zur Ver-
fügung stehenden Mitteln zu fördern, und brachten 
erneut ihre sehr ernste Besorgnis über die Not der 
palästinensischen Zivilbevölkerung zum Ausdruck. 

In der Präsidentschaftsrede vor den Vereinten Na-
tionen am 27. September 1983 begrüßte der griechi-
sche Außenminister im Namen der Zehn den am 
Tag zuvor zustandegekommenen Waffenstillstand 
im Libanon und drückte die Hoffnung aus, daß der 
jetzt beginnende Dialog zu nationaler Versöhnung 
führen und die Einheit des Landes sicherstellen 
werde. 

Lateinamerika 

In Lateinamerika galt die besondere Aufmerksam-
keit der Zehn der krisenhaften Entwicklung in Mit-
telamerika. In Stuttgart brachten die Staats- und 
Regierungschefs ihre tiefe Besorgnis über die wirt-
schaftlichen und sozialen Bedingungen in vielen 
Teilen dieser Region und über die sich daraus erge-
benden Spannungen sowie über das weit verbrei-
tete Elend und Blutvergießen zum Ausdruck. In 
nachdrücklicher Unterstützung der Initiative der 
Contadora-Gruppe gaben sie ihrer Überzeugung 
Ausdruck, daß die Probleme Mittelamerikas nicht 
mit militärischen Mitteln gelöst werden könnten, 
sondern nur durch eine politische Lösung, die in der 
Region selbst ihren Ursprung hat und die die 
Grundsätze der Nichteinmischung und Unverletz-
lichkeit der Grenzen beachtet. Sie betonten die Not-
wendigkeit, demokratische Bedingungen zu schaf-
fen und die Menschenrechte in der Region strikt zu 
beachten, und erklärten sich auch für die Zukunft 
bereit, ihren Beitrag zur weiteren Entwicklung in 
dieser Region zu leisten, um Fortschritte auf dem 
Weg zur Stabilität zu fördern. 

Die Zehn haben sich wiederholt mit der Entwick-
lung in Argentinien wegen der Menschenrechtslage 
und der Klärung des Schicksals der Verschwunde-
nen befaßt. Mehrfach haben sie die argentinische 
Regierung aufgefordert, für eine zufriedenstellende 
Aufklärung des Schicksals der Verschwundenen, 
insbesondere auch der verschwundenen europäi-
schen Staatsangehörigen, zu sorgen. 

Afrika und Asien 

Die Außenminister veröffentlichten am 25. April 
eine Erklärung zu den vietnamesischen Angriffen 
auf Flüchtlingslager in kambodschanisch-thailän-
dischem Grenzgebiet. Sie brachten darin ihr Bedau-
ern über die vietnamesischen militärischen Opera-
tionen gegen Flüchtlingslager zum Ausdruck und 
verurteilten diese Übergriffe als schwerwiegende 
Verletzung der humanitären Grundprinzipien und 

der Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen. 
Die Minister veröffentlichten außerdem eine Erklä-
rung der Zehn über die Anwendung des Verhaltens-
kodexes der in Südafrika engagierten Unter-
nehmen der Mitgliedstaaten. In ihrer Erklärung 
stellten die Minister fest, daß trotz einer Verbes-
serung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
schwarzen Arbeiter die bisher erzielten Ergebnisse 
noch nicht völlig den Richtlinien des Kodexes ent-
sprächen und weitere Fortschritte notwendig sei-
en. 

Beziehungen zu Drittstaaten 
und internationalen Organisationen 

Im Berichtszeitraum haben die Zehn Konsultatio-
nen mit Japan auf der Ebene der Außenminister 
vereinbart, die zum ersten Mal am 9. Mai am Rande 
des OECD-Ministerrats gemäß der Troika-Formel 
(amtierende Präsidentschaft in Begleitung eines 
Vertreters der vorhergehenden und eines Vertre-
ters der nachfolgenden Präsidentschaft) stattfan-
den. Mit China gab es erstmals am 3. Juni EPZ-
Konsultationen auf der Ebene hoher Beamter in 
Bonn. Schließlich wurden politische Konsultationen 
der Zehn mit den nicht der Gemeinschaft angehö-
renden Mitgliedstaaten des Europarats vereinbart 
und erstmals am 27. April auf der Ebene der politi-
schen Direktoren (Troika) in Straßburg durchge-
führt. Die Gespräche der Zehn mit den Vereinigten 
Staaten zu wichtigen weltpolitischen Themen wie 
den KSZE-Verhandlungen und dem Nahen Osten 
wurden vertieft, der Dialog mit den beiden Beitritts-
kandidaten Spanien und Portugal und der assozi-
ierten Türkei sowie mit befreundeten Staaten wie 
z. B. Norwegen fortgesetzt. Die gute Zusammenar-
beit der Zehn mit den Staaten der süd-ost-asiati-
schen ASEAN-Gruppe wurde gefestigt. Am 27. und 
28. Juni fand in Bangkok das Dialogtreffen der Au-
ßenminister der ASEAN-Staaten mit den Außenmi-
nistern Australiens, Japans, Kanadas, Neuseelands 
und der USA statt, auf dem die Zehn durch den 
amtierenden Ratspräsidenten, Außenminister Gen-
scher, den dänischen Außenminister und den grie-
chischen Vize-Außenminister vertreten waren. 

Pragmatische Verbesserungen der EPZ 

Im Berichtszeitraum wurden einige pragmatische 
Verbesserungen auf den Weg gebracht, die einen 
bescheidenen, aber nicht unerheblichen Beitrag zur 
europäischen Integration leisten. Unter deutscher 
Präsidentschaft wurden Ziele und Verfahren einer 
verstärkten Zusammenarbeit der Auslandsvertre-
tungen in Drittstaaten vereinbart. Neben den be-
reits existierenden EPZ-Arbeitsgruppen ist im Be-
richtszeitraum eine Planungsgruppe geschaffen 
worden, um die mittel- und langfristige Planungska-
pazität der Europäischen Politischen Zusammenar-
beit zu verbessern. Für die Beantwortung von An-
fragen des Europäischen Parlaments wurde ein Ver-
fahren beschlossen, das der Präsidentschaft grö-
ßere Verantwortung bei der Formulierung der Ant-
worten einräumt. 
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7. Rechtliche Zusammenarbeit und innere Sicherheit 

Die über die Rechtsangleichung im EG-Rahmen 
hinausgehende Angleichung weiterer Bereiche der 
Gesetzgebung der EG-Mitgliedstaaten erhielt durch 
die Einbeziehung in die „Feierliche Deklaration zur 
Europäischen Union" eine neue politische Grundla-
ge. Es kommt jetzt darauf an, die von den Staats- 
und Regierungschefs beschlossene Vereinheitli-
chung weiterer Rechtsgebiete in entsprechende 
Rechtsakte umzusetzen. Hierzu gehört insbeson-
dere die Zusammenarbeit der Justizminister der 
Zehn auf den Gebieten des Zivil- und Handels-
rechts, der Ahndung von Verstößen gegen das Ge-
meinschaftsrecht und des Straf- und Verfahrens-
rechts. Weiter verpflichtet die Feierliche Deklara-

tion die Mitgliedstaaten, zusätzliche Kompetenzen 
an den EuGH zur Auslegung völkerrechtlicher 
Übereinkommen zu übertragen. 

Die Zusammenarbeit der EG-Mitgliedstaaten im 
Bereich der inneren Sicherheit wurde im TREVI-
Rahmen unter Beteiligung der EG-Anwärterstaaten 
Spanien und Portugal fortgesetzt. Auch in der „Fei-
erlichen Deklaration zur Europäischen Union" hat 
diese Zusammenarbeit einen hohen Stellenwert für 
die Verwirklichung der Europäischen Union erhal-
ten. Sie soll intensiviert und über den TREVI-Rah-
men hinausgehend auf die Bekämpfung schwerer 
Gewalttaten, des organisierten internationalen Ver-
brechens und allgemein der grenzüberschreitenden 
Kriminalität ausgedehnt werden. 

B. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 

I. Institutionelle Fragen 

Die auf dem Europäischen Rat in Stuttgart unter-
zeichnete Feierliche Deklaration zur Europäischen 
Union enthält eine Reihe von Klarstellungen und 
Verbesserungen im institutionellen Bereich. 

Europäischer Rat 

1. Erstmals wurden die Funktionen des Europäi-
schen Rates (ER), der in der Praxis seit 1975 be-
steht, zusammenfassend definiert und systematisch 
erfaßt. Der ER erläßt danach die allgemeinen politi-
schen Leitlinien für das Europäische Einigungs-
werk, und zwar sowohl für die Europäischen Ge-
meinschaften wie für die Europäische Politische 
Zusammenarbeit. Er berät über Fragen der Euro-
päischen Union und berichtet dem Europäischen 
Parlament hierüber jährlich wie auch über jede sei-
ner Tagungen. Auch ist klargestellt worden, daß der 
ER in Gemeinschaftsmaterien entscheiden kann. 
Er wird dann als Rat im Sinne der Verträge tätig. 

Das Ergebnis der Beratungen entspricht in der Sub-
stanz der ursprünglich deutsch-italienischen Initia-
tive. 

Europäisches Parlament 

2. Die Bundesregierung vertrat in ihrer Präsident-
schaft in jeder ordentlichen Sitzungswoche an zwei 
Tagen im EP die Haltung des Rats in Sachfragen 
und intensivierte dadurch — mehr als jede Präsi-
dentschaft vor uns — den Dialog zwischen den In-
stitutionen. Der Bundeskanzler, der schon am 
10. Februar im EP aufgetreten war, trug am 30. Juni 
die Ergebnisse des Europäischen Rates von Stutt-
gart im EP vor. Zweimal organisierte der deutsche 
Vorsitz Zusammenkünfte des Rates mit einer Dele-
gation des EP, um Fragen der EP-Befugnisse und 
der nächsten Direktwahl zu besprechen. Nahezu  

alle Präsidenten der Fachräte trugen auf Einladung 
vor den Ausschüssen des EP die Schwerpunkte ih-
rer Ratsarbeit vor. 

Das Halbjahr des deutschen Vorsitzes brachte ei-
nige institutionelle Neuerungen: 

— Das EP hielt eine Sondertagung in Brüssel zur 
Arbeitsmarkt- und Wettbewerbspolitik (27./ 
28. April) und eine weitere Sondertagung zu den 
Ergebnissen des Stuttgarter ER und der deut-
schen Präsidentschaft (29./30. Juni in Straßburg) 
ab; 

— die Präsidentschaft nahm erstmals an einer 
Dringlichkeitsdebatte des EP teil (Seveso-De-
batte am 14. April); 

— der Bundeskanzler empfing den EP-Präsidenten 
zur Vorbereitung des Stuttgarter ER (15. Juni in 
Bonn); 

— Delegationen des EP nahmen durch Vermittlung 
des Vorsitzes erstmals als Beobachter an inter-
nationalen Konferenzen (KSZE, UNCTAD VI) 
teil. 

3. Die Feierliche Deklaration vom 19. Juni bringt 
für das EP Statusverbesserungen beim Konzertie-
rungsverfahren, bei Beitritten und Außenverträgen, 
bei der Bestellung der Kommission, sowie beim par-
lamentarischen Fragerecht und bei den Berichts-
pflichten des Rates. Das EP hatte hierzu mehrere 
Entschließungen verabschiedet. 

4. Gemäß einer Entschließung des EP legte der 
Rat den Zeitraum der nächsten Direktwahl auf 14. 
bis 17. Juni 1984 fest. In der Bundesrepublik 
Deutschland wird die Wahl voraussichtlich am 
17. Juni 1984 stattfinden. Um eine möglichst umfas-
sende Teilnahme an der Wahl zu ermöglichen, ap-
pellierte der Rat in einer Erklärung an die Mitglied-
staaten, allen ihren Staatsangehörigen in der Ge-
meinschaft die Ausübung des Wahlrechts zu eröff- 
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nen, unabhängig davon, ob sie im Land ihrer Her-
kunft oder einem anderen Mitgliedstaat ihren 
Wohnsitz genommen haben. Auf ein einheitliches 
Wahlrecht konnte sich der Rat jedoch noch nicht 
einigen. 

Erfolgreich abgeschlossen wurden die Konzertie-
rungen mit dem EP zum Neuen Gemeinschaftsin-
strument (NGI III) und zu den Demonstrationsvor-
haben in der Energiepolitik. 

Im Bereich der Außenbeziehungen befaßte sich das 
EP besonders mit der künftigen Lomé-Konvention, 
den Menschenrechten in der Welt, der Lage im süd-
lichen Afrika und den Auswirkungen der Gemein-
samen Agrarpolitik auf den Außenhandel der Ge-
meinschaft. 

5. Im September befaßte sich das EP mit dem Ent-
wurf eines Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Union. Es nahm eine Entschließung an, mit 
der es den zuständigen Ausschuß beauftragte, ihm 
bis Januar 1984 einen ausformulierten Vertragsent-
wurf vorzulegen und formulierte in 142 Artikeln be-
reits relativ präzise die Merkmale eines solchen 
Vertrages. Das Plenum hat sich vorbehalten, selbst 
über sein weiteres Vorgehen zu entscheiden; die 
Regierungen sind daher jetzt noch nicht aufgefor-
dert, zu dem Entwurf Stellung zu nehmen. 

6. Das Großherzogtum Luxemburg erhob am 
10. Juni Klage vor dem EuGH gegen eine Entschlie-
ßung des EP zu den Arbeitsorten des EP-Sekreta-
riats. 

Rat 

7. Am 1. Juli ging der Vorsitz turnusmäßig von der 
Bundesrepublik Deutschland auf Griechenland 
über, das erstmals nach seinem Beitritt dieses Amt 
übernahm. 

8. Die Feierliche Deklaration zur Europäischen 
Union schreibt die enge Verbindung zwischen Rat 
— im Rahmen der Gemeinschaftsverträge — und 
Ministertreffen — im Rahmen der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit — fest, indem sie vom 
„Rat und seinen Mitgliedern" spricht. Nur die Ver-
bindung erlaubt eine die wirtschaftlichen und die 
politischen Aspekte umfassende Gesamtschau der 
Probleme, die erforderlich ist, um zu angemessenen 
Entscheidungen zu kommen. Dabei sind die jeweils 
vorgesehenen Verfahren zu beachten. 

Kommission 

9. Die Feierliche Deklaration unterstreicht die be-
sondere Bedeutung der Kommission als Hüterin 
der EG-Verträge und als impulsgebende Kraft im 
europäischen Integrationsprozeß. Die volle Beteili-
gung der Kommission an den Arbeiten der Europäi-
schen Politischen Zusammenarbeit wird bekräftigt. 
Auch bekunden die Staats- und Regierungschefs ih-
ren Willen, von der Möglichkeit der Übertragung 
von Befugnissen auf die Kommission häufiger Ge- 

brauch zu machen und nehmen damit einen von der 
Bundesregierung seit jeher vertretenen Gedanken 
auf. 

Europäischer Gerichtshof 

10. In der Feierlichen Deklaration zur Europäi-
schen Union wird die besondere Stellung hervorge-
hoben, die dem Gerichtshof bei der Wahrung und 
Fortentwicklung des Gemeinschaftsrechts zu-
kommt. Darüber hinaus soll dem Gerichtshof zu-
nehmend eine Auslegungskompetenz bei interna-
tionalen Übereinkommen zwischen den Mitglied-
staaten übertragen werden. 

11. In seinem Urteil vom 20. April 1983 (Rechtssa-
che 59/82) hat sich der Gerichtshof mit der ihm vom 
Landgericht München I vorgelegten Frage nach der 
Vereinbarkeit von § 32 Abs. 1 des deutschen Wein-
gesetzes mit den Vorschriften des EWG-Vertrages 
über den freien Warenverkehr befaßt. Das deutsche 
Weingesetz schreibt für im Inland hergestellten 
Wermutwein einen Mindestalkoholgehalt nicht vor; 
im Ausland erzeugten Wermutwein muß jedoch den 
im Herstellungsland geltenden Vorschriften ent-
sprechen. Kennt das Herstellungsland Mindestalko-
holvorschriften, so kann der dort erzeugte Wermut

-

wein in der Bundesrepublik Deutschland nur dann 
in den Verkehr gebracht werden, wenn er den aus-
ländischen Mindestalkoholvorschriften genügt. 

Nach Ansicht des Gerichtshofes läßt sich die deut-
sche Vorschrift nicht mit Gründen des Verbrau-
cherschutzes rechtfertigen, da ein derartiger Schutz 
bei inländischen Erzeugnissen nicht gewährleistet 
ist. Der Gerichtshof hat folglich festgestellt, daß 
eine Regelung von der Art des § 32 Abs. 1 Weinge-
setz gegen den EWG-Vertrag verstößt. Die Bundes-
republik Deutschland muß jetzt, um den Vorwurf 
des Vertragsverstoßes aus der Welt zu räumen, § 32 
Abs. 1 Weingesetz ändern, zumal die Kommission 
schon im April 1982 das Vertragsverletzungsverfah-
ren gemäß Artikel 169 EWG-Vertrag gegen die Bun-
desrepublik Deutschland eingeleitet hat. 

Am 11. Mai 1983 hat der Gerichtshof mehrere Kla-
gen der Klöckner-Werke AG gegen die Kommission 
abgewiesen. Diese Klagen betrafen die Festsetzung 
von Stahlerzeugungsquoten für mehrere Quartale 
(Rechtssachen 244/81, 311/81, 30/82, 136/82) und das 
Bußgeld, das die Kommission gegen Klöckner we-
gen Überschreitung der Stahlerzeugungsquote im 
ersten Quartal 1981 verhängt hatte (Rechtssachen 
303 und 312/81). Wie bereits in seinem Urteil vom 
7. Juli 1982 (Rechtssache 119/81) hat der Gerichts-
hof alle Angriffe von Klöckner gegen das Stahler-
zeugungsquotensystem zurückgewiesen und die 
Entscheidungen der Kommission bestätigt. Auch 
das Argument von Klöckner, die Einhaltung des 
Quotensystems sei ihm wegen des Vorliegens eines 
Notstandes nicht zuzumuten, wurde vom Gerichts-
hof nicht akzeptiert. 

Bemerkenswert ist das Urteil des Gerichtshofes 
vom 16. März 1983 in der Rechtssache 266/81. Auf 
einen Vorlagebeschluß des italienischen Kassa- 
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tionshofes mußte der Gerichtshof klären, ob ein 
Mitgliedstaat berechtigt ist, für einen anderen Mit-
gliedstaat bestimmte Transitwaren mit einer Ab-
gabe zu belasten. Im Ausgangsverfahren vor dem 
italienischen Kassationshof ging es um die Abga-
ben, die Italien auf Rohöl erhebt, das in Triest in die 
transalpine Ölleitung, die nach Österreich und in 
die Bundesrepublik Deutschland führt, gepumpt 
wird. In der jahrelangen Auseinandersetzung mit 
Italien hatte die Bundesrepublik Deutschland — 
ebenso wie Österreich und die an der Ölleitung be-
teiligten Mineralölunternehmen — zunächst vor al-
lem auf die in Artikel V GATT verankerte Transit-
freiheit hingewiesen. 

Vor dem Gerichtshof hat die Bundesregierung aus-
geführt, daß auch das Gemeinschaftsrecht den 
Grundsatz der Transitfreiheit kennt. Der Gerichts-
hof ist dem gefolgt. Dabei hat er klargestellt, daß 
die innergemeinschaftlichen Beziehungen nicht 
den Regeln des GATT unterliegen. Nachdem der 
Gerichtshof den Grundsatz der Transitfreiheit für 
das Gemeinschaftsrecht bejaht hat, obliegt es nun 
den italienischen Gerichten in dem Rechtsstreit 
zwischen der Ölleitungsgesellschaft und der italie-
nischen Verwaltung die Konsequenzen aus dem Ur-
teil des Gerichtshofes zu ziehen. 

II. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Wirtschaftslage und Wirtschaftspolitik 

12. Rund drei Jahre befand sich die Weltwirt-
schaft in einem ausgeprägten Schwächezustand; 
diese Schwäche strahlte auch auf die Mitgliedslän-
der der Gemeinschaft aus. In einer ganzen Reihe 
von Ländern kam es zur schwersten und längsten 
Rezession seit der großen Depression in den 30er 
Jahren. Zugleich kämpften viele Länder mit exzes-
siver Inflation und außenwirtschaftlichen Ungleich-
gewichten. Weltweit stieg auch die Arbeitslosigkeit 
an. 

Der globale Rückgang der wirtschaftlichen Aktiviät 
ist jetzt überwunden. Bereits während des OECD-
Ministerrats im Frühsommer und noch deutlicher 
auf dem Williamsburg-Gipfel konnte für die Welt-
wirtschaft insgesamt diagnostiziert werden, daß es 
wieder aufwärts geht.  

In den Mitgliedsländern der Gemeinschaft zeigt 
sich um die Jahresmitte 1983 ein differenziertes 
Konjunkturbild: Fortsetzung des Erholungsprozes-
ses in der Bundesrepublik Deutschland und Groß-
britannien; eher stagnierende Entwicklung auf-
grund wirtschaftspolitischer Restriktion in Frank-
reich und Italien; überwiegend gedrückte Konjunk-
tur in den kleineren Mitgliedsländern. 

Die konjunkturelle Belebung in Europa ist also in 
unterschiedlicher Intensität vorangekommen. Für 
die kommenden Monate wird eine Verbreiterung 
der wirtschaftlichen Rekonvaleszens erwartet. Das 
reale BIP in der EG ist im Quartal 4/82 um 2 v. H. 
und im Quartal 1/83 mit einer Jahresrate von 
1,8 v. H. gestiegen. Die Erholung ist damit weniger 
ausgeprägt als in den USA; der Abschwung war 

aber auch nicht so stark. Die Industrieproduktion 
zeigt einen leichten Anstieg, sie liegt aber noch un-
ter dem Stand des Vorjahres. Deutlich verbessert 
haben sich nach den regelmäßigen EG-Umfragen 
die wirtschaftlichen Erwartungen; eine Ausnahme 
bildet hier Frankreich. Konjunkturelle Anstöße 
kommen vor allem von der lebhafteren Bautätigkeit 
in einigen Ländern (hier kumulieren die Wirkungen 
staatlicher Programme zur Förderung des Woh-
nungsbaues und gesunkene Finanzierungskosten), 
durch höheren privaten Verbrauch und durch Auf-
stockung der Lager. Konsumentenbefragungen in 
der EG zeigen weiterhin ein relativ freundliches 
Konsumklima. Es herrscht größerer Optimismus 
als zu Jahresbeginn, was die wirtschaftliche Situa-
tion angeht. Ausnahmen sind Frankreich und Ir-
land. 

Kontraktive Einflüsse bestehen durch die Kürzun-
gen bei den staatlichen Investitionsausgaben, da die 
Konsolidierung der öffentlichen Haushalte weiter 
geht. Auch die privaten Investitionen sind weiterhin 
recht schwach. In den meisten westeuropäischen 
Industrieländern ist noch kein Rückgang der Ar-
beitslosigkeit feststellbar. Insgesamt gab es im 
Sommer 1983 immer noch über 10 v. H. Arbeitslosig-
keit in der EG, das sind 11,6 Mio. Arbeitslose. Der 
Preisauftrieb hat sich seit dem vergangenen Som-
mer in den meisten Mitgliedsländern beruhigt: im 
europäischen Durchschnitt lag die Verteuerung des 
privaten Verbrauchs gegenüber dem Vorjahr im 
Juli bei 8,4 v. H. Das sind 3 v. H.-Punkte weniger als 
im Sommer 1982. Damit zeigt die Politik der Infla-
tionsbekämpfung kräftige Wirkungen; die ruhigere 
Preisentwicklung ist aber auch Reflex der schwa-
chen Konjunktur und der niedrigeren Rohstoff-
preise. Auch wenn der Inflationstrend sich deutlich 
abgeflacht hat im EG-Durchschnitt, so besteht noch 
immer ein erhebliches Gefälle zwischen den Mit-
gliedsländern. 

Durch die hohe Arbeitslosigkeit bleibt der Anstieg 
der Löhne in zahlreichen Ländern hinter der Preis-
entwicklung zurück. Dies ist möglicherweise bereits 
ein Ergebnis der Lockerung der Indexbindungen 
der Löhne in Ländern wie Frankreich, Italien, Bel-
gien und Dänemark. Im Jahre 1983 wird nur eine 
recht schwache konjunkturelle Belebung erwartet. 
Die Kommission rechnet in ihrer jüngsten Pro-
gnose mit einem Wachstum der europäischen Wirt-
schaft von 1 /2 v. H. und im nächsten Jahr mit einem 
Wachstum von 1 1 /2 v. H. 

13. Angesichts der in Gang kommenden Belebung 
der europäischen Wirtschaft ist die wirtschaftspoli-
tische Grundlinie der Gemeinschaft, die sich auf 
eine stabilitätsorientierte Geldpolitik gründet und 
auf den Abbau der übermäßigen Haushaltsdefizite 
ausgerichtet ist, von den Ratsgremien und dem Eu-
ropäischen Rat bekräftigt worden. Der Europäische 
Rat hat darüber hinaus bei einer Tagung vom 17. 
bis 19. Juni in Stuttgart die Auffassung bekräftigt, 
daß die Aussichten für einen nachhaltigen nichtin-
flatorischen Wirtschaftsaufschwung dadurch ver-
stärkt werden sollten, daß die auf Gemeinschafts-
ebene eingeleiteten wirtschaftspolitischen Maßnah-
men weiter ausgebaut und präzisiert werden und 
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auf diese Weise die Mitwirkung der Gemeinschaft 
bei der Durchführung der vom OECD-Ministerrat 
festgelegten Leitlinien erfolgt. In diesem Zusam-
menhang wurde die Notwendigkeit betont, die Maß-
nahmen zur Anhebung des Beschäftigungsstandes 
und zur Förderung produktiver Investitionen fort-
zuführen. 

Der Europäische Rat beabsichtigte aber auch durch 
seine Stuttgarter Erklärung, in der er zum Aus-
druck bringt, daß der Europäischen Gemeinschaft 
in einer umfassenden Aktion Impulse zur Neubele-
bung gegeben werden sollen, der europäischen 
Wirtschaft klare und verläßliche Hinweise zu ge-
ben, wie die Europäische Gemeinschaft die Integra-
tionskrise zu bewältigen sucht. Gerade der Ge-
sichtspunkt der Haushaltsdisziplin, den er beson-
ders betont, soll die Solidität und Berechenbarkeit 
der künftigen Politik aufzeigen. 

Europäische Währungspolitik 

14. Die Währungsentwicklung im Europäischen 
Währungssystem verlief im Berichtszeitraum nach 
der Leitkursanpassung am 21. März 1983 ruhig. Die 
Kapitalströme zwischen den Teilnehmerländern 
normalisierten sich wieder. Die relativ spannungs-
freie Entwicklung wurde unterstützt durch teils um-
fangreiche Stabilisierungsmaßnahmen einiger 
EWS-Länder. Diese Maßnahmen sollen nicht nur 
die interne Entwicklung stabilisieren und die struk-
turelle Anpassung fördern, sondern auch den au-
ßenwirtschaftlichen Notwendigkeiten Rechnung 
tragen und insbesondere zu einer stabilen Wechsel-
kursentwicklung beitragen. Gleichzeitig werden sie 
auch die Konvergenz der wirtschaftlichen Entwick-
lung in Europa fördern, die eine wichtige Vorausset-
zung für einen dauerhaften Erfolg des Europäi-
schen Währungssystems ist. 

Die Wirkung der Stabilisierungsmaßnahmen wurde 
auch durch die Ziehung Frankreichs vom 16. Mai 
1983 in der Gemeinschaftsanleihe zur Stützung der 
Zahlungsbilanzen der EG-Mitgliedstaaten in Höhe 
von 4 Mrd. ECU unterstützt. Damit wurde es Frank-
reich erleichtert, rechtzeitig angemessene Maßnah-
men zur Abwendung einer zugespitzten Zahlungs-
bilanzlage zu ergreifen bzw. die schon beschlosse-
nen Maßnahmen wirksam durchzusetzen. Die Zie-
hung Frankreichs zeigt auch, daß die Gemeinschaft 
in der Lage ist, einzelnen Mitgliedstaaten auch in 
außergewöhnlichen Situationen die volle finanzielle 
Unterstützung zu gewähren, die für eine interne 
und externe Stabilisierung notwendig ist. 

Im Zusammenhang mit der französischen Ziehung 
beschloß der Rat der Wirtschafts- und Finanzmini-
ster auch, die Auswirkungen dieser Entscheidung 
auf das Funktionieren der Gemeinschaftsanleihe 
im Lichte des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
der Mitgliedstaaten zu untersuchen. Diese Prüfung 
wird in den dafür zuständigen Gemeinschaftsgre-
mien vorgenommen, die nach Abschluß ihrer Arbei-
ten dem Rat über das Ergebnis berichten werden. 

Die zuständigen Minister und Präsidenten der Zen-
tralbank beschlossen am 17. Mai 1983 im gegenseiti-

gen Einvernehmen, für das Pfund Sterling einen 
neuen fiktiven Leitkurs auf der Grundlage der De-
visenkurse vom 13. Mai 1983 zu berechnen. Dadurch 
wurde eine Anpassung der ECU-Leitkurse auch der 
am EWS-Wechselkursmechanismus teilnehmenden 
Währungen notwendig, deren bilaterale Leitkurse 
sowie deren Höchst- und Niedrigstkurse jedoch un-
verändert blieben. Der neue Leitkurs der DM be-
trägt 2,24184 DM für 1 ECU. 

Der Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 

Berichtigungs- und Nachtragshaushalt Nr. 2/1983 

15. Am 22. Juli 1983 stellte der Rat den Entwurf 
des Berichtigungs- und Nachtragshaushalts Nr. 
2/1983 auf. Auf der Einnahmenseite wurden die 
Agrarabschöpfungen ( –138 Mio. ECU 1 ), die Zölle 
( – 340 Mio. ECU) und der 1 v. H.-Plafond der MWSt-
Eigenmittel (– 200 Mio. ECU) an die Entwicklung 
des Aufkommens angepaßt, der Saldo der MWSt-
Eigenmittel-Istabrechnung 1982 (– 204 Mio. ECU) 
sowie der Restbetrag des endgültigen Überschusses 
des Jahres 1982 ( + 149 Mio. ECU) eingestellt. 

Bei den Ausgaben erfolgte per Saldo eine Erhöhung 
um 2 096 Mio. ECU. Die wesentlichsten Änderungen 
betrafen die Agrarmarktausgaben ( + 1 761 Mio. 
ECU) sowie die Ergänzung der das Jahr 1982 betref-
fenden Entlastungsregelung für Großbritannien 
(insgesamt + 370 Mio. ECU). Diese nach dem gelten-
den Recht vorgesehene Ergänzung war notwendig 
geworden, weil die tatsächliche britische Nettobela-
stung im Jahre 1982 sich als höher herausgestellt 
hat als ursprünglich geschätzt. 

Der Entwurf des Berichtigungs- und Nachtrags-
haushalts Nr. 2/1983 wurde vom Rat gegen die 
Stimme Großbritanniens beschlossen, das die Nach-
besserung seines Ausgleichs nicht für ausreichend 
hält. 

Haushalt 1984 

16. Der von der Kommission dem Rat am 10. Juni 
1983 vorgelegte Vorentwurf des Gesamthaushalts-
plans der Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 
1984 hatte ein Volumen von 28 620 Mio. ECU 2) bei 
den Mitteln für Verpflichtungen (VE) und von 
25 528 Mio. ECU bei den Mitteln für Zahlungen (ZE). 
Bei den nichtobligatorischen Ausgaben schlug die 
Kommission gegenüber dem Haushalt 1983 in der 
Fassung des Nachtragshaushalts 1/83 Steigerungs-
raten von 46,61 v. H. bei den VE und 26,97 bei den 
ZE vor. Sie hält hier erhebliche Anhebungen über 
den von ihr auf 11,5 v. H. festgelegten Höchstsatz 
für die Steigerung dieser Ausgaben hinaus für er-
forderlich. Die verfügbaren Einnahmen waren auf 
26 197 Mio. ECU veranschlagt, so daß für Haushalts

-

risiken eine Spanne von 668 Mio. ECU bis zum 

1) 1 ECU = ca. 2,43 DM (Haushaltskurs 1983) 
2) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1984) 
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Erreichen des 1 v. H.-Plafonds bei den MWSt-Eigen-
mitteln verblieb. 

Als der Rat am 22. Juli 1983 den Entwurf des Haus-
halts 1984 aufstellte, kürzte er zunächst den Ein-
nahmerahmen unter Berücksichtigung der neue-
sten Schätzungen um 785 Mio. ECU. Da der Vorent-
wurf der Kommission die nunmehr verfügbaren 
Einnahmen überstieg und auch noch keine Mittel 
für die auf dem Europäischen Rat in Stuttgart zuge-
sagte Entlastungsregelung zugunsten Großbritan-
niens enthielt, mußte der Rat umfangreiche Kür-
zungen und Umschichtungen, die hauptsächlich den 

nichtobligatorischen Ausgabenbereich betrafen, 
vornehmen. 

Die beiden Entwürfe des Nachtragshaushalts 2/83 
und des Haushalts 1984 liegen nun dem Europäi-
schen Parlament zur Beratung vor. Für den Haus-
halt 1984 wird das Haushaltsverfahren bis Dezem-
ber 1983 andauern. 

Die wesentlichen Ausgabenblöcke des Haushaltes 
1983 in der Fassung des Nachtragshaushalts 1/83 
sowie der beiden Entwürfe sind in nachstehenden 
Übersichten dargestellt: 

a) Mittel für Verpflichtungen 
- in Mio. ECU 1) - 

Haushalt 1 ) Entwurf 2 ) Entwurf Steigerung Steigerung 
1983 1983 1984 4 : 2 v. H. 4 : 3 v. H. 

1 2 3 4 5 6 

Agrarbereich 	  14 956,3 16 757,7 17 440,3 + 16,61 + 4,07 

Sozialbereich 	  1 821,1 1 841,1 2 098,6 + 15,24 + 13,99 

Regionalbereich 	  2 928,8 3 140,4 2 038,2 - 30,41 1) - 35,10 2) 

Forschung, Energie, Wirtschaft 
Verkehr 	  1 228,3 1 414,2 1 819,5 + 48,13 2) + 28,66 2) 

Zusammenarbeit und Entwicklung 	 1 109,6 1 120,2 869,1 - 21,67 - 22,42 

Erstattungen an die Mitgliedstaaten . 1 123,3 1 088,7 1 101,9 - 	1,91 - 	1,21 

Verwaltung 	  753,4 761,7 801,6 + 	6,37 + 5,24 

Summe Kommission 	  23 920,8 26 124,0 26 169,3 + 9,40 + 	0,17 

Andere Organe 	  404,8 404,8 425,3 + 5,06 + 5,06 

Gesamthaushalt 	  24 325,6 26 528,8 26 594,7 + 9,33 + 	0,25 

Gesamtsumme in Mio. DM 	 59 007 64 351 59 747 

- Abweichungen in der Summe durch Rundungsdifferenzen - 

1) Haushaltskurse 1983 1 ECU=  2,42571 DM 1984 1 ECU = 2,24656 
2) Die außergewöhnlichen Abweichungen in den Bereichen Regionalpolitik und Forschung sind in der unterschiedli-

chen Veranschlagung der Entlastungsregelung GB begründet 
1983 - Regionalbereich und Energiemaßnahmen 
1984 - Energiemaßnahmen, Verkehrspolitik, Sozialpolitik 
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b) Mittel für Zahlungen 
- in Mio. ECU 1) - 

Haushalt Entwurf Entwurf Steigerung Steigerung 
1/1983 2/1983 1984 4:2v. H. 4:3v. H. 

1 2 3 4 5 6 

Agrarbereich 	  14 785,8 16 548,8 17 274,8 + 16,84 + 4,39 
Sozialbereich 	  1475,1 1430,8 1497,5 + 	1,50 + 4,66 
Regionalbereich 	  2 177,8 2 383,0 1 334,8 - 38,71 2) - 43,99 2) 
Forschung, Energie, Wirtschaft 
Verkehr 	  1 198,3 1 386,5 1 634,1 + 36,37 2) + 17,86 2) 

Zusammenarbeit und Entwicklung 	 977,5 988,2 778,3 - 20,38 - 21,14 

Erstattungen an die Mitgliedstaaten . 1 123,3 1 088,7 1 101,9 - 	1,91 - 	1,21 
Verwaltung 	  753,4 761,7 801,6 + 	6,37 + 5,24 

Summe Kommission 	  22 491,1 24 587,6 24 423,0 + 8,59 - 0,67 
Andere Organe 	  404,8 404,8 425,3 + 	5,06 + 5,06 

Gesamthaushalt 	  22 895,9 24 992,3 24 848,5 + 8,53 - 0,58 

Gesamtsumme in Mio. DM 	 55 539 60 624 55 824 

- Abweichungen in der Summe durch Rundungsdifferenzen - 

1) Haushaltskurse 1983 1 ECU=  2,42571 DM 1984 1 ECU=  2,24656 
2) Die außergewöhnlichen Abweichungen in den Bereichen Regionalpolitik und Forschung sind in der unterschiedli-

chen Veranschlagung der Entlastungsregelung GB begründet 
1983 - Regionalbereich und Energiemaßnahmen 
1984 - Energiemaßnahmen, Verkehrspolitik, Sozialpolitik 

Zur Deckung der Zahlungsermächtigungen sind nachstehende Einnahmen veranschlagt 
- in Mio. ECU 1) - 

Haushalt 1/1983 Entwurf 2/1983 Entwurf 1984 

Agrarabschöpfungen 	  2 571,7 2 433,9 2 949,9 
Zölle 	  7 574,5 7 234,6 7 623,5 
Mehrwertsteuereigenmittel und Finanzbeiträge 	 
- des laufenden Jahres 	  11 227,6 13 852,3 14 052,6 
- Saldenausgleich des Vorjahres 	 z. E. - 204,0 z. E. 

Überschüsse des Vorjahres 2 ) 	  1 337,4 1 486,7 z. E. 
Verschiedene Einnahmen 	  184,7 188,7 222,4 

Summe 	  22 895,9 24 992,3 24 848,5 

Summe in DM ... 55 539 60 624 55 824 

1) Haushaltskurse 1983 1 ECU=  2,42571 DM 1984 1 ECU=  2,24656. 
2) Im Haushalt 1/1983 bzw. Entwurf 2/1983 sind der Überschuß aus 1981 sowie der vorläufige bzw. endgültige Überschuß 

des Jahres 1982 veranschlagt. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/614 

17. Der 1 v. H.-Plafond der gemeinsamen Bemes-
sungsgrundlage für die MWSt-Eigenmittel beträgt 
im Entwurf des Berichtigungs- und Nachtragshaus-
halts Nr. 2/1983  13 719 Mio. ECU und wird zu 99,30 
v. H. ausgeschöpft; bis zum Plafonds verbleiben 
noch 83 Mio. ECU 1984 beträgt er 14 608 Mio. ECU 
und ist zu 96,20 v. H. ausgeschöpft. Von der Marge 
von rd. 550 Mio. ECU stehen dem Europäischen Par-
lament im weiteren Haushaltsverfahren rd. 300 
Mio. ECU bei den nichtobligatorischen Ausgaben 
zu, so daß für Haushaltsrisiken nur noch 250 Mio. 
ECU verbleiben. 

III. Der Gemeinsame Markt 

Innergemeinschaftlicher Warenverkehr 

18. Die deutsche Präsidentschaft hat dem Ausbau 
des Binnenmarktes zwei weitere Ratstagungen am 
26. Mai und 21. Juni 1983 gewidmet. Dabei wurde in 
den beiden Hauptfragen, nämlich dem Zugang von 
Drittlandserzeugnissen zu gemeinschaftlichen Be-
scheinigungsverfahren und der Schaffung eines 
neuen handelspolitischen Instruments, eine Annä-
herung der Standpunkte erzielt. Die Bundesregie-
rung wird weiterhin darauf achten, daß etwaige 
Kompromißlösungen nicht die Grundsätze einer li-
beralen Handelspolitik gefährden (vgl. Ziffer 90). 

Ein weiterer Schwerpunkt lag bei der Beratung ver-
schiedener Vorhaben zum Abbau von Grenzhinder-
nissen. Die deutsche Präsidentschaft hätte es be-
grüßt, wenn in diesem zentralen Bereich weitere 
definitive Entscheidungen hätten erreicht werden 
können. Es hat sich allerdings gezeigt, daß die Kom-
missionsvorschläge noch nicht in allen Punkten 
eine ausreichende Basis für eine Einigung des Ra-
tes darstellten. 

Abschließend läßt sich feststellen, daß durch die In-
itiativen der deutschen Präsidentschaft zum Aus-
bau des Binnenmarktes eine Vielzahl von Rechts-
akten mit Binnenmarktbezug verabschiedet wer-
den konnte. Die Rechtsangleichung bleibt ein we-
sentliches Element für die Herstellung binnen-
marktähnlicher Verhältnisse in der EG (vgl. im ein-
zelnen Ziffer 89 ff.). 

Es ist auch gelungen, das Bewußtsein für die Be-
deutung der Fragen des Binnenmarktes zu schär-
fen. Dieses Signal ist sehr wohl in der europäischen 
Öffentlichkeit und in der europäischen Wirtschaft 
verstanden worden. Es hat mit dazu beigetragen, 
daß schwerwiegende Einbrüche in das Funktionie-
ren des Gemeinsamen Marktes vermieden werden 
konnten. 

Gemeinsamer Stahlmarkt 

19. Die Schwächephase auf dem europäischen 
Stahlmarkt hat sich auch im 1. Halbjahr 1983 fort-
gesetzt. Die Rohstahlerzeugung in der EG (ohne 
GR) ging im 1. Halbjahr 1983 nochmals um rd. 
14 v. H. gegenüber dem Vorjahreszeitraum zurück 

und erreichte 54,5 Mio. t (63,0 Mio. t im 1. Halbjahr 
1982, 111,4 Mio. t im Jahr 1982). 

20. Im Juli 1983 ist im Rahmen der Stahlkrisen-
maßnahmen das Produktionsquotensystem nach 
Artikel 58 EGKS-Vertrag zunächst bis Januar 1984 
verlängert worden, so daß sich der Markt nach den 
Unsicherheiten im 1. Halbjahr 1983 weiter beruhi-
gen kann. Der Rat hat anerkannt, daß es unerläß-
lich ist, das Produktionsquotensystem für einen 
Zeitraum von zweieinhalb Jahren als Begleitmaß-
nahme zur Durchführung der Umstrukturierung 
anzuwenden; der Rat hat sich verpflichtet, bis Ja-
nuar 1984 einer Anwendung des Systems bis Ende 
1985 zuzustimmen. Diese langfristige Perspektive 
ist notwendig, um der Stahlindustrie die dringend 
notwendige Umstrukturierung zu erleichtern. 

21. Die Kommission hat am 29. Juni 1983 — wie im 
Subventionskodex vorgeschrieben — über die Bei-
hilfevorhaben in den Mitgliedstaaten entschieden. 
Die Bundesregierung hat die Kommission immer 
bei der Durchsetzung der Beihilfendisziplin unter-
stützt. Auch die von ihr eingereichte Klage (vgl. Zif-
fer 32) soll einer besseren Beihilfedisziplin dienen. 
Sie hofft, daß schrittweise zu geordneten Wettbe-
werbsverhältnissen auf den Stahlmarkt zurückge-
kehrt werden kann. 

Kohlemarkt 

22. Überwiegend — neben Konjunktureinbußen 
— bedingt durch die Absatzverluste bei der in ei-
nem schwierigen Umstrukturierungsprozeß stehen-
den europäischen Stahlindustrie befindet sich der 
Kohlemarkt der Gemeinschaft in einer Absatzkrise, 
die trotz Fördereinschränkungen der Produzenten 
durch steigende Haldenbestände auf eine bisher nie 
verzeichnete Höhe gekennzeichnet ist. Besonders 
betroffen ist der deutsche Steinkohlenbergbau als 
der bisher wichtigste Kohle-/Koksversorger der 
Stahlindustrie der Gemeinschaft. Folgende Daten 
im Halbjahresvergleich (1. Hj. 1983 7. 1. Hj. 1982) 
kennzeichnen den Markt der Gemeinschaft: 

— Förderrückgang von 124,2 Mio. t auf 119,6 Mio. t; 

— Rückgang der Kokserzeugung von 31,8 Mio. t auf 
26,2 Mio. t; 

— Steigerung der Steinkohlebestände bei den Ze-
chen um rd. 6 Mio. t (gegenüber Vorjahresende) 
auf rd. 56 Mio. t; 

— Steigerung der Koksbestände bei den Kokereien 
um rd. 1 Mio. t (gegenüber Vorjahresende) auf 
rd. 15 Mio. t; 

— Rückgang der Drittlandskohleeinfuhren von 
35,1 Mio. t auf rd. 30 Mio. t (vorl.). 

Iv. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

23. Trotz intensiver Bemühungen ist es im vergan

-

genen halben Jahr nicht gelungen, den Regional- 
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fonds der Gemeinschaft neu zu ordnen. Die Vor-
schläge der Kommission, die dem Rat nunmehr seit 
fast zwei Jahren vorliegen und die eine Konzentra-
tion der Mittel auf die schwächsten Regionen in den 
wirtschaftlich schwächeren Mitgliedstaaten vorse-
hen, konnten bislang nicht verabschiedet werden. 

Auch ein Kompromißvorschlag der deutschen Prä-
sidentschaft, der von der Kommission mitgetragen 
wurde, fand nicht die notwendige Zustimmung aller 
Mitglieder. Stärkere geographische Konzentratio-
nen und effizientere Gestaltung der Verwendungs-
zwecke sind unabdingbare Voraussetzung, wenn die 
umfangreichen Mittel, die die Gemeinschaft für 
diese Politik zur Verfügung stellt, zu den erwünsch-
ten Entwicklungen in den Regionen beitragen sol-
len. 

Um diesem Ziel näher zu kommen, hat der Europäi-
sche Rat am 18. Juni 1983 vereinbart, daß die Korn-
mission einen Bericht mit Vorschlägen zur effizien-
teren Nutzung der Mittel der Strukturfonds der Ge-
meinschaft vorlegt. 

Die in diesem Bericht enthaltenen Vorschläge zur 
weiteren Gestaltung der EG-Regionalpolitik gehen 
aber eher in die Richtung, die direkten Interven-
tionsmöglichkeiten bei der Gemeinschaft zu zentra-
lisieren, anstatt das vorhandene Instrumentarium 
wirksamer zu gestalten und auf die Regionen mit 
den stärksten Regionaldisparitäten zu konzentrie-
ren. 

24. Vom Regionalfonds wurden für deutsche Vor-
haben seit Bestehen des Regionalfonds (1975) ins-
gesamt 751 Mio. DM erstattet. 

Neues Anleiheinstrument der Gemeinschaft 

25. Der Rat hat im April 1983 eine Aufstockung 
des Neuen Anleiheinstruments der Gemeinschaft 
um 3 Mrd. ECU (7,3 Mrd. DM) beschlossen. Eine 
Grundsatzeinigung hierüber war schon im Februar 
zustande gekommen. 

Im Juni 1983 hat der Rat eine erste Tranche von 
1,5 Mrd. ECU bewilligt. Damit können Darlehen in 
den Bereichen Energie, Infrastruktur und im we-
sentlichen für kleine und mittlere Unternehmen in 
der Industrie und den anderen produktiven Sekto-
ren finanziert werden. 

Europäische Investitionsbank (EIB) 

26. Im ersten Halbjahr 1983 hat die EIB ihre Fi-
nanzierungstätigkeit in den Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft weiter ausgedehnt und Darlehen von 
2 315,4 Mio. ECU 1 ) gewährt (gegenüber 1706,8 Mio. 
ECU im gleichen Vorjahreszeitraum). Mehr als 
80 v. H. der bis Ende Juni 83 gewährten Darlehen 
stammen aus dem Erlös von EIB-Anleihen auf dem 
Kapitalmarkt, ein weiterer Teil aus Anleihen im 
Rahmen des Neuen Gemeinschaftsinstruments 
(NGI) der Kommission. 

1 ) 1 ECU = ca. 2,43 DM 

Das Schwergewicht der Finanzierungen lag im In-
dustrie-, Energie- und Infrastrukturbereich. Das In-
teresse deutscher Unternehmen an EIB-Darlehen 
hält sich wegen der hohen Zinssätze in engen Gren-
zen. Nur drei Darlehensnehmer haben im Berichts-
zeitraum Finanzierungsverträge mit der Bank ge-
schlossen, hinzu kommt ein Bürgschaftsvertrag im 
Kernenergiebereich. Das Schwergewicht der Fi-
nanzierungen der Bank liegt in Italien und Frank-
reich. Kennzeichnend für das erste Halbjahr war 
das anhaltend hohe Finanzierungsvolumen für 
Regionalprojekte in Gebieten mit hoher Arbeitslo-
sigkeit und die starke Nachfrage nach Darlehen für 
Energieprojekte zur Verringerung der Erdölabhän-
gigkeit. Die Bank setzt ihre Mittel auch verstärkt 
für Globaldarlehen zur Förderung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen ein. 

27. Die neuen Finanzprotokolle mit Ländern des 
Mittelmeerraumes, die Kooperationsabkommen mit 
der Gemeinschaft geschlossen haben (Maghreb-
und Maschrekstaaten) werden abgewickelt. Auch 
das Darlehensgeschäft mit den 63 AKP-Staaten im 
Rahmen des 2. Abkommens von Lomé wird zügig 
fortgesetzt. 

28. Im Hinblick auf den zu erwartenden Beitritt 
zur Gemeinschaft ist Spanien eine Vorbeitrittshilfe 
von 100 Mio. ECU und Portugal eine Vorbeitritts-
hilfe von 75 Mio. ECU in Form von Darlehen der 
EIB zu Marktkonditionen zugesagt worden. 

29. In der Jahressitzung des Rates der Gouver-
neure der EIB im Juni 1983 sind die ordentlichen 
und stellvertretenden Mitglieder des Verwaltungs-
rates der EIB, der für die Bestimmung der Ge-
schäftspolitik der Bank verantwortlich ist, für die 
Dauer von fünf Jahren neu bestellt worden. Die 
deutschen Mitglieder wurden wiederernannt. 

V. Wettbewerbspolitik 

Absprachen und Marktmacht 

30. Die Kommission hat Nachfolgeregelungen für 
die Verordnung Nr. 67/67/EWG über die Gruppen-
freistellung von Alleinvertriebsvereinbarungen er-
lassen. Mit der neuen Verordnung (EWG) Nr. 1983/ 
83 über die Gruppenfreistellung von Alleinver-
triebsvereinbarungen sowie der Verordnung (EWG) 
Nr. 1984/83 über die Gruppenfreistellung von Allein-
bezugsvereinbarungen strebt die Kommission eine 
stärkere Öffnung des Gemeinsamen Marktes für 
Erzeuger und Wiederverkäufer an. Nach der Neure-
gelung für Alleinvertriebsvereinbarungen kann 
sich in Zukunft das einem Alleinvertriebshändler 
überlassene Vertragsgebiet auf das gesamte Gebiet 
des Gemeinsamen Marktes erstrecken, während 
andererseits Vereinbarungen zwischen konkurrie-
renden Herstellern einer strengeren Regelung un-
terworfen worden sind. 

Während die Neuregelungen für Alleinvertriebsver

-

träge zwischen Kommission und Mitgliedstaaten 
im wesentlichen außer Streit standen, blieben die 
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Standpunkte zur neuen Verordnung über Alleinbe-
zugsvereinbarungen zum Zwecke des Weiterver-
kaufs bis zuletzt in hohem Maße kontrovers. Insbe-
sondcre mit den in dieser Verordnung vorgesehe-
nen speziellen Branchenregelungen für Bierliefe-
rungsverträge sowie Tankstellenverträge hat die 
Kommission wettbewerbsrechtliches Neuland be-
treten und einen Weg eingeschlagen, der wettbe-
werbspolitisch nicht unproblematisch ist. Zwar kön-
nen derartige Vereinbarungen den Marktzugang 
konkurrierender Anbieter erschweren und mit Aus-
schlußwirkungen verbunden sein, dies aber vor al-
lem dann, wenn auf der Anbieterstufe im Einzelfall 
die den Unternehmen zuzuordnenden Bedingungen 
für einen wirksamen Wettbewerb im Gemeinsamen 
Markt nicht als hinreichend gesichert erscheinen. 
Unter Anlegung eines ausschließlich wettbewerbs-
orientierten Maßstabs hätte es nach dem von der 
Bundesregierung während der Beratungen vertre-
tenem Standpunkt genügt, eine für alle Sektoren in 
gleicher Weise geltende Regelung zu schaffen und 
somit auf die genannten Branchenregelungen hier 
zu verzichten. 

Für die deutsche Praxis sind insbesondere die Neu-
regelungen für Bierlieferungsverträge von Bedeu-
tung, soweit unter Berücksichtigung der in der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
zum Ausdruck kommenden Kriterien das Kartell-
verbot des EWG-Vertrages auf derartige Vereinba-
rungen anwendbar ist. Um den Bedenken mehrerer 
Mitgliedstaaten gegenüber früheren Fassungen 
Rechnung zu tragen, sieht die Neuregelung nun-
mehr vor, daß Brauer und Getränkegroßhändler bei 
der Vertragsgestaltung zwischen Fünfjahresverträ-
gen mit voller ausschließlicher Sortimentsbindung 
für Bier und andere Getränke und Zehnjahresver-
trägen mit eingeschränkter Bezugsbindung nur für 
Bier wählen können. Sortimentsbindungen können 
auch im Rahmen von Gaststättenpachtverträgen 
vereinbart werden, wobei dann ausschließliche Be-
zugspflichten für den gesamten Zeitraum vorgese-
hen werden können, in welchem die Gaststätte vom 
Pächter tatsächlich betrieben wird. Für diesen Fall 
muß die Vereinbarung allerdings dem Gastwirt un-
ter bestimmten Voraussetzungen das Recht einräu-
men, andere Getränke als Bier von dritten Unter-
nehmen zu beziehen. 

Erste Reaktionen der betroffenen Wirtschaft haben 
gezeigt, daß bei der Auslegung der Neuregelungen 
über Alleinbezugsvereinbarungen eine Reihe von 
Zweifelsfragen und Unsicherheiten entstanden 
sind. Die Kommission beabsichtigt, noch vor Ende 
dieses Jahres durch eine Verwaltungsbekanntma-
chung nach Anhörung der Mitgliedstaaten Präzisie-
rungen zur Auslegung der Verordnung zu geben. 

31. Die Kommission bereitet gegenwärtig eine 
Gruppenfreistellung von Vertriebsvereinbarungen 
über Kraftfahrzeuge vor. Sie hat hierzu einen Ver-
ordnungsentwurf veröffentlicht und die beteiligten 
Kreise um schriftliche Stellungnahme gebeten. Die 
Mitgliedstaaten sind im Beratenden Ausschuß für 
Kartell- und Monopolfragen nach Eingang dieser 
Stellungnahmen zum Verordnungsentwurf noch ein 
zweites Mal anzuhören. 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich die in 
dem veröffentlichtem Entwurf der Kommission 
zum Ausdruck kommende Überzeugung, daß der se-
lektive Vertrieb im Kraftfahrzeugsektor wettbe-
werbspolitisch positiv zu werten ist und daher vom 
Kartellverbot freigestellt werden kann. Gewichtige 
mit dem Verordnungsentwurf verbundene Proble-
me, etwa die Klausel über die Variantenverfügbar-
keit oder die Preisklausel, werden bei den weiteren 
Beratungen aber noch besonders eingehender Erör-
terungen bedürfen, um so zu einer den wirtschaftli-
chen Erfordernissen Rechnung tragenden Rege-
lung zu kommen. 

Staatliche Beihilfen 

Angesichts der weiterhin unbefriedigenden Wirt-
schaftslage in den Mitgliedstaaten und der Notwen-
digkeit zur Umstrukturierung bestimmter Indu-
striesektoren hielt die Tendenz zu vermehrten Bei-
hilfen an. 

32. Im Stahlbereich hat die Kommission am 
29. Juni entsprechend den im Subventionskodex 
Stahl vorgesehenen Fristen ihre Entscheidungen zu 
den Umstrukturierungs- und Beihilfenprogrammen 
der europäischen Stahlindustrie gefällt. Die Geneh-
migungen umfassen ein Beihilfevolumen von insge-
samt 22 Mrd. ECU (ca. 53 Mrd. DM), die allerdings 
nur unter der Bedingung angemessener Kapazitäts-
anpassungen gewährt werden dürfen. Als Endter-
min für die Beihilfezahlungen legt der Subventions-
kodex Stahl den 31. Dezember 1985 fest. Für die 
deutschen Stahlunternehmen wurde ein Gesamt-
rahmen genehmigt, der bis 31. Januar 1984 durch 
konkrete Konzepte ausgefüllt werden muß. Die 
Bundesregierung hat allerdings festgestellt, daß die 
Kommission über die fristgerecht beantragten Bei-
hilfen hinaus weitere Beihilfen genehmigte und hat 
deshalb Klage vor dem EuGH eingereicht. Die 
Klage richtet sich gegen die Entscheidung über 
Stahlbeihilfen zugunsten Belgiens, Frankreichs, 
Großbritanniens und Italiens. Der Kommission 
wird vorgeworfen, unter Verletzung von Gemein-
schaftsrecht ermessensfehlerhaft entschieden zu 
haben, indem sie 

— Beihilfen genehmigt hat, die nach dem Stichtag 
(30. September 1982) notifiziert worden sind, 

— ungleiche Maßstäbe bezüglich der Relation Ka

-

pazitätsabbau/Beihilfenhöhe angelegt hat und 

— Strukturanpassungen und Kapazitätsreduzie-
rungen in der Vergangenheit nicht/bzw. nicht 
hinreichend berücksichtigt hat. 

Die Bundesregierung würde allerdings nach wie vor 
einer politischen Lösung den Vorzug vor einem 
Rechtsstreit vor dem EuGH geben. 

33. Im Textilbereich haben neben Belgien, Frank-
reich und Italien nunmehr auch die Niederlande ein 
Sektorprogramm vorgelegt. Damit haben sich die 
Befürchtungen der Bundesregierung bestätigt, daß 
es auch in diesem Sektor zu weiteren Wettbewerbs-
verzerrungen kommt. Die Bundesregierung begrüßt 
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ausdrücklich, daß die Kommission durch eine Klage 
gegen die französischen Maßnahmen ihre Bereit-
schaft gezeigt hat, eine restriktivere Kontrolle aus-
zuüben. Sie wird die Kommission auch weiterhin 
auffordern, strenge Maßstäbe an Genehmigungen 
anzulegen und erhofft sich hierbei Unterstützung 
durch das noch ausstehende Urteil in ihrer Klage 
gegen die Genehmigung des belgischen Textil-
plans. 

34. Die 5. Richtlinie über Schiffbaubeihilfen läuft 
Ende 1984 aus. Die Arbeiten zur Vorbereitung einer 
Anschlußregelung wurden fortgesetzt. Der Bundes-
regierung kommt es darauf an, daß in der Gemein-
schaft abgestimmte, degressiv gestaltete Obergren-
zen für Schiffbaubeihilfen eingeführt werden mit 
dem Ziel, die Wettbewerbsverzerrungen im Schiff-
baumarkt der Gemeinschaft weiter abzubauen. 

VI. Agrarpolitik 

Marktpolitik 

EG -Agrarpreisbeschlüsse 

Agrarpreise 1983/84 

35. Die EG-Agrarminister einigten sich am 17. Mai 
1983 über die Festsetzung der Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1983/84. Dem waren äußerst 
schwierige, mehrmals vertagte Verhandlungen vor-
ausgegangen. 

Der Rat folgte weitgehend den Vorschlägen der 
Kommission und berücksichtigte damit auch die 
Absatzschwierigkeiten für Agrarprodukte sowohl 
auf dem Welt- als auch auf dem Binnenmarkt sowie 
die angespannte Haushaltslage der Gemeinschaft. 

Die Marktordnungspreise für das nächste Wirt-
schaftsjahr wurden im Durchschnitt um etwa 
4,2 v. H. (Interventionspreisbasis) - ausgedrückt in 
ECU - angehoben. Wie in den Vorjahren wurde 
eine nach Produkten unterschiedliche Erhöhung 
der Preise vorgenommen. Für die wichtigsten 
Agrarerzeugnisse gab es folgende Anhebung: 

- Milch + 2,3 v. H. - Wein 	+ 5,5 v. H. 
- Getreide + 3,0 v. H. - Rindfleisch 	+ 5,5 v. H. 
- Zucker + 4,0 v. H. - Schweinefleisch + 5,5 v. H. 
- Raps 	+4,0 v. H. - Schaffleisch 	+5,5 v. H. 

Unter Berücksichtigung des Abbaus des deutschen 
Währungsausgleichs bedeuten die Preisbeschlüsse 
für die deutsche Landwirtschaft eine durchschnittli-
che Preisanhebung von 2,0 v. H.; bei Milch beträgt 
die Anhebung nur 1,0 v. H. und bei Getreide 1,1 v. H. 
Die Kosten für Nahrungsmittel werden dadurch 
etwa um 0,4 v. H. und für die Lebenshaltung etwa 
um 0,07 v. H. ansteigen. 

Die Kommission schätzt die zusätzlichen Ausgaben 
aufgrund der Preisbeschlüsse auf etwa 435 Mio. 
ECU im Jahre 1983 und auf etwa 810 Mio. ECU im 
Jahre 1984. Die Kommission sah sich nicht in der 
Lage, zuzusichern, daß die Agrarausgaben mit der 

bestehenden Begrenzung der Eigenmittel in Ein-
klang gebracht werden können. 

Agrimonetäre Maßnahmen 

36. Gleichzeitig mit den Preisbeschlüssen wurden 
die grünen Paritäten und die Währungsausgleichs-
beträge angepaßt. 

Wegen der notwendigen vorsichtigen Preispolitik 
war für die Mitgliedstaaten mit positivem Wäh-
rungsausgleich nur ein geringer Abbauschritt mög-
lich. Auf der anderen Seite forderten mehrere Mit-
gliedstaaten einen fühlbaren Abbau der durch die 
letzten Wechselkursänderungen stark angestiege-
nen positiven Währungsausgleichsbeträge. Erst 
nach sehr zähen Verhandlungen, insbesondere zwi-
schen der deutschen und französischen Delegation, 
konnte unter Einbeziehung „technischer Anpassun-
gen" im Zuge eines Kompromisses folgender Abbau 
der Währungsausgleichsbeträge beschlossen wer-
den: 

- Deutschland 

von +13,0 v. H. auf +9,8 v. H., bei Milch jedoch 
nur auf + 10,8 v. H. und bei Getreide auf + 10,3 
v. H.; 

- Niederlande 

von + 8,4 v. H. auf + 5,8 v. H. bei Milch jedoch 
nur auf + 6,6 v. H. und bei Getreide auf + 6,2 
v. H.; 

- Frankreich 

von - 6,4 v. H. auf - 4,4 v. H., bei Milch auf - 3,4 
v. H., bei Schweinefleisch auf -2,2 v. H., jedoch 
ab 1. November 1983 auf 0,0 v. H.; 

- Griechenland 

von - 6,1 v. H. auf 0,0 v. H.; 

- Irland 

von - 2,3 v. H. auf 0,0 v. H. 

- Italien 

von - 2,5 v. H. auf 0,0 v. H. 

Wichtige flankierende Maßnahmen 

Erzeugermitverantwortung 

37. Um eine rationelle Entwicklung der gemeinsa-
men Agrarpolitik in einem längeren Zeitraum zu 
gewährleisten, hat der Rat den Kommissionsvor-
schlägen zugestimmt, wie im Vorjahr Garantie-
schwellen anzuwenden. Diese wurden für das Wirt-
schaftsjahr 1983/84 wie folgt festgesetzt: 

- Getreide: 120,56 Mio. t; 

- Raps: 	2,29 Mio. t; 

- Milch: 	Milchanlieferung 1981 plus 1 v. H. 

Die Regelung der Mitverantwortungsabgabe bei 
Milch (generell 2 v. H. des Richtpreises, Berggebiete 
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0 v. H., in benachteiligten Gebieten die ersten 60 000 
Liter Milchanlieferung je Betrieb pro Jahr 1,5 v. H.) 
gilt unverändert im Wirtschaftsjahr 1983/84 fort. 
Auch die Entlastung der Kleinerzeuger (120 Mio. 
ECU für die EG) wird unverändert beibehalten. 

Getreide 

38. Der Brotroggenzuschlag wurde um 2 ECU je 
Tonne auf 7,44 ECU/t angehoben. 

Für die Verfütterung sollen sobald wie möglich 
2 bis 3 Mio. t Getreide aus Interventionsbeständen 
zur Verfügung gestellt werden, von denen bereits 
450 000 t Getreide nach Italien und je 50 000 t nach 
Irland und Nordirland verlagert worden sind. 

Milch 

39. Im Hinblick auf die besonderen Schwierigkei-
ten infolge des Ungleichgewichts des Milchmarktes 
forderte der Rat die Kommission auf, über Möglich-
keiten zur Begrenzung der ständig wachsenden 
Milchproduktion zu berichten, eine Analyse der be-
sonders kostenwirksamen Absatzmethoden zu er-
stellen und die Auswirkungen der Milchaustausch-
erzeugnisse auf den Milchmarkt darzulegen. 

Die Gemeinschaftsbeteiligung an der Schulmilch-
verbilligung wird auf 125 v. H. des Richtpreises an-
gehoben; die Verpflichtung der bisherigen nationa-
len Mitfinanzierung entfällt. Nach Italien werden 
40 000 t Magermilchpulver zur Verwendung in der 
Tierfütterung transferiert. Die Butterverbrauchs-
beihilfe im Vereinigten Königreich wird von 45 auf 
51 ECU/100 kg erhöht. 

Rindfleisch 

40. Die bestehende Definition von Schlachtkör-
pern männlicher Rinder unter zwei Jahren soll ab-
geändert werden, um den besonderen deutschen 
Bedingungen Rechnung zu tragen. Das neue Han-
delsklassenschema für Rindfleisch soll für Inter-
ventionskäufe ab 1. Januar 1984 Anwendung fin-
den. 

Die derzeitigen Prämienregelungen (Kälber-, Am-
menkuh- und Schlachtprämie) bleiben für das Wirt-
schaftsjahr 1983/84 unverändert; sie sollen jedoch 
von der Kommission generell überprüft werden. 

Wein 

41. Für Qualitätsweine der Weinbauzone A (die 
meisten deutschen Weinbaugebiete und Luxem-
burg) wurde eine Lagerbeihilfe für maximal 25 v. H. 
der im Wirtschaftsjahr 1982/83 erzeugten Wein-
menge eingeführt. 

Im Rahmen der Umstrukturierungsregelung der 
Rebflächen für Tafelweine wird ein Teil davon für 
Rebflächen zur Erzeugung von Qualitätsweinen re- 

serviert; der Anteil für die Bundesrepublik Deutsch-
land wurde auf 7 000 ha festgesetzt. 

Sonstige Maßnahmen im Marktbereich 

42. Am 25. Juli 1983 hat der Rat, insbesondere auf 
deutsche Initiative, eine Richtlinie zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über be-
stimmte Milcheiweißerzeugnisse (Kaseine und Ka-
seinate) für die menschliche Ernährung erlassen. 
Die Richtlinie enthält vor allem Regeln hinsichtlich 
der Zusammensetzung dieser Waren und ihrer 
Kennzeichnung. 

Die Umsetzung der Richtlinie muß innerhalb von 
zwei Jahren nach ihrer Bekanntgabe erfolgen. In-
nerhalb dieser Übergangsfrist müssen die Mitglied-
staaten ihre zum Teil abweichenden einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften über Kaseine und Kasei-
nate, die für Nahrungszwecke verwendet werden, 
den Bestimmungen dieser Richtlinie anpassen, so 
daß ab 1. August 1985 bei gleichen Wettbewerbsbe-
dingungen der freie Warenverkehr mit diesen Pro-
dukten in der EG gewährleistet sein wird. 

Agrarstrukturpolitik 

Marktstruktur 

43. Die Verordnung (EWG) Nr. 355/77 über eine 
gemeinsame Maßnahme zur Verbesserung der Ver-
arbeitungs- und Vermarktungsbedingungen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse bildet die Grund-
lage für die Förderung marktstrukturverbessernder 
Vorhaben aus dem Europäischen Ausrichtungs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL). Eine wichtige Förderungsvoraussetzung 
ist die Erstellung regional begrenzter Programme, 
in denen die Mitgliedstaaten die strukturellen An-
passungsnotwendigkeiten der zu fördernden Wa-
renbereiche darstellen und die geplanten Förde-
rungsaktivitäten konkretisieren. 

In der EG gibt es z. Z. 133 von der Kommission 
genehmigte Programme (davon 44 in der Bundesre-
publik Deutschland), die die verschiedensten Wa-
renbereiche betreffen. Die Förderung nach dieser 
Verordnung beschränkt sich auf solche Regionen 
und Sektoren, in denen der strukturelle Anpas-
sungsbedarf besonders groß ist. 

Im ersten Halbjahr 1983 hat die Kommission für 
233 Vorhaben aus der Gemeinschaft Zuschüsse in 
Höhe von insgesamt ca. 71 Mio. ECU (161 Mio. DM) 
bewilligt. Darunter befinden sich 54 Vorhaben aus 
der Bundesrepublik Deutschland mit einem Ge-
samtbeihilfevolumen von 12,8 Mio. ECU (29 Mio. 
DM). 

Auf der Grundlage der Änderungsverordnung 
(EWG) Nr. 1361/78 zur Verordnung (EWG) Nr. 355/77 
können im Rahmen der Politik für die Mittelmeer-
länder relativ günstige Investitionsbeihilfen für 
Vorhaben zur Verbesserung der Marktstruktur in 
den benachteiligten Mittelmeerregionen Frank-
reichs und Italiens gewährt werden. Im ersten 
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Halbjahr 1983 wurden hierfür insgesamt ca. 
33,6 Mio. ECU (76 Mio. DM) zur Verfügung gestellt. 
Davon entfielen 6,5 Mio. ECU (14 Mio. DM) auf 
23 Vorhaben in Südfrankreich und 27,2 Mio. ECU 
(62 Mio. DM) auf 14 Vorhaben im Mezzogiorno. 

Daneben wurden gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 1820/80 zu den gleichen Konditionen wie im 
Mezzogiorno für neun Vorhaben in Westirland etwa 
4,9 Mio. ECU (11 Mio. DM) gewährt. 

Währungspolitische Maßnahmen auf dem Agrarsektor 

44. Im Rahmen der Preisverhandlungen beschloß 
der Rat eine Reihe von Auf- und Abwertungen der 
landwirtschaftlichen Umrechnungskurse in Rich-
tung der tatsächlichen Wechselkurse. Die Wäh-
rungsausgleichsbeträge für Belgien, Luxemburg, Ir-
land und Italien entfielen damit völlig. Die Wäh-
rungsausgleichsbeträge für die Bundesrepublik 
Deutschland, die Niederlande, Dänemark und 
Frankreich wurden in unterschiedlichem Ausmaß 
abgebaut. 

Zur Zeit (Stand 30. September 1983) gelten folgende 
Währungsausgleichssätze: 

— Bundesrepublik Deutschland 

= allgemein 	 + 9,8 v. H. 

= Milch 	 + 10,8 v. H. 

= Getreide 	 + 10,3 v. H. 

= Schweinefleisch und Wein 	+ 11,9 v. H. 

— Niederlande 

= allgemein 	 + 5,8 v. H. 

= Milch 	 + 6,6 v. H. 

= Getreide 	 + 6,2 v. H. 

= Schweinefleisch 	 + 7,3 v. H. 

— Vereinigtes Königreich 

= allgemein 	 + 7,9 v. H. 

— Dänemark 

= allgemein 	 + 1,0 v. H. 

— Frankreich 

= allgemein 	 – 4,4 v. H. 

= Milch 	 – 3,4 v. H. 

= Schweinefleisch und Wein 	– 2,2 v. H. 

— Griechenland 

= nur noch Schweinefleisch und Wein 
– 1,6 v. H. 

Finanzierung der Agrarpolitik 

45. Die Haushaltsmittel zur Finanzierung der ge-
meinsamen Agrarpolitik werden innerhalb des Eu-
ropäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft (EAGFL) veranschlagt. Er bleibt 
mit rund zwei Drittel der Gesamtausgaben der mit 
Abstand größte Ausgabenblock des EG-Gesamt-
haushalts. 

Die Ausgabenansätze des EAGFL betragen: 

1983 1 ) 1984 1 ) 

Mio.ECU Mio.DM Mio.ECU Mio.DM 

Abteilung 
Garantie 2 ) 	 15 848 16 543 3 ) 

Abteilung 
Ausrichtung 4) 	 620 616 

EAGFL 
insgesamt 	 16 468 39 947 5 ) 17 159 38 549 5 ) 

1) Zahlungsermächtigungen im Gesamthaushaltsplan der 
EG 
(1983: einschließlich Entwurf 2. Nachtragshaushalt; 
1984: Entwurf) 

2) Einschließlich Kap. 40 (Marktordnung Fischerei) 
3) Davon 250 Mio. ECU im Reservekapitel 100 
4) Einschließlich Kap. 46 (Fischereistrukturmaßnahmen) 
5) Umrechnungskurse: 1 ECU — 2,42571 DM (Haushalts-

kurs 1983) 
1 ECU = 2,24656 DM (Haushalts-

kurs 1984) 

46. Kernstück der EG-Agrarfinanzierung ist die 
Abteilung Garantie, aus der die Ausgaben für die 
gemeinsamen Marktordnungen in der Regel voll-
ständig finanziert werden. Die Finanzlage im Be-
richtszeitraum ist gekennzeichnet durch einen sehr 
starken Anstieg der Marktordnungsausgaben, ins-
besondere im Milchsektor. Dabei handelt es sich 
um die finanziellen Auswirkungen steigender Pro-
duktionsüberschüsse und einer deutlichen Kon-
junkturverschlechterung auf den Weltmärkten. Der 
Rat sah sich somit bereits im Juli 1983 gezwungen, 
im Rahmen des 2. Nachtragshaushalts die Mittel 
der Abteilung Garantie für 1983 um 1 761 Mio. ECU 
zu erhöhen. Einschließlich dieses Nachtragshaus-
haltes ergibt sich gegenüber dem Vorjahr eine Stei-
gerung von fast 30 v. H. Dabei sind die Ansätze nach 
dem bisherigen Mittelabfluß eher knapp bemes-
sen. 

Der Ansatz für den EAGFL, Abt. Garantie im Haus-
haltsentwurf 1984 von 16 543 Mio. ECU entspricht 
einer Zunahme gegenüber 1983 von 4 v. H. Um ihn 
zu halten, müssen rechtzeitig geeignete Sparmaß-
nahmen beschlossen werden. 

Angesichts dieser Situation kommt den z. Z. im 
Rahmen des Mandats des ER von Stuttgart laufen-
den Verhandlungen über eine Rationalisierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik entscheidende Bedeu-
tung zu. Die Bundesregierung hält dabei an dem 
Ziel fest, den Anstieg der Agrarausgaben dauerhaft 
unter den erwarteten Einnahmezuwachs zu führen. 
Sparmaßnahmen im Agrarbereich sind wesentli-
cher Bestandteil des vom Europäischen Rat in 
Stuttgart am 17./19. Juni 1983 verabschiedeten Ver-
handlungspakets über die EG-Finanzen. 

47. Im Rahmen der Abteilung Ausrichtung des 
EAGFL beteiligt sich die Gemeinschaft finanziell 
an agrarstrukturpolitischen Maßnahmen der Mit-
gliedstaaten. Seit dem 1. Januar 1980 gilt ein Pla- 
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fond für fünf Jahre, der z. Z. unter Berücksichtigung 
des Beitritts Griechenlands zur EG insgesamt 3 755 
Mio. ECU (rd. 9,1 Mrd. DM) beträgt. Für den Zeit-
raum 1980 bis 1984 ist der Plafond bereits jetzt 
durch beschlossene und vorgeschlagene Maßnah-
men praktisch ausgefüllt. 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

Einzelstaatliche Beihilfen 

48. In ihrer Mitteilung zur gemeinsamen Agrarpo-
litik, die von der Kommission im Anschluß an die 
Tagung des Europäischen Rates vom 18. Juni 1983 
in Stuttgart vorgelegt worden ist, bekräftigt diese 
ihre Absicht, entsprechend dem seit langem geäu-
ßerten Wunsch der Mitgliedstaaten für eine strik-
tere Beachtung der Vorschriften über die einzel-
staatlichen Beihilfen Sorge tragen zu wollen. Da 
einzelstaatliche Beihilfen für den Wettbewerb und 
den Binnenmarkt besonders nachteilig seien, werde 
die Kommission in Zukunft das ihr zustehende 
Recht, bei Zuwiderhandlungen Sanktionen auszu-
sprechen, voll ausüben. Sie verweist in diesem Zu-
sammenhang auf ihr vom EuGH bestätigtes Recht, 
in geeigneten Fällen nicht nur die Rückforderung 
unzulässiger Beihilfen vom Empfänger zu verlan-
gen, sondern bei einem Verstoß gegen eine Markt-
ordnung dem betreffenden Mitgliedstaat auch die 
Erstattung von Marktordnungskosten aus dem 
EAGFL zu verweigern. Die Bundesregierung unter-
stützt diese Bemühungen der Kommission. 

Freier Warenverkehr und innergemeinschaftlicher 
Wettbewerb 

49. Im Hinblick auf die derzeitige Praxis der 
Milchmarktämter im Vereinigten Königreich (Milk 
Marketing Boards), den Milchpreis für bestimmte 
Produkte, die für den Export bestimmt sind, niedri-
ger festzusetzen als für Produkte, die auf dem Bin-
nenmarkt abgesetzt werden, hat die Kommission 
ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet. Eben-
falls beanstandet wird, daß der Preis für Milch, die 
zur Butterherstellung für den Inlandsmarkt Ver-
wendung findet, niedriger festgesetzt wird als für 
die Herstellung von Butter, die den Interventions-
stellen angeboten wird. 

Hierdurch entstehen nach Auffassung der Kommis-
sion Wettbewerbsnachteile für ausländische Butter-
anbieter, die auf diese Weise vom britischen Markt 
verdrängt werden. 

VII. Fischereipolitik 

Der Berichtszeitraum war gekennzeichnet durch 
die nach wie vor ungelöste Problematik des He-
ringsfangs in der Nordsee und der Fangmöglichkei-
ten vor Grönland und Kanada. 

50. Hering in der Nordsee — der Bestand hat sich 
nach längerem Fangstopp wieder erholt — ist der  

einzige wichtige Bestand, über dessen Nutzung und 
Aufteilung die EG sich bisher nicht einigen konnte. 
In der mittleren und nördlichen Nordsee gilt eine 
Roll-over-Regelung mit grundsätzlichem Fangverbot 
bis zu einem endgültigen Beschluß des Rates. In der 
südlichen Nordsee, wo die Verhältnisse anders lie-
gen, kann aufgrund einer Roll-over-Regelung ab 
1. Oktober 1983 gefischt werden. Für den Bereich 
mittlere und nördliche Nordsee eröffnete der Rat 
am 27. Mai 1983 vorläufige Quoten. Diese sind in-
zwischen ausgefischt, teilweise überfischt. Da Dä-
nemark nicht bereit war, einer weiteren Interimslö-
sung zuzustimmen, sondern aus „vitalem Interesse" 
auf einer endgültigen Quotenaufteilung besteht, 
mußte der Heringsfang mitten in der Saison einge-
stellt werden. Die Kommissionsvorschläge vom 
Juni 1983 über Gesamtfangmengen und Quoten ha-
ben sich bisher nicht als geeignete Lösungsgrund-
lage erwiesen. Die Diskussion hält an, der Rat wird 
am 3. Oktober 1983 einen neuen Einigungsversuch 
unternehmen. Nach Auffassung der Bundesregie-
rung muß sich eine Lösung an den auch für alle 
anderen Bestände geltenden drei Kriterien orien-
tieren: Berücksichtigung der traditionellen Fische-
rei, Präferenz für besonders abhängige Fischerei 
und Ausgleich für Fangverluste vor Drittländern. 

51. Ein Sonderproblem stellt der norwegische 
Heringsfang in der Nordsee dar. Die Norwegen zu-
gestandene vorläufige Quote von 31 000 t ist zwar 
unstreitig, die Lizenzerteilung über die bereits auf-
grund einer Interimslösung ausgefischten 20 500 t 
hinaus stößt jedoch auf Schwierigkeiten, solange 
für die EG-Mitgliedstaaten selbst keine endgültigen 
Quoten feststehen. 

52. Für Kabeljau bei Grönland stehen der deut-
schen Hochseefischerei jeweils 10 000 t vor West-
und Ostgrönland zu. Über Teilmengen von jeweils 
8 000 t wurden mit Zustimmung der Kommission 
Fanglizenzen erteilt. Die noch ausstehende Ent-
scheidung des Rates über die endgültigen Quoten 
wird durch das Austrittsbegehren Grönlands zu-
sätzlich erschwert. Die Bundesregierung tritt dafür 
ein, daß für die EG auf Dauer ausreichende Fang-
möglichkeiten vor Grönland bei gleichzeitiger Be-
rücksichtigung der besonderen Bedürfnisse der 
grönländischen Fischerei vertraglich gesichert wer-
den. Für die deutsche Hochseefischerei hat eine be-
friedigende Regelung dieses Problems existentielle 
Bedeutung, da derzeit über die Hälfte ihrer Fang-
möglichkeiten an traditionellen Arten auf Grönland 
entfallen. Darüber hinaus ist die Erhaltung einer 
leistungsfähigen deutschen Hochseefischerei von 
großer Bedeutung für die Arbeitsmarktlage in den 
nachgelagerten Wirtschaftsbereichen der deut-
schen Küstenregionen. 

53. Mit Kanada halten die Schwierigkeiten an. 
Nach dem geltenden Fischereiabkommen stehen 
der EG Fangrechte von 16 000 t Kabeljau für 1983 
zu, von denen 13 125 t auf die deutsche Hochseefi-
scherei entfallen. Davon konnte bisher nur eine 
Teilmenge von 2000 t gefischt werden, weil Kanada 
nicht bereit war, die zur Ausschöpfung der vollen 
Quote benötigten Fanglizenzen zu erteilen. Kanada 
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macht weitere Lizenzvergaben davon abhängig, daß 
das bestehende Abkommen in einer Reihe von 
Punkten revidiert wird. Die Kommission ist Ka-
nada in vielen Punkten entgegengekommen. Die 
kanadische Seite hat jedoch deutlich zu verstehen 
gegeben, daß sie selbst bei Eingehen der EG auf alle 
Forderungen Kanadas zum Fischereiabkommen 
aus innenpolitischen Gründen keine weiteren Fang-
lizenzen erteilen könne; dabei spielt das Inkrafttre-
ten des Einfuhrverbots für Jungrobbenfelle eine 
Rolle. Demgegenüber vertritt die Bundesregierung 
den Standpunkt, daß Kanada seine vertraglichen 
Verpflichtungen erfüllen und beantragte Lizenzen 
erteilen muß. Anderenfalls wäre die EG gehalten, 
die Einleitung geeigneter Maßnahmen in Erwägung 
zu ziehen. 

VIII. Steuerpolitik 

Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

54. Am 28. März 1983 konnte der Rat drei Richtli-
nien zur Harmonisierung der Umsatzsteuern verab-
schieden. Sie gewähren Befreiungen bei der Ein-
fuhr bestimmter Gegenstände: 

— Die Richtlinie 83/181/EWG befreit endgültig ein-
geführte Waren, für die bestimmte Zollbefreiun-
gen gelten. 

— Die Richtlinie 83/182/EWG befreit vorüberge-
hend eingeführte Verkehrsmittel, ausgenommen 
Nutzfahrzeuge und privat genutzte Verkehrs-
mittel, die nicht zu den allgemeinen Besteue-
rungsbedingungen des Binnenmarktes eines 
Mitgliedstaats erworben oder eingeführt wur-
den. 

— Die Richtlinie 83/183/EWG befreit aus einem 
EG-Mitgliedstaat endgültig eingeführte persönli-
che Gegenstände (z. B. Umzugsgut, Heiratsgut, 
Erbschaftsgut). 

Verbrauchsteuern 

55. Die 2. Stufe der Strukturharmonisierung der 
Zigarettensteuer endet nach mehrfacher Verlänge-
rung am 31. Dezember 1983 und muß erneut verlän-
gert werden, wenn sich die Mitgliedstaaten bis da-
hin nicht auf die Maßnahmen für die 3. Harmonisie-
rungsstufe einigen. Ein entsprechender Richtlinien-
vorschlag der Kommission wird bisher von einigen 
Mitgliedstaaten abgelehnt. Ein deutscher Vermitt-
lungsvorschlag sieht vor, daß bei der weiteren 
Strukturharmonisierung noch behutsamer als nach 
dem Richtlinienvorschlag der Kommission vorge-
gangen wird. Die Diskussion über den deutschen 
Vorschlag hat erst begonnen. 

 

IX. Energiepolitik 

56. Im Juni legte die Kommission ein Mehrjahres-
programm zur Fortentwicklung der gemeinschaftli-

chen Energiestrategie vor. Es strebt in erster Linie 
einen finanzpolitischen Ausbau der EG-Aktivitäten 
an und sieht — bei Erfassung praktisch aller rele-
vanten Bereiche der Energiepolitik — Jahresausga-
ben bis zu 2,0 Mrd. ECU (4,9 Mrd. DM) vor. Ange-
sichts der im abgelaufenen Jahrzehnt auch ohne 
aufwendige staatliche Subventionsmaßnahmen er-
zielten Fortschritte bei der Erhöhung der Versor-
gungssicherheit dürften die Kommissionsvorschlä-
ge, zumal in der gegebenen schwierigen finanzpoli-
tischen Situation der Gemeinschaft, keine großen 
Realisierungschancen haben. 

57. Auf seiner Tagung vom 21. April 1983 hob der 
Rat die Fortschritte hervor, die in den letzten Jah-
ren bei der rationellen Energieverwendung und der 
Ölverdrängung erreicht wurden. So sank der 
Mineralölanteil am Gesamtenergieverbrauch der 
Gemeinschaft von über 60 v. H. in 1973 auf nunmehr 
unter 50 v. H. ab. Der Anteil der Ölimporte, der 1973 
noch bei 62 v. H. lag, betrug 1982 nur noch 36 v. H. 
des Energieverbrauchs. Im Rat bestand Einverneh-
men, daß trotz dieser Fortschritte und einer gegen-
wärtig entspannten Ölversorgungslage angesichts 
der fortbestehenden Versorgungsrisiken in den ge-
meinsamen energiepolitischen Anstrengungen 
nicht nachgelassen werden darf. 

Weitere integrationspolitische Fortschritte konnten 
im Berichtszeitraum durch Verabschiedung zweier 
Empfehlungen erreicht werden, durch die der Öl-
einsatz in industriellen und öffentlichen Verbren-
nungsanlagen sowie zur Fernwärmeerzeugung 
durch feste Brennstoffe substituiert werden soll. 
Auch im Erdgasbereich verabschiedete der Rat eine 
Empfehlung, mit der eine Harmonisierung der 
Preis- und Tarifbildungsgrundsätze in den MS an-
gestrebt wird. 

58. Unverändert divergierende Positionen beste-
hen trotz intensiver Beratungen in der Kohlepolitik 
zwischen Erzeuger- und Importländern fort. Hier 
hat die Kommission für die in der Gemeinschaft 
geförderten festen Brennstoffe Vorschläge für eine 
Anschlußregelung Kokskohlenbeihilfe sowie für In-
vestitionszuschüsse und Hilfen beim Haldenabbau 
vorgelegt. Am ehesten scheint eine Lösung zur 
Fortführung der Ende 1983 auslaufenden, im deut-
schen Interesse liegenden Kokskohlenbeihilferege-
lung denkbar. 

59. Auch bei den Demonstrationsvorhaben gelang 
noch keine Einigung über die Finanzausstattung ei-
nes neuen Fünfjahresprogramms, dessen erste 
Tranche für das Jahr 1983 jedoch bereits im März 
verabschiedet wurde und inzwischen — im An-
schluß an eine erfolgreiche Konzertierungsrunde 
mit dem Parlament — in Kraft trat, so daß das Pro-
gramm ohne Unterbrechung fortlaufen kann. 

60. In der Raffineriepolitik bestätigte der Rat am 
12. Juli 1983 die bisherige Politik, wonach die struk-
turelle Anpassung der Kapazitäten von den Unter-
nehmen in eigener Verantwortung und ohne staatli-
chen Dirigismus vorgenommen wird. 
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X. Nuklearpolitik 

61. Im Bereich der Nuklearpolitik legten die 
USA im April detaillierte Vorstellungen zur Ände-
rung der bis 1995 laufenden Kooperationsabkom-
men mit EURATOM vor. Die Verhandlungsdirek-
tive für die Kommission für die Aushandlung eines 
Abkommens über die Zusammenarbeit zwischen 
EURATOM und USA im Bereich der kontrollierten 
Kernfusion wurde vom Rat am 19. September 1983 
erteilt. 

62. Die Diskussion über den Revisionsvorschlag 
der Kommision zu Kapitel VI des EURATOM-Ver-
trags wurde fortgesetzt. 

XI. Verkehrspolitik 

Der Europäische Rat hat anläßlich seiner Tagung 
vom 17. bis 19. Juni 1983 die besondere Bedeutung, 
die der Verkehrspolitik bei der Vollendung des Bin-
nenmarkts zukommt, hervorgehoben. Der Rat 
konnte am 7. Juni 1983 unter deutscher Präsident-
schaft insbesondere in den Bereichen Luft- und 
Seeverkehr sowie hinsichtlich der internationalen 
Straßengüterverkehrstarife wichtige Fortschritte 
erzielen. 

63. Mit der Verabschiedung der Richtlinie über 
den interregionalen Linienflugverkehr werden die 
Bedingungen zur Erteilung von Genehmigungen 
für bestimmte Linienflüge im Interregionalverkehr 
wesentlich erleichtert. 

64. Im Straßengüterverkehr wurde eine multilate-
rale Genehmigung für die Beförderung von Um-
zugsgut innerhalb der Gemeinschaft eingeführt. In 
Abänderung der Richtlinie 65/269/EWG werden die 
Vorschriften über die Freistellung von der Kontin-
gentierung sowie über den multilateralen Geltungs-
bereich an einer Stelle geregelt. Damit werden die 
Verwaltungsformalitäten bei der Durchführung von 
Umzügen verringert. Einvernehmen konnte auch 
über die künftige Ausrichtung des Tarifsystems für 
den Straßengüterverkehr erzielt werden. Hierbei 
wurde als Kompromiß ein duales System von Refe-
renztarifen sowie obligatorischen Margentarifen 
vereinbart, welches uns die Beibehaltung des bishe-
rigen Tarifsystems für weitere fünf Jahre ermög-
licht. Die formelle Billigung des Vorschlags zur 
Fortsetzung der Ende 1983 auslaufenden bisherigen 
Regelung steht aber noch aus. 

65. Im Rahmen der Bemühungen um eine Intensi-
vierung der Eisenbahnpolitik wurde die Ratsent-
scheidung über die eigenständige Geschäftsfüh-
rung der Eisenbahnen in der Verwaltung ihres 
grenzüberschreitenden Personen- und Gepäckver-
kehrs verabschiedet, die einen weiteren Schritt in 
Richtung auf mehr kommerzielle Freiheit der Ei-
senbahnen darstellt. 

66. Von besonderer Bedeutung ist im Bereich des 
Seeverkehrs die Verabschiedung des von deutscher 
Seite vorgelegten Vorschlags über den Such- und 

Rettungsdienst auf See (SAR). Hierbei handelt es 
sich um eine Empfehlung zur Ratifikation des 1979 
in Hamburg geschlossenen SAR-Abkommens der 
Internationalen Seeschiffahrtsorganisation. Über 
den deutschen Vorschlag zur Einführung abge-
stimmter Maßnahmen der Mitgliedstaaten gegen 
unlautere Verhaltensweisen von Drittstaaten im 
Seeverkehr wurde Einigung erzielt. 

Ferner nahm der Rat den zweiten Bericht zur 
Durchführung der Richtlinie über den Verhaltens-
kodex für Linienkonferenzen entgegen. Dieses 
Übereinkommen, das bisher nur von zwei EG-Staa-
ten (Bundesrepublik Deutschland und Niederlande) 
ratifiziert wurde, tritt am 6. Oktober 1983 völker-
rechtlich in Kraft. Die deutsche Präsidentschaft for-
derte die übrigen Mitgliedstaaten auf, ebenfalls 
dem Abkommen so bald wie möglich beizutreten. 

XII. Forschungspolitik 

67. Der Rat verabschiedete eine Entschließung 
über Rahmenprogramme für die Tätigkeiten der 
Gemeinschaft im Bereich Forschung, Entwicklung 
und Demonstration und über ein erstes Rahmen-
programm 1984 bis 1987. Bisher legte die Kommis-
sion größere und kleinere Einzelprogramme mit un-
terschiedlichen Laufzeiten zur Beschlußfassung 
durch den Rat vor. Die Rahmenprogramme werden 
es erleichtern, Prioritäten zu setzen und eine Ab-
grenzung zu den Fördermaßnahmen der einzelnen 
Mitgliedstaaten zu finden. Hierfür hat der Rat Kri-
terien beschlossen, welche die Voraussetzungen für 
eine Gemeinschaftsaktion genauer als bisher be-
schreiben. 

Die finanziellen Mittel des Rahmenprogramms hat 
der Rat noch nicht festlegen können. Vom Ausgang 
der vom Europäischen Rat beschlossenen Verhand-
lungen über die künftige Finanzierung der EG 
hängt es ab, welcher Raum für zusätzliche Förder-
maßnahmen vorhanden ist. Im Rat bestand Über-
einstimmung, daß der Anteil der Forschungsmittel 
am Gesamthaushalt erhöht werden sollte. 

68. Die Kommission hat einen Vorschlag für neue 
Strukturen und Verfahren auf dem Gebiet der Wis-
senschaft und Technologie vorgelegt, der die Schaf-
fung eines Ausschusses Hoher Beamter für For-
schungsfragen als Gremium des Rates vorsieht. Au-
ßerdem sollen die für jedes Forschungsprogramm 
bestehenden Beratenden Programmausschüsse zu 
Verwaltungs- und Koordinierungsausschüssen für 
größere Bereiche zusammengefaßt werden. Die 
Bundesregierung legt dabei besonderen Wert dar-
auf, daß eine ausreichende Beteiligung der Mit-
gliedstaaten bei der Durchführung sichergestellt 
ist. 

69. Auf der Grundlage der vom Rat gebilligten 
Leitlinien hat die Kommission einen Vorschlag für 
das Programm 1984 bis 1987 der Gemeinsamen For-
schungsstelle (GFS) vorgelegt, über den der Rat ei-
nen ersten Meinungsaustausch hatte. Nach dem 
Vorschlag soll sich die GFS auf Forschungsarbeiten 
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zur nuklearen und nichtnuklearen Sicherheit, zum 
Umweltschutz und zu Normen und Standards kon-
zentrieren. Dafür sind 700 Mio. ECU (1,7 Mrd. DM) 
vorgesehen. Etwa 20 v. H. des Personals der GFS 
sollen nach dem Programmvorschlag neue Tätig-
keiten aufnehmen. Zur Frage künftiger Großpro-
jekte der GFS laufen noch Untersuchungen. Die 
Bundesregierung setzt sich, wie schon bisher, für 
ein zukunftsweisendes Programm der GFS ein, das 
auch Großvorhaben umfassen kann. 

70. Die Kommission hat Mitte Mai einen Vor-
schlag für ein Erstes Europäisches Strategisches 
Programm für Forschung und Entwicklung auf dem 
Gebiet der Informationstechnologie (ESPRIT) vor-
gelegt. Dieses Programm war schon vor einem Jahr 
von der Kommission angekündigt und auf der Rats-
tagung (Forschungsfragen) im Juni 1982 günstig 
aufgenommen worden. Der Rat hatte am 21. Dezem-
ber 1982 die Durchführung einer einjährigen Vorbe-
reitungsphase mit einem Fördervolumen von 11,5 
Mio. ECU (28 Mio. DM) für 16 Pilotvorhaben be-
schlossen. 

Der nunmehr vorgelegte Vorschlag für das Haupt-
programm ESPRIT enthält den Entwurf eines Pro-
grammbeschlusses des Rats für eine erste Fünfjah-
resphase eines Zehnjahresprogramms (1984 — 
1993). Dieses Programm soll in Ergänzung zu den 
nationalen Förderprogrammen die informations-
technische Industrie in Europa in die Lage verset-
zen, bis Mitte der neunziger Jahre ihre Wettbe-
werbsposition auf den Weltmärkten zu stärken und 
zu sichern. 

Das Programm sieht die Förderung von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben vor. In Kon-
sultationen mit der Industrie, Hochschulen und na-
tionalen Behörden wurden hierfür die Bereiche 

— fortgeschrittene Mikroelektronik, 

— Software-Technologie, 

— fortgeschrittene Informationsverarbeitung, 

— Büro-Systeme, 

— computerintegrierte Fertigung 

ausgewählt, in denen entweder größere Fortschritte 
in Forschung und Entwicklung unter dem Aspekt 
des gesetzten strategischen Ziels besonders wichtig 
erscheinen, oder in denen die Informationstechno-
logie die größten Auswirkungen auf das wirtschaft-
liche und soziale Leben haben wird. Die zu fördern-
den Forschungs- und Entwicklungsarbeiten in die-
sen Bereichen sollen langfristig und vorwettbe-
werblicher Natur sein und müssen in grenzüber-
schreitender Kooperation zwischen Unternehmen, 
Forschungseinrichtungen und Hochschulen durch-
geführt werden. Der Eigenanteil der kooperieren-
den Unternehmen an den Aufwendungen für die 
FuE-Vorhaben muß grundsätzlich 50 v. H. betra-
gen. 

Die Gemeinschaft soll nach den Vorstellungen der 
Kommission für diese Projektförderung im ersten 
Fünfjahresabschnitt etwa 750 Mio. ECU (1,82 Mrd. 
DM) aufwenden. Für die Auswahl und Verwaltung 

der Vorhaben sieht die Kommission einen Bedarf 
für 150 neue Stellen. Eine Festlegung des tatsächli-
chen Stellenbedarfs wird allerdings erst möglich 
sein, wenn Programmstruktur, Programmvolumen 
und Durchführungsmodalitäten festgelegt sind. 

Die Koordinierung der nationalen Förderaktivitä-
ten auf Gemeinschaftsebene im Hinblick auf das 
gesteckte strategische Ziel ist eine zweite Kompo-
nente des Programms. Hier sieht die Kommission 
einen Informationsaustausch über die FuE-Aktivi-
täten der Mitgliedstaaten vor. 

Der Rat hatte am 28. Juni d. J. eine erste Ausspra-
che über den Programmvorschlag, bei dem die Ziele 
des Programms, die finanziellen Mittel und die Per-
sonalausstattung sowie Einzelheiten der Durchfüh-
rung und der Verwaltungsstrukturen im Vorder-
grund standen. 

71. Der Rat verabschiedete Programme zur Pro-
gnose und Technologiefolgenabschätzung, zur Sti-
mulierung des wissenschaftlichen und technologi-
schen Potentials der Gemeinschaft sowie zur Be-
wertung der Forschungsförderungsprogramme der 
Gemeinschaften. 

72. Auf Initiative der Bundesregierung führten die 
Kommission und das Kernforschungszentrum 
Karlsruhe vom 19. bis 21. September 1983 ein wis-
senschaftliches Symposium zum Thema „Saure 
Niederschläge — eine Herausforderung für Euro-
pa" durch. Jetzt sind weitere Schlußfolgerungen 
darüber möglich, wo noch verstärkt gemeinsame 
Forschung angesetzt werden muß. 

Forschung im Bereich der EGKS 

73. Im Berichtszeitraum legte die Kommission 
dem Rat drei Memoranden vor, die die Finanzie-
rung von Forschungen auf den Gebieten Kohle und 
Stahl fortsetzen. 

Der zweite Teil des Eisen- und Stahlforschungs-
programms 1983 umfaßt 61 Projekte mit einem Ge-
samtaufwand von 25,5 Mio. ECU 1 ). Die Beihilfen 
sollen 15,3 Mio. ECU betragen. 

Das Kohleforschungsprogramm umfaßt 63 Projekte 
mit einem Gesamtaufwand von 36,2 Mio. ECU. An 
Beihilfen sind 21,8 Mio. ECU vorgesehen. 

Ein neues 5-Jahres-Programm „Gesundheitsschutz 
im Bergbau" sieht Beihilfen von 11 Mio. ECU vor, 
mit deren Hilfe bis zu 75 v. H. der Gesamtaufwen-
dungen mitfinanziert werden sollen. 

An allen Programmen sind deutsche Unternehmen 
bzw. Institute in angemessenem Umfang beteiligt. 

XIII. Sozialpolitik 

74. Wegen der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit 
— im Juli 1983 gab es 11,6 Mio. Arbeitslose in der 
Gemeinschaft — richteten sich die sozialpolitischen 

1 ) 1 ECU = ca. 2,43 DM 
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Aktivitäten weiterhin insbesondere auf die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit. 

Das Schwergewicht wurde dabei auf die Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit gelegt, denn na-
hezu zwei Fünftel aller Arbeitslosen sind Jugendli-
che unter 25 Jahren. 

Die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit stand 
deshalb auch im Vordergrund bei der Reform des 
Europäischen Sozialfonds, dem Finanzinstrument, 
mit dem die Gemeinschaft unmittelbar zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit in den Mitgliedstaa-
ten beitragen kann. Nach der Reform des Fonds, die 
der Rat am 2. Juni 1983 verabschiedete (die formelle 
Verabschiedung kann erst nach Abschluß der Kon-
zertierung nach dem EP erfolgen), sollen minde-
stens 75 v. H. der jährlich verfügbaren Mittel für die 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, insbeson-
dere durch Förderung der beruflichen Bildung ein-
gesetzt werden. 

Da ein großer Teil der jugendlichen Arbeitslosen 
gar nicht oder nicht ausreichend beruflich qualifi-
ziert ist, konzentrieren sich die Maßnahmen der 
Gemeinschaft darüber hinaus auf die Förderung 
der beruflichen Bildung. Im Juni 1983 verabschie-
dete der Gemeinsame Rat der Arbeits- und Bil-
dungsminister die Entschließung über die Berufs-
bildungspolitik in den Europäischen Gemeinschaf-
ten während der 80er Jahre, deren Kernpunkt Son-
dermaßnahmen für Jugendliche sind. Die Mitglied-
staaten sind damit die politische Selbstverpflich-
tung eingegangen, im Laufe der nächsten fünf 
Jahre allen Jugendlichen im Anschluß an die Voll-
zeitschulpflicht für die Dauer eines Jahres, aber 
mindestens für sechs Monate, eine berufliche 
Grundausbildung oder die Gelegenheit zum Erwerb 
einer ersten beruflichen Erfahrung zu geben. Au-
ßerdem wollen sich die Mitgliedstaaten bemühen, 
älteren Jugendlichen ohne ausreichende berufliche 
Qualifikation angemessene Berufsbildungsmöglich-
keiten zu bieten. 

Der Verbesserung der beruflichen Bildung in der 
Gemeinschaft dient auch die Entschließung über 
Maßnahmen der Berufsbildung im Hinblick auf die 
Einführung der neuen Informationstechnologien, 
die der Rat im Juni 1983 beschlossen hat. 

75. Neben der Förderung Jugendlicher hat in der 
Gemeinschaft — auf der Grundlage eines Memo-
randums der Kommission — die Diskussion über 
die Verkürzung und Neugestaltung der Arbeitszeit 
begonnen. In Erörterungen dieser Fragen mit den 
Regierungen und den auf Gemeinschaftsebene or-
ganisierten Sozialpartnern haben sich erste Orien-
tierungen abgezeichnet: Die Regierungen erkann-
ten an, daß neben Wachstum und beruflicher Bil-
dung die Arbeitszeitverkürzung der dritte Teil einer 
Politik gegen die Arbeitslosigkeit ist. Als gemein-
same Auffassung der Regierungen und der Vertre-
ter der Sozialpartner konnte festgestellt werden, 
daß neben angemessenem wirtschaftlichen  Wachs

-

turn  und Bildung eine flexiblere Gestaltung der Ar-
beitszeit einen wichtigen Beitrag zu einer Politik 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einerseits und 

zur Humanisierung des Arbeitslebens andererseits 
leisten kann. 

76. Fortschritte hat die Gemeinschaft im Berichts-
zeitraum auch auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
erreicht. Der Rat hat gemeinsame Orientierungen 
festgelegt zu einem zweiten Aktionsprogramm für 
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, 
das das laufende Programm bis Ende des Jahres 
1988 fortschreibt. Der Rat wird endgültig beschlie-
ßen, sobald das Europäische Parlament seine Stel-
lungnahme abgegeben hat. Vom Rat verabschiedet 
wurde im Berichtszeitraum die zweite Richtlinie 
zum Schutz der Arbeitnehmer vor der Gefährdung 
durch chemische, physikalische und biologische Ar-
beitsstoffe bei der Arbeit: Asbest. Schwerpunkt der 
Richtlinie ist die gemeinschaftliche Angleichung 
der Konzentrationswerte von Asbestfasern in der 
Luft. Überschreitet die gemessene Konzentration 
die Auslöseschwelle, so sind besondere Schutzmaß-
nahmen zu treffen. Bestimmte Grenzwerte dürfen 
nicht überschritten werden. Alle Mitgliedstaaten 
waren bereit, auch strengeren Werten, als bisher in 
ihrem nationalen Recht festgelegt, zuzustimmen. So 
wird die Richtlinie auch in der Bundesrepublik 
Deutschland, wo bereits für krebserzeugende Ar-
beitsstoffe einschließlich Asbest strenge Schutzvor-
schriften bestehen, teilweise zu einer Herabsetzung 
der bisher praktizierten Konzentrationswerte um 
etwa 50 v. H. führen. Diese Maßnahmen ergänzt 
eine Richtlinie, die die Kennzeichnung asbesthalti-
ger Erzeugnisse regelt, um auf die Gefahren bei der 
Verwendung von Asbest hinzuweisen. Diese Richtli-
nie sieht auch eine weitgehende Einschränkung des 
Inverkehrbringens und der Verwendung des hoch-
gefährlichen Blauasbests (Krokydolith) vor. 

Sozialmaßnahmen im Bereich der EGKS 

Umstellungs- und Anpassungsmaßnahmen 
Artikel 56 § 2a EGKS-Vertrag 

77. Im Berichtszeitraum wurden zwei Anträge auf 
Gewährung von Umstellungsdarlehen (Globaldarle-
hen) in Höhe von insgesamt 80 Mio. DM an die 
Kommission gestellt. Mit Hilfe der Darlehen sollen 
etwa 1 600 neue Arbeitsplätze für ehemalige EGKS

-

Arbeitnehmer geschaffen werden. 

Artikel 56 § 2 b EGKS -Vertrag 

78. Für 6 704 Bergbau- und 5 450 Stahlarbeitneh-
mer, die von Umstrukturierungsmaßnahmen be-
troffen sind, wurden bei der Kommission insgesamt 
42,6 Mio. DM (davon 16,8 Mio. DM für Stahlarbeiter) 
beantragt. 

Die Kommission stellt der Bundesregierung im Be-
richtszeitraum für 5 385 Bergbau- und 11 096 Stahl-
arbeitnehmer insgesamt 67,4 Mio. DM (davon 24,0 
Mio. DM für Stahlarbeitnehmer) an Beihilfen zur 
Verfügung. 
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Arbeiterwohnungsbau 

79. Die für den 2. Abschnitt des 9. Finanzhilfspro-
gramms zur Verfügung gestellten Mittel (Bergar-
beiterwohnungsbau 5,3 Mio. ECU 1 ), Stahlarbeiter-
wohnungsbau 4,45 Mio. ECU) werden kontinuierlich 
in Anspruch genommen. 

XIV. Umweltpolitik 

80. Für den Umweltbereich hatte die deutsche 
Präsidentschaft ein umfangreiches Arbeitspro-
gramm aufgestellt, dessen Ziele in wesentlichen 
Punkten erreicht wurden. Dies spiegelt sich in den 
Ergebnissen der Ratstagung vom 16. Juni 1983 wi-
der. 

— Der Rat verabschiedete eine Richtlinie zur An-
derung der Richtlinie 70/220/EWG über die An-
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Maßnahmen gegen die Verunreini-
gung der Luft durch Kraftfahrzeugabgase. Diese 
Richtlinie, die einen weiteren wichtigen Zwi-
schenschritt zur Verbesserung der Luftqualität 
darstellt, sieht im Vergleich zu der 1978 auf die-
sem Gebiet erlassenen letzten Richtlinie eine 
weitere Senkung der Grenzwerte um 20 und 
30 v. H. für die Emission von Kohlenmonoxyd 
und für die kombinierte Emission von Kohlen-
wasserstoffen und Stickoxiden vor. 

— Der Rat verabschiedete die Richtlinie über 
Grenzwerte für die Ableitung von Cadmium in 
die Gewässer und über Qualitätsziele für die Ge-
wässer, in die Cadmium eingeleitet wird. Diese 
Richtlinie ist die zweite Durchführungsregelung 
zur Gewässerschutzrichtlinie. Eine erste Durch-
führungsregelung für die Quecksilberableitun-
gen aus der Alkalichloridelektrolyse in die Ge-
wässer war vom Rat im März 1982 genehmigt 
worden. 

Umweltpolitisch wichtigstes Ergebnis ist, daß 
alle Mitgliedstaaten für neue Betriebe stets Um-
weltschutzmaßnahmen gemäß dem Stand der 
Technik („beste verfügbare technische Mittel") 
fordern müssen. Es darf erwartet werden, daß 
mit der hierfür gefundenen Formel weitere Re-
gelungen für andere wichtige Schadstoffe leich-
ter verabschiedet werden können. 

— Der Rat erörterte erneut den Vorschlag für eine 
Richtlinie über Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen. Eine Verabschiedung dieser Richtlinie war 
noch nicht möglich. Es konnte aber die Mehr-
zahl der noch bestehenden zahlreichen Vorbe-
halte ausgeräumt werden. Für die offenverblie-
benen Fragen (insbesondere Ausnahmeklausel, 
Evolutionsklausel, grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit), legte der Vorsitz schließlich ei-
nen globalen Kompromißvorschlag vor, auf des-
sen Grundlage der Ausschuß der Ständigen Ver-
treter nunmehr endgültige Lösungen erarbeiten 
soll. Insgesamt wurde bei Beratung dieser Richt-
linie ein wesentlicher Fortschritt erzielt. 

1 ) 1 ECU = ca. 2,43 DM 

— Zum Vorschlag für eine Richtlinie über die Ver-
packung flüssiger Lebensmittel konnte der Rat 
die noch offenen Sachfragen einvernehmlich 
klären. Die überwiegende Mehrheit der Mit-
gliedstaaten sprach sich für die Rechtsform ei-
ner verbindlichen Richtlinie aus, während eine 
Minderheit eine Empfehlung vorziehen würde. 
Eine abschließende Entscheidung des Rates war 
noch nicht möglich, weil die erforderliche Stel-
lungnahme des Europäischen Parlamentes aus-
stand; von dieser Stellungnahme machten über-
dies einige Mitgliedstaaten ihre endgültige Hal-
tung zur Frage der Rechtsform abhängig. 

— Der Rat erörterte den Vorschlag für eine Verord-
nung über die Finanzierung gemeinschaftlicher 
Umweltaktionen. In diesem Vorschlag ist vorge-
sehen, daß unter bestimmten Bedingungen fi-
nanzielle Unterstützung durch die Gemeinschaft 
gewährt werden kann für 

— die Entwicklung umweltfreundlicher Techno-
logien, 

— den Schutz der natürlichen Umwelt in ge-
fährdeten Gebieten von Gemeinschaftsinter-
esse. 

Eine Einigung über den Verordnungsvorschlag 
war nicht möglich. Zwar begrüßten alle Delega-
tionen den Grundsatz, nach dem gewisse ge-
meinschaftliche Aktionen möglich gemacht wer-
den sollen. Es bestanden jedoch gegen die Aus-
gestaltung der Regelung sachliche und finanzpo-
litische Einwendungen. Der Rat beauftragte den 
Ausschuß der Ständigen Vertreter, mit Dring-
lichkeit einen entscheidungsreifen Text vorzu-
bereiten. 

— Der Rat erörterte den Vorschlag für eine Richtli-
nie über die Bekämpfung der Luftverunreini-
gung durch Industrieanlagen. Mit dieser auf 
eine deutche Anregung zurückgehenden Rege-
lung soll die gemeinschaftliche Luftreinhaltepo-
litik intensiviert werden. Zentrales Ziel ist die 
Einführung von Genehmigungserfordernissen 
für bestimmte luftverunreinigende Betriebe so-
wie die Durchsetzung der Forderung nach Um-
weltschutzanforderungen gemäß dem Stande 
der Technik an neue Betriebe und möglichst 
weitgehend auch bestehende Betriebe. 

Der Richtlinienvorschlag wurde von allen Dele-
gationen grundsätzlich positiv bewertet. Eine 
Reihe technischer, aber auch konzeptioneller 
Fragen bedarf der vertieften Erörterung auf Ar-
beitsebene. Die Minister stimmten darin über-
ein, daß die Richtlinie möglichst noch im Jahre 
1983 vom Rat verabschiedet werden sollte. 

— Dem Rat lagen ein britisches und ein deutsches 
Memorandum vor, mit denen die Einführung 
bleifreien Benzins in der Gemeinschaft gefor-
dert wird. Die britische Seite zielt dabei auf die 
Verringerung der Bleibelastung der Luft aus ge-
sundheitlichen Gründen ab. Die deutsche Dele-
gation hingegen begründet ihre Forderung dar-
über hinaus damit, auf diese Weise die notwen-
dige Voraussetzung für die Anwendung der fort-
schrittlichsten Technik zur weiteren Abgasver- 
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ringerung bei Kraftfahrzeugen zu schaffen, was 
insbesondere zum Schutze des Waldes notwen-
dig sei. 

Die Forderung nach einer Einführung bleifreien 
Benzins wurde von der Mehrheit der Delegatio-
nen unterstützt. Der Rat beauftragte die Kom-
mission, bis zur nächsten Ratstagung (Novem-
ber 1983) einen Zwischenbericht über Lösungs-
möglichkeiten vorzulegen und bis zum April 
1984 beschlußfähige Entscheidungsvorschläge. 

— Der Rat führte eine grundsätzliche Aussprache 
über den Vorschlag für eine Richtlinie betref-
fend die Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Verkehrs gefährlicher Abfälle. Alle Delega-
tionen stimmten darin überein, daß gemein-
schaftliche Maßnahmen notwendig sind, um die 
Kontrolle grenzüberschreitender Transporte ge-
fährlicher Abfälle zu verschärfen. Damit soll ins-
besondere jüngsten Erfahrungen Rechnung ge-
tragen werden, die aus dem Seveso-Unfall resul-
tieren. Auch der Beratung dieser Richtlinie 
wurde für die nächste Zeit hohe Priorität beige-
messen, damit sie möglichst Ende 1983 verab-
schiedet werden kann. 

Artenschutz 

81. Auf der 4. Konferenz der Vertragsstaaten des 
Washingtoner Artenschutzübereinkommens wurde 
eine Änderung dieses Übereinkommens beschlos-
sen, die der EG den Beitritt zu diesem Abkommen 
ermöglicht. Dieser Beschluß kam mit den Stimmen 
aller EG-Mitgliedstaaten zustande. Die Änderung 
des Übereinkommens tritt in Kraft, sobald zwei 
Drittel der Vertragsparteien sie ratifiziert haben. 

XV. Bildungspolitik 

Im bildungspolitischen Bereich waren im Berichts-
zeitraum Ereignisse von besonderer integrationspo-
litischer Bedeutung: die Tagung des Rates und der 
im Rat vereinigten Bildungsminister am 2. Juni 
1983, die erste gemeinsame Tagung der EG-Arbeits-
minister mit den EG-Bildungsministern und die 
erstmalige Tagung des EG-Bildungsausschusses 
vom 22. bis 24. Juni (in Bonn), die insbesondere der 
Demonstration des deutschen Beruf sbildungssy-
stems diente. 

82. Wichtigstes Ergebnis der Tagung der EG-Bil-
dungsminister am 2. Juni war eine Entschließung 
über Maßnahmen zur Einführung der neuen Infor-
mationstechnologien im Bildungswesen. Damit soll 
insbesondere ein intensivierter Erfahrungsaus-
tausch eingeleitet werden, und zwar sowohl in be-
zug auf die Entwicklung von Unterrichtsmateri-
alien als auch zur Lehrerbildung. Diese Entschlie-
ßung ergänzt eine Entschließung des Rates über 
Maßnahmen der Berufsbildung im Hinblick auf die 
Einführung der neuen Informationstechnologien, 
die am gleichen Tage von den parallel zu den Bil-
dungsministern tagenden EG-Arbeitsministern 
endgültig verabschiedet wurde. 

83. Die Bildungsminister verabschiedeten weiter-
hin gemeinsame Schlußfolgerungen zur Förderung 
der Mobilität im Hochschulbereich. Kernpunkt ist 
die Aufforderung an die Mitgliedstaaten, sich bei 
der wechselseitigen Anerkennung von Diplomen 
und Studienzeiten vom Prinzip größtmöglicher 
Großzügigkeit leiten zu lassen. Die erfolgreichen 
gemeinsamen Studienprogramme und das Pro-
gramm kurzer Studienaufenthalte sollen fortge-
führt werden. 

84. Die Bildungsminister konnten überdies in ei-
ner Stellungnahme zur Entschließung des Europäi-
schen Parlaments zu einem Programm der Gemein-
schaft im Bildungsbereich vom 11. März 1982 ihre 
grundsätzliche Übereinstimmung mit der bildungs-
politischen Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments zum Ausdruck bringen. Die Notwendigkeit 
der Zusammenarbeit im Bildungswesen in der Ge-
meinschaft und die Anerkennung des Prinzips der 
Autonomie der Mitgliedstaaten in diesem Bereich 
sind dabei die Eckpfeiler gemeinsamer Überzeu-
gungen, die trotz einiger Gegensätze im Detail so-
wohl in der Ratstagung als auch in der Aussprache 
mit dem Ausschuß des Europäischen Parlaments 
erneut bekräftigt wurden. 

85. Die gemeinsame Tagung der Bildungs- und Ar-
beitsminister am 3. Juni 1983 war ein Novum in der 
Geschichte der Europäischen Gemeinschaft. Der 
Erfolg und die offenkundige Notwendigkeit einer 
besseren Verzahnung von Bildungs- und Berufsein-
trittsmaßnahmen legen die Fortführung derartiger 
gemeinsamer Ratstagungen nahe. Die hier verab-
schiedete Entschließung zur Berufsbildungspolitik 
in der Europäischen Gemeinschaft während der 
80er Jahre (vgl. Sozialpolitik) ist ein zentraler Bei-
trag zu einem der Hauptthemen der deutschen Prä-
sidentschaft, der Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit. 

86. Vom Bildungsbereich her wurde diese Ent-
schließung durch gemeinsame Schlußfolgerungen 
der Bildungs- und Arbeitsminister ergänzt, die auf-
grund der Erfahrungen des ersten Modellversuchs-
programms zur Verbesserung des Übergangs aus 
der Schule in die Berufsausbildung und in das Ar-
beits- und Erwachsenenleben (1977 bis 1982) gezo-
gen wurden. Dabei wurde vor allem die Notwendig-
keit einer engen Zusammenarbeit aller für diesen 
unter verschärften wirtschaftlichen Bedingungen 
schwierigen Übergang der Jugendlichen Verant-
wortlichen unterstrichen. Mit einer zweiten Serie 
von Modellvorhaben wird bereits in diesem Jahr 
begonnen. 

XVI. Politik für Frauen 

87. Der Beratende Ausschuß für Chancengleich-
heit für Frauen und Männer konzentrierte seine 
Beratungen auf das neue Aktionsprogramm der Ge-
meinschaft zur Förderung der Chancengleichheit 
der Frauen 1982 bis 1985 sowie auf die Revision des 
Europäischen Sozialfonds und die Situation der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt. 
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Zu einem Teil der im Aktionsprogramm benannten 
Problembereiche sind Richtlinien- bzw. Empfeh-
lungsentwürfe in Vorbereitung (z. B. Elternurlaub, 
Maßnahmen zur Förderung von Frauen, Arbeits-
schutzvorschriften). 

XVII. Jugendpolitik 

Jugendfragen wurden im Berichtszeitraum in ver-
schiedenen Gremien erörtert. 

88. Das Europäische Parlament hat am 7. Juni 
1983 eine Entschließung über ein Programm der 
Europäischen Gemeinschaften zur Förderung des 
Jugendaustausches angenommen. Das Parlament 
fordert in dieser Entschließung die Schaffung eines 
Programms der Europäischen Gemeinschaften zur 
breiten und intensiven Förderung des Jugendaus-
tauschs und legt einzelne Grundsätze für ein sol-
ches Programm fest. Die Kommission wird aufge-
fordert, auf der Grundlage der Entschließung un-
verzüglich einen Vorschlag für ein EG-Programm 
zur Förderung des Jugendaustausches vorzulegen, 
dessen Realisierung bereits im Jahre 1984 beginnen 
soll. 

Die Kommission ihrerseits hat am 3. Juni 1983 dem 
Rat ihre Vorstellung zur künftigen Rolle der Ge-
meinschaft beim Jugendaustausch zur Kenntnis ge-
bracht und Aktionen zur Vorbereitung eines inten-
sivierten Jugendaustauschprogramms angekündigt, 
die 1985 — im Internationalen Jahr der Jugend — 
verwirklicht werden sollen. 

Der Vorbereitende Ausschuß der Europäischen Stif-
tung, die nach ihrem Gründungsabkommen die 
Aufgabe hat, „den Austausch von Personen inner-
halb der Gemeinschaft zu unterstützen" sowie „ins-
besondere Programme aufzustellen und zu fördern, 
die den Interessen und Bedürfnissen der Jugend 
Rechnung tragen", hat am 5. September 1983 eine 
große Anzahl von Trägern und Einrichtungen der 
internationalen Jugendarbeit angehört, um zu er-
mitteln, in welcher Weise die Europäische Stiftung 
in dem Bereich des europäischen Jugendaustau-
sches tätig werden soll. 

Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich alle Be-
strebungen, den Jugendaustausch auf europäischer 
Ebene zu intensivieren. Sie wird allerdings darauf 
hinwirken, daß neue Programme nur in enger Ab-
stimmung aller beteiligten Stellen und unter Be-
rücksichtigung der schon vorhandenen Strukturen 
und Aktivitäten entwickelt werden. 

XVIII. Rechtsangleichung 

Gewerblicher Bereich 

89. Der Rat verabschiedete eine Reihe von Richtli-
nien, darunter die 

— RL für die Einstufung, Verpackung und Kenn-
zeichnung von Anstrichmitteln, Lacken, Druck-
farben, Klebstoffen und dgl. Die RL legt u. a. 

fest, welche Zubereitungen als giftig, gesund-
heitsschädlich, ätzend, reizend, brandfördernd, 
hoch- und leichtentzündlich sowie entzündlich 
gelten. Sie enthält Vorschriften bezüglich der 
Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung. 

— Änderungs-RL über medizinische Quecksilber-
glasthermometer mit Maximumvorrichtung. Die 
RL macht über die EWG-Ersteichung hinaus 
weitere Prüfungen erforderlich, um die Qualität 
des verwendeten Glases festzustellen und 
schreibt eine EWG-Bauartzulassung für diese 
Art der Meßgeräte vor. 

— Änderungs-RL über den Anbau der Beleuch-
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen für Kraft-
fahrzeuge. Die RL legt die Fristen fest für das 
Inkrafttreten der Vorschriften über die Leucht-
weiteregelung zur Einstellung der Abblend-
scheinwerfer. 

90. Die Beseitigung der technischen Handels-
hemmnisse im Wege der Rechtsangleichung ist wei-
terhin erheblich erschwert durch die unterschiedli-
che Auffassung der Mitgliedstaaten über die Be-
handlung von Erzeugnissen aus Drittländern. Die 
Bundesregierung wird sich weiterhin um eine Lö-
sung auf der Grundlage eines möglichst ungehin-
derten Warenaustausches zwischen allen Ländern 
bemühen. 

91. Der Abbau von technischen Handelshemmnis-
sen kann durch eine verstärkte europäische Nor-
mung wesentlich erleichtert werden. So kann im 
Einzelfall bereits durch die Verständigung auf eine 
einheitliche europäische Norm ein Handelshemm-
nis beseitigt werden, ohne daß eine EG-Rechtsan-
gleichungsrichtlinie erarbeitet werden muß. Sofern 
wegen der Unterschiedlichkeit technischer Vor-
schriften in den Mitgliedstaaten eine EG-Harmoni-
sierung unumgänglich ist, kann durch die Technik 
der Verweisung auf europäische Normen die Richt-
linienarbeit des Rates wesentlich vereinfacht und 
beschleunigt werden. Die Bundesregierung hat des-
halb im Rahmen ihrer Initiativen zur Stärkung des 
Binnenmarktes auf dem ER vom 17. bis 19. Juni 
1983 und dem Binnenmarktrat vom 21. Juni erneut 
einen Vorstoß zur Stärkung der europäischen Nor-
mung unternommen, der eine positive Aufnahme 
gefunden hat. Diese Bemühungen müssen durch 
Regelungen flankiert werden, die eine möglichst 
umfassende Anerkennung von Prüflabors und Test-
ergebnissen in Europa vorsehen. 

Die Bundesregierung hat ferner die Kommission 
gebeten, sich bei ihren Harmonisierungsvorschlä-
gen auf Wesentliches zu beschränken sowie Überre-
gelungen zu vermeiden und damit auch zur Entbü-
rokratisierung beizutragen. 

Zollrecht 

92. Der Rat hat am 28. März 1983 die Verordnung 
(EWG) Nr. 918/83 über das gemeinschaftliche Sy-
stem der Zollbefreiungen verabschiedet. Dadurch 
werden die bisher in den Mitgliedstaaten unter- 
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schiedlich geregelten außertariflichen Zollbefrei-
ungstatbestände harmonisiert. Die Verordnung 
wird ab 1. Juli 1984 anwendbar sein. 

Gesellschaftsrecht 

93. Am 28. Juli 1983 hat die Kommission einen ge-
änderten Richtlinienvorschlag über die Verfassung 
der Aktiengesellschaften (5. gesellschaftsrechtliche 
Richtlinie) beschlossen und dabei weitgehend die 
Änderungsvorschläge des Europäischen Parla-
ments in seiner Stellungnahme vom Mai 1982 be-
rücksichtigt. Es ist weiterhin damit zu rechnen, daß 
die Beratungen im Rat noch in diesem Jahr aufge-
nommen werden. 

94. Unter deutscher Präsidentschaft ist es nach in-
tensiven Bemühungen am 13. Juni 1983 gelungen, 
die Siebente Richtlinie des Rates aufgrund von Ar-
tikel 54 Abs. 3 Buchstabe g des Vertrages über den 
konsolidierten Abschluß (83/349/EWG) zu verab-
schieden. Mit der Verabschiedung wurde ein weite-
rer Schritt zur Verwirklichung der Niederlassungs-
freiheit und der Errichtung eines gemeinsamen 
Marktes getan. Auf dem Gebiet der Rechnungsle-
gung und deren Publizität werden damit weitge-
hend vergleichbare Wettbewerbsbedingungen her-
gestellt. Für weltweit tätige deutsche Konzerne ist 
die Verabschiedung der Richtlinie mit dem Vorteil 
verbunden, die Lage ihrer Unternehmen und ihre 
wirtschaftlichen Aktivitäten künftig nach interna-
tional anerkannten Grundsätzen besser darstellen 
zu können. 

Die Siebente gesellschaftsrechtliche Richtlinie ver-
pflichtet die Mitgliedstaaten, ihre nationalen Rege-
lungen über die Aufstellung und den Inhalt von 
Konzernabschlüssen sowie deren Prüfung und Of-
fenlegung bis zum 1. Januar 1988 zu harmonisieren. 
Den betroffenen Konzernen muß die Anwendung 
des neuen Rechts für alle Geschäftsjahre vorge-
schrieben werden, die am 1. Januar 1990 oder da-
nach beginnen. Die Konzernbilanzrichtlinie erfaßt 
alle Konzerne, denen eine Kapitalgesellschaft im 
Sinne der Bilanzrichtlinie angehört. In der Bundes-
republik Deutschland gilt sie also für alle Konzerne, 
bei denen zumindest ein Konzernunternehmen die 
Rechtsform der Aktiengesellschaft, Kommanditge-
sellschaft auf Aktien oder Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung hat. Die Mitgliedstaaten dürfen 
die Anwendung auf Konzerne beschränken, die un-
ter der Kontrolle einer solchen Kapitalgesellschaft 
stehen. Die Richtlinie braucht außerdem nur auf 
solche Konzerne angewendet zu werden, die das 
Zehnfache der für die Prüfungspflicht nach der 
Vierten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie (Bilanz-
richtlinie) maßgeblichen Größenmerkmale über-
schreiten. Nach den bisherigen, voraussichtlich 
noch in diesem Jahr zu erhöhenden Größenmerk-
malen sind dies: 28,5 Mio. DM Bilanzsumme, 57 Mio. 
DM Umsatzerlöse, 500 Arbeitnehmer. 

Auf die Aufstellung von Teilkonzernabschlüssen 
darf nach der Richtlinie unter bestimmten Voraus-
setzungen verzichtet werden, wenn der Teilkonzern 
in einen umfassenderen Konzernabschluß einbezo-

gen wird. Diese Befreiung müssen die Mitgliedstaa-
ten für Teilkonzerne zulassen, die zu mehr als 
90 v. H. im Anteilshesitz einer nach EG Recht bilan-
zierenden Obergesellschaft stehen. 

Die sog. assoziierten Unternehmen (Beteiligungs-
unternehmen, auf die ein maßgeblicher Einfluß aus-
geübt wird) sind auf der Basis der Equity-Methode 
(Fortschreiben des Beteiligungsbuchwertes um die 
Jahresergebnisse) in den Konzernabschluß einzu-
beziehen. 

Die Einbeziehung von Gleichordnungskonzernen 
ist den Mitgliedstaaten freigestellt. 

Alle Konzerne, die danach zur Konzernrechnungs-
legung verpflichtet sind, müssen künftig Weltbilan-
zen aufstellen, in die alle Konzernunternehmen un-
abhängig von ihrem Sitz einzubeziehen sind. Hin-
sichtlich der Konsolidierungsmethoden folgt die 
Richtlinie weitgehend internationalen Grundsät-
zen. Nach dem Vorbild des deutschen Rechts wird 
der Konzernabschluß auf der Basis des Einzelab-
schlusses aufgestellt, so daß in der Siebenten gesell-
schaftsrechtlichen Richtlinie bezüglich des Inhalts 
und Aufbaus der Abschlüsse sowie hinsichtlich der 
Bewertung auf die Vorschriften der Vierten gesell-
schaftsrechtlichen Richtlinie (Bilanzrichtlinie) ver-
wiesen wird. 

Die wesentlichen Auswirkungen der Siebenten 
Richtlinie auf das deutsche Recht bestehen in der 
Einführung von Weltabschlüssen, der Übernahme 
der angelsächsischen Konsolidierungsmethode so-
wie der Erfassung von GmbH-Konzernen. Neu ist 
auch die Einbeziehung der sog. assoziierten Unter-
nehmen in den Konzernabschluß in vereinfachter 
Konsolidierungsform. 

Bankaufsichtsrecht 

95. Am 13. Juni 1983 hat der Rat die Richtlinie 
über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf 
konsolidierter Basis verabschiedet. Durch die 
Richtlinie werden die Mitgliedstaaten auf den 
Grundsatz verpflichtet, ergänzend zur Einzelauf-
sicht über die bei ihnen ansässigen Kreditinstitute 
auch die Kreditinstitutskonzerne durch Einführung 
eines bankaufsichtlichen Konsolidierungsverfah-
rens zu überwachen. Außerdem werden die Mit-
gliedstaaten verpflichtet, etwaige gesetzliche Hin-
dernisse zu beseitigen, die dem für die erweiterte 
Bankaufsicht erforderlichen 	Informationsaus

-

tausch zwischen den konzernangehörigen Kreditin-
stituten und zwischen den Bankaufsichtsbehörden 
entgegenstehen. Für die Methodik und den Umfang 
der bankaufsichtlichen Konsolidierung bleibt den 
Mitgliedstaaten weitgehende Gestaltungsfreiheit. 
Die Richtlinie ist bis zum 1. Juli 1985 in nationales 
Recht umzusetzen. 

Die Richtlinie wird als wichtiger Beitrag begrüßt, 
das Bankaufsichtsrecht in der Europäischen Ge-
meinschaft unter möglichst wettbewerbsgleichen 
Bedingungen zu verbessern. 
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Lebensmittelrecht 

96. Die Dritte Richtlinie der Kommission (83/341/ 
EWG) zur Anpassung einiger Anhäge der Richtli-
nien über kosmetische Mittel aus dem Jahre 1976 
an den technischen Fortschritt wurde am 29. Juni 
1983 erlassen. Durch sie werden einige Haarfärbe-
mittel zur Verwendung in kosmetischen Mitteln zu-
gelassen und die Verwendung bestimmter Stoffe als 
Haarfärbemittel untersagt. 

97. Mit der am 16. Mai 1983 erlassenen Richtlinie 
83/264/EWG des Rates zur vierten Änderung der 
Richtlinie 76/769/EWG für Beschränkungen des In-
verkehrbringens und der Verwendung gewisser ge-
fährlicher Stoffe und Zubereitungen wird die Ver-
wendung von zwei gesundheitlich bedenklichen 
Flammschutzmitteln für Textilartikel verboten, die 
mit der Haut in Berührung kommen. Aus gesund-
heitlichen Gründen wird auch die Verwendung be-
stimmter Stoffe in Scherzartikeln, wie Niespulver, 
Stinkbomben und Tränengas verboten. 

98. Durch die Richtlinie 83/229/EWG des Rates 
vom 25. April 1983 betreffend Materialien und Ge-
genstände aus Zellglasfolien, die dazu bestimmt 
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, 
wird eine Positiv-Liste mit Stoffen eingeführt, die 
zur Herstellung von Zellglasfolien zugelassen sind. 
Danach müssen Zellglasfolien so beschaffen sein, 
daß sie an Lebensmittel keine Bestandteile in Men-
gen abgeben, die geeignet sind, die menschliche Ge-
sundheit zu schädigen oder das Lebensmittel nach-
teilig zu beeinflussen. 

Veterinärrecht 

99. Die in den Niederlanden und in der Bundesre-
publik Deutschland weiterhin aufgetretenen Fälle  

der klassischen Schweinepest wurden in zahlrei-
chen Sitzungen des Ständigen Veterinärausschus-
ses bei der Kommission behandelt. Der jeweiligen 
Seuchenlage entsprechende Beschränkungen des 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehrs mit le-
benden Schweinen wurden durch Kommissionsent-
scheidungen vorgenommen. Dieses Verfahren wird 
bis zum Erlöschen der Schweinepest fortgesetzt. 

100. In der Deutschen Demokratischen Republik 
ist die Maul- und Klauenseuche erloschen, so daß 
die verhängten Sperrmaßnahmen aufgehoben wer-
den konnten. 

Futtermittelrecht 

101. Bei der Harmonisierung des Futtermittel

-

rechts wurden weitere Fortschritte erzielt. Mit zwei 
Richtlinien der Kommission wurden im Bereich der 
Zusatzstoffe in der Tierernährung neue Zusatz-
stoffe zugelassen und der Anwendungsbereich be-
reits zugelassener Zusatzstoffe erweitert. Außer-
dem hat die Kommission auf deutsche Initiative mit 
einer Richtlinie im Anhang der Richtlinie über die 
Festlegung von Höchstgehalten an unerwünschten 
Stoffen und Erzeugnissen in Futtermitteln die Re-
gelung für den Schadstoff Aflatoxin B 1  verschärft. 

102. Am 18. April 1983 hat der Rat eine Richtlinie 
über Leitlinien zur Beurteilung bestimmter Erzeug-
nisse für die Tierernährung verabschiedet. Diese 
dient als Leitfaden zur Erstellung von Unterlagen 
für die Zulassung und Aufnahme dieser Erzeug-
nisse in die Anhänge der Richtlinie über bestimmte 
Erzeugnisse für die Tierernährung. 

C. Außenbeziehungen 

XIX. Außenwirtschaftspolitik 

Handelspolitik 

103. Weltweit hat der innenpolitische Druck auf 
die Regierungen, Teile der eigenen Wirtschaft 
durch Handelshemmnisse und Subventionen vom 
internationalen Wettbewerb abzukoppeln, nicht 
nachgelassen. Die Bundesregierung bemüht sich 
unvermindert innerhalb und außerhalb der EG so-
wie auch im eigenen Lande, diesen Kräften entge-
genzuwirken. Sie hat maßgeblich zum Zustande-
kommen der Beschlüsse des OECD-Ministerrats 
vom Mai 1983 und des Weltwirtschaftsgipfels in Wil-
liamsburg beigetragen, die nicht nur Widerstand ge-
gen neue protektionistische Maßnahmen, sondern 
auch den Abbau bestehender Eingriffe in den Han-
del als Voraussetzung und notwendige Begleitung 
eines weltwirtschaftlichen Wiederaufschwungs for-
dern. 

104. Im GATT hat die Bundesregierung sich im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft an der 
Durchführung der Beschlüsse der GATT-Minister-
tagung vom November 1983 beteiligt. In der nach 
wie vor offenen Schutzklauselfrage sind Fort-
schritte zur Frage der notwendigen Transparenz 
von Schutzmaßnahmen durch teilweise Notifizie-
rung von Selbstbeschränkungsabsprachen, noch 
nicht aber über eine wirksame GATT-Kontrolle für 
diese an den GATT-Regeln vorbeilaufenden Verein-
barungen erreicht worden. Die angestrebte Erörte-
rung von Problemen des Handels mit Dienstleistun-
gen soll durch nationale Studien der GATT-Ver-
tragsparteien vorbereitet werden. Über die Gestal-
tung dieser Studien wurde im GATT informell weit-
gehend Einvernehmen erzielt, wobei allerdings die 
Beteiligung der Entwicklungsländer an diesen Ar-
beiten noch nicht gesichert ist. Aufgrund der Hal-
tung eines Mitgliedstaats der EG und mehrerer 
Entwicklungsländer konnte noch kein Einverneh- 
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men über Arbeiten des GATT zu Problemen des 
Handels mit hochtechnologischen Gütern erzielt 
werden. Die bereits in der Tokio-Runde wurzelnden 
Bemühungen, einen GATT-Kodex gegen den Han-
del mit nachgeahmten Waren auszuarbeiten, sta-
gnierten angesichts der ablehnenden Haltung eini-
ger Entwicklungsländer. Bei der handelspolitischen 
Streitschlichtung des GATT wächst die Tendenz 
mehrerer Vertragsparteien, für sie problematische 
Empfehlungen der Streitschlichtungsausschüsse 
(panels) nicht zu akzeptieren. Die Bundesregierung 
widersetzt sich im Einklang mit den Beschlüssen 
der GATT-Ministertagung Versuchen, das Streit-
schlichtungsverfahren durch Obstruktion zu ent-
werten. 

105. Die Bundesregierung setzte sich auf der Welt-
handelskonferenz in Belgrad (UNCTAD VI) dafür 
ein, den Forderungen der Entwicklungsländer im 
Bereich des Handels entgegenzukommen, soweit 
sie im Einklang mit ihrer generellen Politik stehen. 
Dies galt insbesondere hinsichtlich der Forderung 
nach Marktöffnung mit den Elementen einer allge-
meinen Absage an den Protektionismus, des syste-
matischen Abbaues von Handelsrestriktionen und 
der Verbesserung der Allgemeinen Zollpräferenzen 
für Entwicklungsländer. 

Das Ergebnis in der im Konsensus verabschiedeten 
Resolution zum Handel ist eine konsequente Fort-
setzung der im GATT, in der OECD und auf dem 
Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg vereinbarten 
Liberalisierungsbemühungen. Neben der von allen 
Beteiligten getragenen Absage an den Protektionis-
mus verpflichten sich die Industrieländer, den sy-
stematischen Abbau der Einfuhrbeschränkungen 
zu betreiben, ohne daß dies von einem Wirtschafts-
aufschwung abhängig gemacht wird. 

Zu Verbesserungen im Schema der Allgemeinen 
Zollpräferenzen gibt es eine klare Verpflichtung der 
Industrieländer. 

Problematisch dagegen waren die Forderungen 
zum planmäßigen Abbau und Transfer von Indu-
striezweigen nach Entwicklungsländern oder aber 
nach finanziellen Hilfen an schwache oder ver-
meintlich schwache Industrien mit der Auflage, 
ihre Fertigung stillzulegen und andere Produktio-
nen aufzunehmen. Schließlich konnte auch nicht 
die Forderung nach Aufstellung eines völlig neuen 
internationalen Handelssystems akzeptiert wer-
den. 

Die Industrieländer halten das GATT nach wie vor 
für flexibel genug, um sich — auch institutionell — 
den  Erfordernissen einer gewandelten Weltwirt-
schaft anzupassen. 

UNCTAD VI hat diesen Gegensatz nicht überbrük-
ken können. Die Industrieländer haben aber de-
monstriert, daß sie im Rahmen des geltenden inter-
nationalen Handelssystems zu Zugeständnissen an 
die Entwicklungsländer bereit sind. 

Das Konferenzergebnis ist trotz allem als positiv zu 
werten, weil es das Bewußtsein für die Probleme 
der Entwicklungsländer geschärft hat und die Indu-

strieländer daran erinnert hat, trotz all ihrer wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten daran zu denken, daß 
die Folgen weltwirtschaftlicher Probleme in ande-
ren Ländern weitaus gravierender sind und dies bei 
allen Entscheidungen zu berücksichtigen ist. 

106. Im Rat gab es erhebliche Meinungsverschie-
denheiten zu dem Vorschlag der Kommission über 
ein neues handelspolitisches Instrument („Vor-
schlag zur Stärkung der gemeinsamen Handelspoli-
tik"). Die Bundesregierung sieht diesen Vorschlag, 
der eine Antwort auf „unlautere Handelspraktiken" 
anderer Länder geben soll, als ein falsches Signal 
nach dem Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg an. 
Sie hält das bestehende handelspolitische Instru-
mentarium für ausreichend. Bei einer Annahme des 
Vorschlags der Kommission befürchtet sie eine Es-
kalation von Handelsbeschränkungen statt einer 
Verringerung. Neben den Bedenken hinsichtlich 
der Opportunität eines neuen handelspolitischen 
Instruments hat die Bundesregierung starke Vorbe-
halte gegen wichtige Elemente des Kommissions-
vorschlages geäußert. Sie hält das vorgeschlagene 
Entscheidungsverfahren für unannehmbar, weil es 
Artikel 113 EWG-Vertrag widerspricht und der han-
delspolitischen Problematik nicht gerecht wird, die 
mit der Anwendung eines solchen Instruments ver-
bunden wäre. Die von allen Mitgliedstaaten und der 
Kommission an sich bejahte Notwendigkeit ein-
wandfreier GATT-Konformität eines eventuellen 
neuen Instruments ist nach Ansicht der Bundesre-
gierung bisher nicht ausreichend sichergestellt. Au-
ßerdem bestehen starke Bedenken gegen das im 
Vorschlag vorgesehene Recht der Industrie, mit An-
trägen wegen „unlauterer Handelspraktiken" ande-
rer Länder eine nicht mehr kontrollierbare Anzahl 
von handelspolitischen Verfahren der Gemein-
schaft in Gang zu setzen. Die Bedenken der Bun-
desregierung werden von der deutschen Industrie 
geteilt. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Kommission im 
Herbst einen im Lichte der bisherigen Diskussio-
nen — auch über den vor allem von Frankreich her-
gestellten Zusammenhang mit dem Ausbau des EG

-

Binnenmarktes — überarbeiteten Entwurf vorlegt. 

107. Nach Abschluß von neuen Textilabkommen 
mit 26 Niedrigpreislieferländern für den Zeitraum 
1983 bis 1986 in der zweiten Hälfte 1982 wurden 
nunmehr erste exploratorische Gespräche über ein 
neues Textilabkommen der EG mit der Volksrepu-
blik China geführt. Das geltende Abkommen läuft 
Ende 1983 aus. Da von chinesischer Seite erhebliche 
Quotenaufstockungen verlangt werden, dürften die 
Verhandlungen nicht problemlos verlaufen. 

Im Mittelmeerraum ist es gelungen, mit allen Präfe-
renzländern für 1983 Arrangements über den Han-
del mit Textil- und Bekleidungserzeugnissen abzu-
schließen. Teilweise wird bereits der Zeitraum über 
1983 hinaus bis 1985 abgedeckt. Nur die Türkei hat 
sich auch weiterhin nicht zur Vereinbarung eines 
Textil-Arrangements mit der EG bereitfinden kön-
nen. Die EG hatte daher keine andere Möglichkeit, 
als für einige Textil- und Bekleidungskategorien die 



Drucksache 10/614 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Schutzklausel des Assoziierungsabkommens mit 
der Türkei anzuwenden, um die schwierige Situa-
tion der Industrie aufgrund der extremen Einfuhr-
steigerungen aus der Türkei etwas zu erleichtern. 

108. In den bilateralen Beziehungen der EG be-
steht nach wie vor vor allem im Verhältnis zu den 
USA, aber auch zu Japan ein ernst zu nehmendes 
Konfliktpotential. 

Der Kommission und der Regierung der USA ist es 
im Juni 1983 zunächst gelungen, den agrarhandels-
politischen Streitstoff durch Vereinbarung gemein-
samer Arbeiten zu entschärfen, die vor allem einem 
weiteren Subventionswettlauf vorbeugen sollen. 
Vorangegangen waren subventionierte Weizenliefe-
rungen der USA nach Ägypten. Im Juli 1983 haben 
die USA Subventionen für den Export von Butter 
nach Ägypten beschlossen; dadurch ist der Streit 
mit der EG teilweise neu entfacht worden. Eben-
falls im Juli 1983 haben die USA weltweite Be-
schränkungen gegen die Einfuhr von Edelstahl ver-
hängt, die, besonders wegen der Kumulation mit 
Antidumping- und Ausgleichszöllen, zu einer 
schwerwiegenden Beeinträchtigung der EG-Export-
chancen für Edelstahl führen. Die Gemeinschaft 
hat diesen im Widerspruch zu den handelspoliti-
schen Beschlüssen des OECD-Ministerrats und des 
Weltwirtschaftsgipfels in Williamsburg stehenden 
Schritt der USA im GATT aufgegriffen und dort 
eine Rückgängigmachung oder zumindest handels-
politische Kompensationsleistungen gefordert. 

Trotz einer Reihe von japanischen Maßnahmen zur 
Marktöffnung (zuletzt im März 1983) hat das Un-
gleichgewicht des Warenverkehrs der EG mit Japan 
im 1. Halbjahr 1983 zugenommen. 

Die Gemeinschaft hat sich vorbehalten, ihren im 
April 1983 im GATT eingebrachten Antrag eines 
Streitschlichtungsverfahrens gemäß Artikel XXIII 
Nr. 2 GATT weiterzuverfolgen, falls nicht in Kürze 
neue wirksame japanische Maßnahmen zur Verbes-
serung der Exportmöglichkeiten der EG ergriffen 
werden. Die Bundesregierung vertritt nach wie vor 
die Auffassung, daß sich die Probleme im Verhält-
nis zu Japan nicht durch Einfuhrbeschränkungen 
der Gemeinschaft, sondern nur durch eine größere 
japanische Marktöffnung lösen lassen. 

109. Die Bundesregierung hat gegen die Verord-
nung 873/83 der Kommission vom 12. April 1983, mit 
der eine von der Kommission ohne Ratsmandat 
vereinbarte Selbstbeschränkung Südkoreas bei der 
Ausfuhr von Steinzeuggeschirr nach Frankreich 
und Großbritannien implementiert wurde, den Rat 
angerufen. Dabei ging es um die grundsätzliche 
Frage, inwieweit der Rat eingeschaltet werden muß, 
wenn die Kommission mit Drittländern über Selbst-
beschränkungen spricht, die diese Länder bei der 
Ausfuhr von gewerblichen Erzeugnissen in die Ge-
meinschaft oder einzelne Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft übernehmen. Es wurde Einvernehmen 
darüber erzielt, daß die Kommission sich unverzüg-
lich in den zuständigen Gremien mit den Mitglied-
staaten berät, wenn sich bei Kontakten mit einem 
Drittland herausstellt, daß sich das betreffende 

Land bei seinen Ausfuhren nach der Gemeinschaft 
zur Selbstbeschränkung verpflichten will. 

Exportfinanzierung 

110. Der Rat erteilte am 18. April 1983 der Korn-
mission das Mandat, mit den anderen Teilnehmern 
am OECD-Konsensus über öffentlich unterstützte 
Exportkredite Verhandlungen mit dem Ziel aufzu-
nehmen, das Mindestzinssystem zu verbessern. Ein 
Ende Juni in Paris ausgehandelter Kompromiß mit 
einem System automatischer Anpassung der Min-
destzinssätze an die internationale Marktentwick-
lung fand auf dem Ministerrat am 11. Juli 1983 nicht 
die Zustimmung aller Delegationen. Der Rat ver-
ständigte sich deshalb darauf, den derzeitigen Kon-
sensus bis zum 31. Oktober 1983 zu verlängern, um 
der Kommission Gelegenheit zur Wiederaufnahme 
der Verhandlungen zu geben. Die Bundesregierung 
wird sich dafür einsetzen, daß dieses bewährte In-
strument zur Eingrenzung des internationalen Kon-
ditionenwettlaufs bei der Exportfinanzierung über 
den 31. Oktober 1983 hinaus fortbesteht. 

Allgemeine Zollpräferenzen der EG 
für Entwicklungsländer 

111. Die Kommission hat im Juli 1983 ihren Vor-
schlag für das Präferenzschema 1984 vorgelegt. Er 
sieht im wesentlichen folgende materielle Änderun-
gen gegenüber 1983 vor: 

— im Agrarbereich: 

= gegenüber den am wenigsten entwickelten 
Ländern, die nur durch allgemeine Zollpräfe-
renzen begünstigt sind, die Zollfreiheit für 
die 1983 noch ausgeklammerten acht Agrar-
produkte (u. a. Bananen, Ananas); 

= gegenüber allen Entwicklungsländern die 
Verbesserung der Präferenzspanne bei 54 be-
reits unter das System fallenden Produkten; 

= gegenüber China die Ausdehnung der Präfe-
renzgewährung auf die bisher noch gegen-
über diesem Land ausgenommenen Waren; 

— im gewerblichen Bereich: 

= Umstufung von vier sensiblen Produkten in 
die nichtsensible Liste; 

= Erhöhung der zollfreien Jahreshöchstmen-
gen um 5 bis 15 v. H. bis auf die sensiblen 
Produkte; 

= Einbeziehung weiterer Erzeugnisse zugun-
sten von China und Rumänien in das Sche-
ma; 

— im Textilbereich: 

Erhöhung der zollfreien Plafonds bis zu maxi-
mal 25 v. H. (ausgenommen sind marktbeherr-
schende und Staatshandelsländer). 

Wichtigste Neuheit ist der Vorschlag, den gegen

-

wärtigen Schlüssel für die pauschale Aufteilung der 
Zollkontingente für sensible Waren auf die einzel- 
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nen Mitgliedstaaten (D = 27,5 v. H.) den tatsächli-
chen Einfuhren aus den begünstigten Ländern an-
zupassen;  um dadurch die vollständige Ausnutzung 
der Zollkontingente zu erreichen. 

Die Aufnahme von Bulgarien in das Schema ist 
auch für 1984 nicht vorgesehen. 

Die Kommission beabsichtigt, eine flexiblere Hand-
habung der Ursprungsregeln gegenüber den am we-
nigsten entwickelten Ländern vorzuschlagen. 

Die Beratungen über die Vorschläge haben im Sep-
tember 1983 begonnen. Die Bundesregierung hält 
die Vorschläge im Hinblick auf die Wirtschaftslage 
für maßvoll. Bei der Neuaufteilung der Zollkontin-
gente in der vorgeschlagenen Form wird die Bun-
desregierung auf einer Berücksichtigung des Kon-
zepts der Lastenteilung unter den Mitgliedstaaten 
bestehen. Die Bundesregierung begrüßt im übrigen 
die vorgeschlagene Zollfreiheit für die bisher noch 
ausgeklammerten Agrarwaren der am wenigsten 
entwickelten Länder, die Verbesserungen im Agrar-
bereich und die vorgesehene flexiblere Handha-
bung der Ursprungsregeln zugunsten der ärmsten 
Länder. 

Antidumping - und Ausgleichszollverfahren 

112. Ungeachtet der Besserungstendenzen in der 
allgemeinen Wirtschaftslage der Gemeinschaft sind 
die Bemühungen zur Abwehr subventionierter oder 
gedumpter Importe unverändert beibehalten wor-
den. Zwölf Antidumping- und ein Ausgleichszollver-
fahren, die sich teilweise gegen die Importe aus 
mehreren Ländern richten, wurden eröffnet; zusätz-
lich wurde in zwei Fällen die Überprüfung früherer 
Maßnahmen beschlossen. 22 früher eingeleitete 
Verfahren wurden abgeschlossen; dabei wurde in 
acht Fällen ein endgültiger Antidumpingzoll festge-
setzt, fünf Verfahren wurden ohne Maßnahmen be-
endet, in den übrigen Fällen wurde eine Mindest-
preisverpflichtung der Exporteure, mit denen die 
schädigenden Auswirkungen der Dumpinglieferun-
gen beseitigt wurden, angenommen. 

Die Bundesregierung setzte sich wie auch schon 
früher für eine sachgerechte und GATT-konforme 
Anwendung des Schutzinstruments ein. 

XX. Erweiterung der Gemeinschaft 

In den Beitrittsverhandlungen mit Portugal und 
Spanien konnten nach z. T. schwierigen Verhand-
lungen eine Reihe von Fortschritten erzielt wer-
den. 

113. In den Verhandlungen mit Portugal konnte 
die deutsche Präsidentschaft die Verhandlungska-
pitel Rechtsangleichung (ohne Patente) sowie Um-
weltfragen und Verbraucherschutz zum Abschluß 
bringen. Des weiteren wurden den portugiesischen 
Partnern Erklärungen zu den Kapiteln Fischerei-
fragen und Patente übergeben. Daneben sind insbe-
sondere noch die Bereiche Landwirtschaft und So-
zialfragen offen. 

114. Mit Spanien konnte Einigung über wesentli-
che Teile des Kapitels Zollunion erzielt werden (Ab-
bau aller nichttarifären Handelshemmnisse incl. 
Textilübergangsregelung und Handelsmonopole). 
Offen sind hier insbesondere noch Rhythmus und 
Dauer des beiderseitigen Zollabbaus. 

Im Kapitel Außenbeziehungen, das die Übernahme 
der Gemeinsamen Handelspolitik der EG durch 
Spanien zum Ziel hat, konnten wesentliche Ver-
handlungsfortschritte erzielt werden, insbesondere 
über den Abbau spanischer Handelsbeschränkun-
gen gegenüber Drittländern. Im nächsten Berichts-
zeitraum dürfte die Übernahme der Präferenzpoli-
tik der Gemeinschaft gegenüber den EFTA-, Mittel-
meer- und AKP-Ländern geregelt werden. 

Im Kapitel Euratom hat Spanien sich grundsätzlich 
zur Übernahme der Regelungen der Sicherheits-
überwachung der Gemeinschaft bereit erklärt und 
damit ein Verhandlungshindernis ausgeräumt. 

Im wichtigen Kapitel Landwirtschaft konnten dage-
gen die Verhandlungen noch nicht aufgenommen 
werden, da zwei Mitgliedstaaten auf der vorherigen 
Anpassung der EG-Marktordnungen für Mittel-
meeragrarprodukte bestehen. 

Offen sind auch noch die Kapitel Fischerei und So-
zialfragen. Nach der Einigung über die Gemein-
same Fischereipolitik der Gemeinschaft konnte den 
spanischen Partnern eine erste Erklärung zu die-
sem auch für Spanien sehr wichtigen Kapitel über-
geben werden. Im Bereich Sozialfragen sind auf 
beiden Seiten noch erhebliche Anstrengungen er-
forderlich, um zu einer Einigung zu gelangen, insbe-
sondere zur Übergangsdauer für die Herstellung 
der Freizügigkeit und in der Frage der Familienlei-
stungen und -beihilfen. 

Insgesamt eröffnet der Beschluß des Europäischen 
Rates auf dem Stuttgarter Gipfel im Juni 1983 die 
Aussicht, daß durch die zeitliche Verklammerung zwi-
schen den Beratungen über die langfristige Finanzre-
form der EG und den Beitrittsverhandlungen eine zü-
gige Weiterführung der letzteren möglich wird. 

115. Im Zusammenhang mit den Beitrittsüberle-
gungen hat sich die Kommission für eine nicht wei-
ter spezifizierte zusätzliche Vorbeitrittshilfe für 
Portugal zur Verwendung im Agrarsektor ausge-
sprochen. 

XXI. Beziehungen zu den EFTA-Staaten 

Die Beziehungen zu den EFTA-Staaten haben sich 
auch weiterhin im allgemeinen gut entwickelt. 

116. Die Kommission hat auf Wunsch des Europäi-
schen Parlaments eine Liste von 25 Bereichen, in 
denen sie eine engere Zusammenarbeit zwischen 
der Gemeinschaft und den EFTA-Staaten für wün-
schenswert und möglich hält, zusammengestellt 
und dem Europäischen Parlament sowie dem Rat 
zugeleitet. Das Europäische Parlament, das sich 
ebenfalls für die Förderung und den Ausbau der 
EG-EFTA-Beziehungen ausgesprochen hatte, hat 
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auch den diesjährigen Bericht über die Zusammen-
arbeit mit den EFTA-Staaten erhalten. 

Bei der Vorlage dieses Berichts der Ständigen Ver-
treter an den Rat hat die deutsche Delegation gefor-
dert, die Gemeinschaft sollte auch in ihren laufen-
den Arbeiten an der Entwicklung und Stärkung des 
Binnenmarktes sowie in der Wahrnehmung ihrer 
handelspolitischen Kompetenzen der Bedeutung 
der EFTA-Länder als wichtigstem Wirtschaftspart-
ner der Gemeinschaft mehr Rechnung tragen. Die 
Bundesregierung ist auch in der täglichen Mei-
nungsbildung der Gemeinschaft um eine solche Be-
rücksichtigung bemüht. 

Dabei geht es vor allem um die Vermeidung neuer 
nichttarifärer Handelshemmnisse im Zuge der 
Rechtsangleichung innerhalb der EG sowie die Sor-
gen der EFTA-Staaten über das von der Kommis-
sion vorgeschlagene „neue handelspolitische Instru-
ment". 

Die Bundesregierung ist ferner darum bemüht, daß 
Diskriminierungen bei öffentlichen Aufträgen, die 
in den Freihandelsabkommen nicht expressis ver-
bis untersagt sind, als unvereinbar mit dem Verbot 
von Maßnahmen gleicher Wirkung wie mengenmä-
ßige Beschränkungen anerkannt werden und zu-
mindest auf der Grundlage der Gegenseitigkeit un-
terbleiben. 

117. Die Bundesrepublik Deutschland ist dem von 
der EFTA ausgehenden Übereinkommen zur ge-
genseitigen Anerkennung von Inspektionen betref-
fend die Herstellung pharmazeutischer Produkte — 
PIC  — beigetreten. Für die Bundesrepublik 
Deutschland tritt das Übereinkommen am 18. Sep-
tember 1983 in Kraft. 

Dem Übereinkommen gehören neben EFTA-Staa-
ten sowohl Mitgliedstaaten der EG als auch Ost-
blockstaaten an. Die Beratende Versammlung des 
Europarates hatte ihre Mitgliedstaaten zur Prüfung 
aufgefordert, dem Übereinkommen beizutreten. 

Eine entsprechende Aufforderung des Rates (EG) 
bezog sich auch auf die anderen in der EFTA ausge-
arbeiteten Übereinkünfte. Nach den Übereinkünf-
ten erkennen die teilnehmenden Behörden Prüfun-
gen im Exportland und Bescheinigungen an, daß 
die Produkte den Vorschriften des Importlandes 
entsprechen. 

Die Bundesregierung betrachtet solche gegenseiti-
gen Anerkennungen als eine wirkungsvolle Erleich-
terung der Handelsbeziehungen, solange noch un-
terschiedliche Vorschriften bestehen. Die zuständi-
gen deutschen Stellen waren schon vorher dem 
Übereinkommen bezüglich Prüfungen und Inspek-
tionen von Schiffsausrüstungen beigetreten. 

XXII. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

118. Unter der deutschen und anschließend der 
griechischen Präsidentschaft haben sich die zustän-
digen Ratsgremien entsprechend einem Auftrag 
des Rats vom Januar 1983 einer intensiven Situa- 

tionsanalyse gewidmet sowie auf Grundlage von 
Vorschlägen der Kommission erste Überlegungen 
über mögliche Schlußfolgerungen angestellt. Der 
Fortgang der Beratungen hängt naturgemäß we-
sentlich davon ab, welche Anpassungen der EG

-

Marktordnungen für „Mittelmeer-Agrarprodukte" 
sowie welche Beitrittsregelungen für Portugal und 
Spanien (insbesondere im Agrarbereich) beschlos-
sen werden. Insgesamt läßt sich die Bundesregie-
rung in Fragen der EG-Mittelmeerpolitik weiter 
von ihrem Bemühen um Stabilität im Mittelmeer-
raum sowie von den Grundsätzen ihrer Politik ge-
genüber den Entwicklungs- und Schwellenländern 
(internationale Arbeitsteilung, Offenhaltung der 
Märkte und weitere Integration der Entwicklungs-
länder in die internationalen Wirtschaftsbeziehun-
gen) leiten. 

119. Im Assoziationsverhältnis mit Zypern konnte 
ein wesentlicher Fortschritt erzielt werden, da die-
ses Land das Angebot der Gemeinschaft für eine 
vertragliche Übergangsregelung im Handelsbereich 
akzeptiert hat; damit ist der Weg frei für die Auf-
nahme von Verhandlungen über die langfristige 
Ausgestaltung der Beziehungen EG—Zypern. Die 
Gemeinschaft und Zypern haben den Entwurf des 
zweiten Protokolls über finanzielle und technische 
Zusammenarbeit genehmigt; danach werden Zy-
pern Darlehen der EIB und Haushaltsmittel der EG 
in Höhe von insgesamt 44 Mio. ECU (107 Mio. DM) 
bis zum 31. Dezember 1988 u. a. für Investitionsvor-
haben zur Difersifizierung der Wirtschaftsstruktur 
Zyperns und für Maßnahmen der technischen Zu-
sammenarbeit zur Verfügung gestellt. 

120. Unter der deutschen Präsidentschaft konnte 
auch die Suspendierung der Unterzeichnung des 
2. Finanzprotokolls EG—Israel beendet und damit 
ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der Bezie-
hungen mit diesem Land getan werden. 

121. Im Berichtszeitraum ergaben sich im Asso-
ziationsverhältnis der Gemeinschaft mit der Türkei 
keine günstigeren Entwicklungen zur Überwindung 
der in den Beziehungen eingetretenen Stagnation. 

Im Textilbereich sind die Verhandlungen über eine 
Vereinbarung für den Zeitraum 1983 bis 1985 ohne 
Erfolg geblieben, so daß die Gemeinschaft die am 
15. Juni auslaufenden Mengenbeschränkungen bei 
T-Shirts und Baumwollgeweben bis Ende des Jah-
res verlängern und zugleich auf Hosen ausdehnen 
mußte. 

Außerdem wurden in Anwendung der Schutzklau-
sel von Artikel 60 Abs. 2 des Zusatzprotokolls Men-
genbeschränkungen auf die Einfuhren Frankreichs 
bei Männeranzügen und Kleidern sowie auf die 
Einfuhren in das Vereinigte Königreich bei Frot-
tiergewebe und Oberbekleidung angewandt. 

XXIII. Abkommen von Lomé 

122. Der AKP-EWG-Ministerrat hielt seine achte 
Jahrestagung am 19. und 20. Mai 1983 in Brüssel ab. 
An der Eröffnungssitzung nahm Bundesaußenmini- 
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ster Genscher als amtierender EG-Ratspräsident 
teil. Es wurde eine Vielzahl einzelner Themen aus 
den verschiedenen Bereichen der Zusammenarbeit, 
z. B. Handel, Bergbau, Industrie, Landwirtschaft be-
handelt. 

Die Probleme des STABEX-Systems wurden auf ei-
ner außerordentlichen Tagung des AKP-EWG-Mini-
sterrates am 19. Mai eingehend besprochen. Unter-
sucht wurden vor allem die konjunkturellen und 
strukturellen Ursachen für die starken Erlösrück-
gänge bei wichtigen Exportprodukten der AKP-
Staaten in den Jahren 1980 und 1981, die zu erhebli-
chen finanziellen Schwierigkeiten des STABEX-Sy-
stems geführt hatten. Für die restliche Laufzeit des 
Abkommens (Ende Februar 1985) wird nicht mit 
ähnlich schwierigen Problemen gerechnet. 

123. Die AKP-EWG-Verhandlungen über die Er-
neuerung des 2. Lomé-Abkommens werden im Ok-
tober 1983 beginnen. Der Rat hat die Verhandlungs-
leitlinien der Gemeinschaft festgelegt. Danach soll 
die Zusammenarbeit mit den AKP-Staaten künftig 
stärker auf einige prioritäre Bereiche, insbesondere 
die Landwirtschaft und speziell die Nahrungsmit-
telproduktion für die bessere Eigenversorgung die-
ser Länder, konzentriert werden. Dazu beabsichtigt 
die Gemeinschaft, mit den einzelnen AKP-Staaten 
einen ständigen Dialog über die entwicklungspoliti-
schen Perspektiven und die erforderlichen Maßnah-
men zu führen, damit die Hilfen der Gemeinschaft 
im Rahmen einer kohärenten und konsequenten 
Entwicklungsstrategie des jeweiligen Landes wirk-
sam eingesetzt werden können. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß die 
bewährte Zusammenarbeit mit den AKP-Staaten in 
einem neuen Abkommen auf der bisherigen Grund-
lage fortgesetzt und vertieft wird. 

XXIV. Beziehungen zu anderen Drittstaaten 

Japan 

124. Nach einer systematischen Überprüfung im 
Rahmen des 3. Maßnahmenpaketes der japani-
schen Regierung zur weiteren Marktöffnung be-
schloß das japanische Kabinett am 26. März 1983 
Änderungen zu 16 Gesetzen und einer Verwaltungs-
vorschrift. Am 18. Mai 1983 hat der japanische 
Reichstag durch ein Rahmengesetz den Gesetzes-
änderungen mit Wirkung vom 1. August 1983 (und 
damit zwei Monate früher als ursprünglich vorgese-
hen) zugestimmt. Ziele dieser Verbesserungen: 

— keine Diskriminierung ausländischer und japa-
nischer Anbieter bei Zulassungs- und Prüfver-
fahren (bisher mußte Antrag durch japanische 
Firma erfolgen), 

— eine größere Transparenz der Zulassungsbedin-
gungen, 

— die Angleichung japanischer Normen an inter-
nationale Systeme, 

— die Anerkennung ausländischer Prüfverfahren 
und -daten sowie 

— die Vereinfachung und Beschleunigung von 
Prüf- und Zulassungsverfahren. 

Die Durchführungsbestimmungen stehen noch 
aus. 

Bei Realisierung dieser Änderungen werden meh-
rere deutsche bzw. EG-Forderungen erfüllt sein, 
z. B. Zulassung auf das Produkt und nicht auf den 
japanischen Importeur, Erleichterung der Pkw-Ein-
fuhr, Angleichung japanischer Standards an inter-
nationale Normen. Die Einfuhrerleichterungen wer-
den mittel- oder langfristige Wirkungen haben und 
damit die Lage der ausländischen Exporteure nicht 
auf kurze Sicht verändern. Sie sind jedoch ein wei-
terer wesentlicher Schritt Japans in Richtung grö-
ßerer Marktöffnung. Es kommt jetzt darauf an, daß 
die Maßnahmen auf Verwaltungsebene in die Pra-
xis umgesetzt und von der Wirtschaft angenommen 
werden. Ein wachsender japanischer Importanteil 
bei Fertigwaren ist notwendig, um die Handelsun-
gleichgewichte expansiv zu lösen. 

Im Rahmen der High-Level EG—Japan Konsulta-
tionen vom 6. bis 8. Juli 1983 ist der gesamte Pro-
blemkatalog, insbesondere die Handelsentwicklung, 
die überarbeitete EG-Wunschliste, die industrielle, 
wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 
diskutiert worden. Die japanische Seite hat dabei 
auf den Willen von Ministerpräsident Nakasone 
hingewiesen, auch im Zusammenhang mit den Er-
klärungen von Williamsburg weitere Schritte zur 
Marktöffnung zu unternehmen. Die Kommission 
hat hervorgehoben, daß die EG von Japan bis zum 
Herbst 1983 konkrete Beschlüsse zur weiteren 
Marktöffnung erwartet. Bei einer weiteren Ver-
schlechterung der Lage müsse mit einer Fortset-
zung des Verfahrens gegen Japan nach Arti-
kel XXIII Abs. 2 GATT gerechnet werden. 

Eine sorgfältig vorbereitete Ratsdebatte über die 
Beziehungen EG—Japan soll nunmehr im Herbst 
1983 stattfinden. 

Lateinamerika 

125. Die Beziehungen zu Lateinamerika haben 
sich nach einem Tiefstand zur Zeit des Falkland/ 
Malvinen-Konfliktes ständig verbessert, sind aber 
weiterhin nicht problemfrei. Der von Lateiname-
rika damals unterbrochene regelmäßige Dialog 
konnte noch nicht wieder aufgenommen werden. 
Die Gemeinschaft hat aber Anfang Juli 1983 ihr 
fortbestehendes Interesse an der baldigen Wieder-
aufnahme dieses Dialogs in der seit 1981 bestehen-
den neuen Form bekräftigt. Verhandlungen zwi-
schen der Gemeinschaft und dem Andenpakt über 
den Abschluß eines nichtpräferenziellen Koopera-
tionsabkommens wurden nach dreijähriger Unter-
brechung im Juni 1983 wieder aufgenommen. Die 
Verhandlungen führten in den meisten Fragen zu 
einer Einigung; in einigen wesentlichen Punkten je-
doch (Aufnahme der Meistbegünstigungsklausel, 
Verbesserung der Zollpräferenzen, Bereitstellung 
von Mitteln zur Förderung der wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit) bestehen Auffassungsunterschiede 
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fort. Andenpakt und Gemeinschaft sind zur Zeit da-
bei, ihre Verhandlungspositionen zu überdenken. 

Europäisch -Arabischer Dialog (EAD) 

126. Auf Arbeitsgruppenebene des EAD wurde die 
gemeinsame Kommentierung von Allgemeinen 
Vertragsbedingungen (insbesondere in den Berei-
chen Ingenieurwesen, Maschinen- und Anlagenbau, 
Elektrobau, Vertragsgarantien, anwendbares Recht 
und Streitschlichtung) abgeschlossen. Die Kom-
mentare werden von der Kommission 1984 publi-
ziert werden. Außerdem ist die Verabschiedung 
durch das politische Beschlußgremium des EAD, 
die Allgemeine Kommission, vorgesehen, um die 
jetzige Unverbindlichkeit der Kommentare einzu-
grenzen und ihre Anwendung in allen arabischen 
Staaten zu fördern oder zumindest zuzulassen. 

127. Die Bundesregierung wird sich weiter für die 
Fortführung der Verhandlungen über eine multila-
terale Investitionsschutzkonvention sowie für die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen über ein euro-
arabisches Technologietransferzentrum einsetzen. 
Im Normenbereich sollen die Arbeiten für Studien 
für ein Ausbildungsprogramm in Normung, Meßwe-
sen und Qualitätskontrolle sowie für regionale 
euroarabische Dokumentations- und Informations-
zentren so bald wie möglich weitergeführt werden. 
Ferner ist daran gedacht, eine synoptische mehr-
sprachige (deutsch — englisch — französisch — 
arabisch) Übersetzung ausgewählter Normensy-
steme anfertigen zu lassen. 

ASEAN 

128. Der wirtschaftliche Dialog der Gemeinschaft 
mit den fünf ASEAN-Staaten wurde im Rahmen 
der deutschen Präsidentschaft verstärkt fortge-
führt. Beim 4. Treffen der Außenminister aus den 
EG-Ländern und den ASEAN-Ländern am 24./ 
25. März 1983 in Bangkok wurde eine enge Zusam-
menarbeit in internationalen Gremien bei den Be-
mühungen um eine Wiederbelebung der Weltwirt-
schaft vereinbart. Die letzthin zu beobachtende 
Tendenz zu einer Ausweitung und Diversifizierung 
der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden 
Regionen wurde positiv vermerkt. 

Jugoslawien 

129. Nach Inkrafttreten des Kooperationsabkom-
mens EG—Jugoslawien am 1. April 1983 sind für 
den Ausbau der bilateralen Handels- und Koopera-
tionsbeziehungen günstige Voraussetzungen gege-
ben. Am 24. Mai 1983 tagte in Brüssel auf Minister-
ebene erstmals der im Abkommen vorgesehene Ko-
operationsrat. Diese Tagung wie aber auch die vom 
7. bis 11. März 1983 in Belgrad durchgeführte EG-
Business-Week können weitere Impulse für die Ent-
wicklung der Beziehungen geben. 

Das Kooperationsabkommen, dessen Handelsrege- 
lung schon vorzeitig durch ein Interimsabkommen 

angewendet wurde und Jugoslawien für seine Pro-
dukte einen erweiterten Marktzugang zur Gemein-
schaft ermöglichte, hat sicherlich auch zum Abbau 
des jugoslawischen Handelsbilanzdefizits gegen-
über der Gemeinschaft um rd. 600 Mio. ECU = 
27,3 v. H. beigetragen. 

130. Die wegen des Beitritts Griechenlands erfor-
derlich gewordenen Anpassungsprotokolle werden 
zur Zeit in den parlamentarischen Gremien der Ge-
meinschaftsländer beraten. 

Staatshandelsländer 

131. Die Gespräche über das Angebot der Gemein-
schaft an den Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW), das beiderseitige Verhältnis vertraglich zu 
regeln, ruhen weiterhin. 

132. Für die Beziehungen der Gemeinschaft zur 
UdSSR ist auch gegenwärtig die Lage in Polen von 
Bedeutung. Die Verordnung der Gemeinschaft (VO 
[EWG] Nr. 695/82 vom 15. März 1982), die als Reak-
tion auf die Verhängung des Kriegsrechts in Polen 
bestimmte Waren aus der UdSSR mengenmäßigen 
Beschränkungen unterwarf, gilt unverändert fort. 
Die Gemeinschaft sah sich auch nach Aufhebung 
des Kriegsrechts in Polen nicht in der Lage, die 
Maßnahmen gegenüber der UdSSR zu beenden. 

133. Zu Ungarn bestehen Kontakte über die Aus-
gestaltung der künftigen Beziehungen. 

XXV. Gemeinschaftliche Entwicklungspolitik 

Hauptaufgabe des Rats im Berichtszeitraum war 
die Beratung und Verabschiedung des Mandats für 
die Verhandlungen über das künftige AKP-EWG-
Abkommen (Abkommen von Lomé). 

Daneben spielten die Beratung der Vorschläge der 
Kommission über eine neue Nahrungsmittelhilfe-
politik und die Verabschiedung der Ratsverordnung 
über ein Sonderprogramm zur Bekämpfung des 
Hungers in der Welt eine wesentliche Rolle. 

134. Nach intensiver Diskussion einigte sich der 
Rat in der Sitzung am 14. Juni 1983 auf der Grund-
lage eines Kompromißvorschlages der deutschen 
Präsidentschaft über die Verordnung über die 
Durchführung eines Sonderprogramms zur Be-
kämpfung des Hungers in der Welt. Damit kann der 
im Haushalt 1983 dafür vorgesehene Betrag von 50 
Mio. ECU (122 Mio. DM) ausgegeben werden. 

Die Bundesregierung erreichte bei den Beratungen, 
daß die Verordnung im Hinblick auf den Versuchs-
charakter der Maßnahmen bis Ende 1984 befristet 
wurde. Die Kommission konnte sich mit ihrem Vor-
schlag nicht durchsetzen, daß sie einzelne Maßnah-
men im Rahmen des Programms u. U. auch gegen 
den Willen des Rates durchführen kann. Außerdem 
bekräftigte die Bundesregierung mit einigen ande-
ren Mitgliedstaaten in einer Protokollerklärung, 
daß bei erfolgreichem Ablauf der Versuchsphase et- 
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waige weitere Maßnahmen im Rahmen der beste-
henden Instrumente der Gemeinschaft (künftiges 
AKP-EWG-Abkommen und Nichtassoziiertenhilfe) 
fortgesetzt werden müßten. 

Das Sonderprogramm soll vor allem Maßnahmen 
der ärmsten Entwicklungsländer zur Erhöhung ih-
rer Eigenversorgung mit Nahrungsmitteln im Rah-
men von Ernährungsstrategien unterstützen. 

In einem Politik-Dialog wird die Durchführung von 
Ernährungsstrategien mit den betreffenden Län-
dern besprochen. Diese Länder müssen eine kohä-
rente und konsequente Entwicklungspolitik definie-
ren und durchführen, wobei sie die Gemeinschaft 
auf Wunsch unterstützt. Der Politik-Dialog dient 
ferner dazu, die Hilfe der Gemeinschaft mit den 
Hilfen anderer Geber zu koordinieren und damit 
wirksamer zu machen. Dieser Politik-Dialog wird 
auch im künftigen AKP-EWG-Abkommen zuneh-
mende Bedeutung gewinnen. Die Bundesregierung 
versteht einen solchen Dialog nicht als Einmi-
schung in die souveränen Entscheidungen der Ent-
wicklungsländer oder als strengere Konditionie-
rung der Hilfe, sondern als Angebot, die partner-
schaftliche Entwicklungszusammenarbeit mög-
lichst erfolgreich zu gestalten. Sie hat deshalb die 
entsprechenden Vorschläge der Kommission unter-
stützt. 

135. Die Bundesregierung befürwortet den Vor-
schlag des Europäischen Parlaments und der Kom-
mission an den Rat, die Volksrepublik China in die 
Nichtassoziiertenhilfe EG für ärmere Länder in La-
teinamerika und Asien einzubeziehen, allerdings 
nur Maßnahmen im Bereich der technischen Hilfe. 
Eine Entscheidung hierüber wurde wegen Beden-
ken einiger anderer Mitgliedstaaten noch nicht ge-
troffen. 

136. Der Rat begann mit der Beratung des Vor-
schlags der Kommission vom 17. Juni 1983 zur An-
nahme eines Hilfsprogramms für den Aufbau einer 
eigenen wissenschaftlichen und technologischen 
Forschung in den Entwicklungsländern (1984 bis 
1987). Nach den Vorschlägen der Kommission sol-
len in einer ersten Tranche die Bereiche Landwirt-
schaft und Gesundheit mit 60 Mio. ECU (146 Mio. 
DM) unterstützt werden. Für eine zweite Phase 
schlägt sie 90 Mio. ECU (219 Mio. DM) für For-
schung im Bereich von Umwelt, Energie und Bo-
denschätzen vor. 

XXVI. Internationale Übereinkommen 

Seerechtsübereinkommen 

137. Bei dem von der 3. VN-Seerechtskonferenz 
angenommenen Seerechts-Übereinkommen hat die 
Gemeinschaft als Zeichner der Schlußakte der See-
rechtskonferenz an der ersten Sitzung der Vorbe-
reitungskommission für die Internationale Meeres-
bodenbehörde und das Internationale Seerechtsge-
richt als Beobachter teilgenommen (15. März bis 
8. April 1983 in Kingston/Jamaika). Die Sitzung 
wurde vom 15. August bis 9. September 1983 fortge-
setzt. 

Zur Koordinierung der Haltung der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten bei der Mitarbeit in der 
Vorbereitungskommission hat der Rat eine Gruppe 
„Hohe Beamte Seerecht" eingesetzt, die damit be-
faßt ist, gemeinsame Positionen zu erarbeiten und 
zur Geltung zu bringen. 








